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Beginn: 15.02 Uhr

Präsident Berndt Röder: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist eröffnet.

Abweichend von der Empfehlung des Ältestenrats
haben die Fraktionen vereinbart, dass die Tages-
ordnung um zwei weitere Punkte ergänzt werden
soll. Es handelt sich dabei um je einen Bericht des
Eingabenausschusses sowie der Härtefallkommis-
sion. Die Drucksachen 19/4203 und 19/4241 ha-
ben Sie inzwischen erhalten. Sie wurden als Ta-
gesordnungspunkte 3a und 32a nachträglich in die
Tagesordnung aufgenommen.

Wir kommen dann zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind vier Themen angemeldet worden, und
zwar von der SPD-Fraktion

HAMBURG ENERGIE – Wie ernst ist dem
Senat der Aufbau eines unabhängigen eige-
nen Energieversorgers?

von der GAL-Fraktion

Obdachlosigkeit in Hamburg rückläufig
– umfassende Unterstützung weiter notwen-
dig

von der Fraktion DIE LINKE

60 Jahre Landesfrauenrat – Wann wird
Hamburg wieder Gleichstellungshauptstadt?

und von der CDU-Fraktion

Bessere Hilfeangebote – weniger Obdachlo-
se

Bevor wir jetzt das erste Thema aufrufen, wäre ich
sehr dankbar, wenn Sie die Wiedersehensfreude
etwas geräuschärmer abwickeln könnten.

Die Fraktionen haben vereinbart, das zweite und
vierte Thema gemeinsam zu debattieren. Ich rufe
das von der SPD angemeldete Thema auf. Wird
das Wort gewünscht? – Die Abgeordnete
Dr. Schaal hat es.

Dr. Monika Schaal SPD:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Vor genau einem Monat ha-
ben der Bürgermeister und die Umweltsenatorin
HAMBURG ENERGIE gestartet und das soge-
nannte HAMBURG-ENERGIE–Manifest unter-
zeichnet. Damit haben Sie einen Neuanfang bei
der Energieversorgung durch den Ausbau erneuer-
barer Energien als Beitrag zum Klimaschutz ver-
sprochen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Damit das klappt, soll die Stadt ihre Energieversor-
gung wieder in die eigenen Hände nehmen. Bedin-
gung ist aber, dass alle mitmachen. Das ist gut und

richtig, aber aus aktuellem Anlass ist zu fragen,
wie ernst es der Senat mit dem Neuanfang bei der
Energieversorgung nimmt. Ein Neuanfang bei der
Energieversorgung ist zwingend mit dem Atomaus-
stieg verbunden, doch in Berlin will die CDU jetzt
zusammen mit der FDP die Renaissance der
Atomenergie durchboxen. In Hamburg will die CDU
gleichzeitig mit der GAL die Energiewende zele-
brieren. Glaubwürdigkeit sieht anders aus, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Herr Kruse, Sie gehen jetzt nach Berlin. Herzlichen
Glückwunsch zu der neuen Aufgabe.

(Olaf Ohlsen CDU: Das kommt doch nicht
von Herzen!)

– Was verlangen Sie denn noch alles?

Wenn Sie es ernst meinen mit der Energiewende
und unserem neuen Energieversorger, Herr Kruse,
dann kämpfen Sie in Berlin für den Atomausstieg.
Sie haben sich hier oft genug als atomkritischer
Vertreter gegeben. Falls Sie keinen Erfolg haben,
das wissen Sie ganz genau, geht der Ausbau der
erneuerbaren Energien nicht weiter und das wäre
auch das Ende von HAMBURG ENERGIE. Also,
Herr Kruse, von Herzen sehr viel Erfolg in Berlin.

Viele Städte und Gemeinden nehmen ihre Ener-
gieversorgung wieder in die eigenen Hände und
kaufen die Energienetze zurück. In Hamburg lau-
fen die Konzessionen zwar erst 2014 aus und Ent-
scheidungen müssen 2012 getroffen werden, aber
die sind jetzt vorzubereiten. Darum muss der Se-
nat sich langsam einmal zur Rekommunalisierung
der Netze bekennen. Das würde auch HAMBURG
ENERGIE neuen Schwung geben, denn dann wür-
de die Energiepolitik wirklich wieder in Hamburg
und nicht in Stockholm gemacht und vor allen Din-
gen würden die Erträge aus Strom- und Netzge-
schäften in Hamburg bleiben und nicht nach Stock-
holm fließen.

(Beifall bei der SPD)

Nach der aktuellen Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs muss der Grundversorger die Netze
verkaufen. Das hat der Senat bislang immer be-
zweifelt. Darum könnte der Senat jetzt schon ein-
mal Nägel mit Köpfen machen und sagen, was er
will. Ökostromhändler gibt es in Hamburg viele. Ein
stadteigener Energieversorger wäre ein echtes Al-
leinstellungsmerkmal für die Hansestadt.

Mit dem Slogan "Ich schließ mich an" wirbt HAM-
BURG ENERGIE um Kunden. Der Senat hat aber
offensichtlich diesem Lockruf bisher widerstanden.
Wenn Hamburg Vorbild sein soll, muss sich der
Senat auch selbst zum Stromwechsel bekennen
und darf sich nicht weiter hinter einer künftigen
europaweiten Ausschreibung verstecken. Der
Europäische Gerichtshof lässt solche Inhouse-Ge-
schäfte auch zu. Ab Januar wird die Stadt Gas
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über HAMBURG ENERGIE beziehen, ohne vorher
ausgeschrieben zu haben. Warum soll das nicht
auch bei Strom gehen? Man muss nur wollen.

(Beifall bei der SPD)

Der neue stadteigene Stromhändler ist dabei, auf
einem hart umkämpften Markt seine Kunden zu fin-
den, doch der Platzhirsch Vattenfall reagiert heftig
– es ist ja Herbst. Mit der Wahl des Slogans "Ener-
gie für Hamburg", dem Einsatz des Hamburg-Wap-
pens und einem unseriösen Vergleich des eigenen
Stromtarifs mit dem Tarif "Horizont" von HAM-
BURG ENERGIE irritiert Vattenfall viele Verbrau-
cherinnen und Verbraucher. Vattenfall ist ein
schwedisches Unternehmen, das mit der alten
HEW nicht mehr vergleichbar ist. HAMBURG
ENERGIE bietet mit seinem Tarif "Horizont"
100 Prozent Windstrom aus der Region. Das Öko-
angebot vom Grundversorger bietet zu 80 Prozent
Strom aus norwegischer Wasserkraft, ist damit
zwar billiger, aber nicht gut und günstig und auf je-
den Fall nicht vergleichbar. Irreführende Werbung
ist eine Marktverzerrung und nicht statthaft. Eine
deutliche Klarstellung, Frau Senatorin, notfalls
auch eine Klage zugunsten von HAMBURG
ENERGIE wären hier am Platz.

(Glocke)

Große Werbeauftritte sind in der Regel teuer.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Frau
Abgeordnete, ist Ihnen die Bedeutung der Glocke
geläufig? Ihre Redezeit ist abgelaufen.

(Farid Müller GAL: Auch Redezeit ist teuer!)

Dr. Monika Schaal (fortfahrend): Ich bin zu Hause
zu HAMBURG ENERGIE gewechselt, vielleicht tun
Sie es auch. – Danke.

(Beifall bei der SPD und bei Martina Greger-
sen, Christiane Blömeke und Dr. Eva Güm-
bel, alle GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Kruse.

Rüdiger Kruse CDU:* Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich stelle fest, dass
dies meine letzte Chance ist, in diesem Haus über-
haupt einmal einen Ordnungsruf zu erhalten.

(Heiterkeit bei der CDU und der GAL
– Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Herr
Abgeordneter, versuchen Sie es gar nicht erst.

Rüdiger Kruse (fortfahrend): Ich glaube, ich werde
zumindest diese Chance dann auch wieder ver-
marmeln.

Liebe Frau Dr. Schaal, es hätte mich überrascht,
wenn wir am Schluss eine Debatte gefunden hät-
ten, bei der wir beide einer Meinung sind und ge-
meinsam etwas Positives anstreben. Ich habe
mich auch oft darüber geärgert, dass Sie immer al-
les so negativ sehen. Inzwischen sage ich mir, Sie
sind halt der Geist, der stets verneint, und Sie sind
damit auch die Kraft, die uns dazu antreibt, Gutes
zu schaffen.

(Beifall bei der CDU)

Insofern passt das auch ganz gut.

Nun zu HAMBURG ENERGIE. Sie haben recht,
Vattenfall ist natürlich nicht mehr die alte HEW,
aber auch HAMBURG ENERGIE sind nicht die al-
ten Stadtwerke, so wie wir sie früher hatten und
dahin wollen wir auch gar nicht zurück. Sie sind,
wenn man so will, Stadtwerke 2.0. Das heißt, man
muss diese Aufgabe neu durchdenken und neu er-
finden. In diesem Zusammenhang ist es nicht rich-
tig zu sagen, die alte HEW habe die Netze beses-
sen, wir müssen sie unbedingt wiederhaben, son-
dern das müssen wir prüfen. Die Koalition hat sich
zu diesem Thema damals einen Prüfauftrag ins
Buch geschrieben und gesagt, wir wollen prüfen,
ob wir neue Stadtwerke gründen. Dazu haben Sie
uns damals gesagt, Sie wollen das nur prüfen, das
machen Sie nie. Wir haben es vor einem Monat
gemacht.

Wir haben hier eine gute Positionierung gefunden
und wenn Sie sagen, dass der Wettbewerber Vat-
tenfall sehr aggressiv reagiere, dann haben wir
noch etwas richtig gemacht, denn wenn einer, der
hier der Platzhirsch ist, ein bisschen nervös wird
und aggressiv reagiert, dann ist der Marktauftritt
gelungen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Die Frage, ob wir Netze zurückerwerben, muss
diskutiert werden. Sie haben zwar recht, die Ge-
winne dieser Netze wären dann bei uns, aber die
Kosten der Netze wären auch erst einmal bei uns.
Ich darf Sie aus einer anderen Situation heraus
daran erinnern, dass haushaltspolitische Dinge, die
wir heute tun, sehr gut und sehr klug durchdacht
werden müssen, weil sie sonst nämlich Ihr Kollege
Herr Dr. Tschentscher in sehr analytischer Form
auseinandernehmen würde. Das wollen wir nicht,
so sehr wir ihn auch schätzen.

Von daher muss das gut überlegt werden. Wir ha-
ben eine sehr wichtige Entscheidung getroffen. Wir
haben ganz klar gesagt, dass HAMBURG ENER-
GIE nicht der 51. Stromanbieter sein soll, sondern
dass wir die Gewinne in erneuerbare Energien
reinvestieren. Da liegt auch die Hauptproblematik
in der Versorgung mit erneuerbaren Energien.
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Sehr viele handeln damit, aber zu wenige Stromlie-
feranten investieren auch in die Produktion und in
neue Anlagen. Genau das ist der Schwerpunkt,
den wir bilden.

Ich danke Ihnen auch für die Arbeitsaufträge für
Berlin. Sollte noch jemand einen haben, nehme ich
ihn gerne entgegen, auch gerne von meiner eige-
nen Fraktion oder von der GAL.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Von uns nicht?)

– Haben Sie Arbeitsaufträge?

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ich komme gleich
einmal zu Ihnen!)

– Das ist in Ordnung.

In Hamburg haben wir eine Aufstellung gefunden,
die sehr gut in den Kanon passt, was die Energie-
wende für Deutschland bedeutet. Mit dieser Auf-
stellung setzen wir einen Akzent im Wettbewerb
und wir sind uns natürlich im Klaren darüber, dass
wir die Vormachtstellung der alten HEW nicht zu-
rückerobern werden. Das kann auch nicht im Inter-
esse der Menschen in dieser Stadt liegen, sondern
in deren Interesse liegt, dass wir das Thema er-
neuerbare Energien stärker nach vorne bringen.
Da haben wir natürlich gesehen, dass es bei der
Verteilung auf die großen Energieversorger sicher-
lich ganz gut wäre, wenn ein dynamisches neues
Unternehmen mit am Markt ist, das eine starke Un-
terstützung von dieser Stadt erfährt und zeigt, wie
man es auch machen kann. Ich hoffe sehr stark
auf Nachahmereffekte, weil es für die Sache natür-
lich unwahrscheinlich gut wäre, wenn die Großen
auf den gleichen Kurs gingen.

Daher bin ich der Überzeugung, dass alle Progno-
sen der Entwicklung des Sektors erneuerbare
Energien von der Realität überholt werden und
sich die erneuerbaren Energien bundesweit we-
sentlich schneller durchsetzen werden, als selbst
Befürworter das jetzt annehmen. Deshalb ist es
wichtig, dass wir eine Politik betreiben, die sicher-
stellt, dass wir keine falsche Weichenstellung in
Richtung fossile Energien vornehmen. Aus diesem
Grund begrüße ich auch Projekte wie zum Beispiel
DESERTEC, auch wenn es ein Großprojekt ist.

Das ist ein Thema, das ich mit nach Berlin nehmen
werde und ich möchte Ihnen auch noch sagen,
dass ich sehr dankbar dafür bin, acht Jahre in die-
sem Haus gewesen zu sein. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU und der GAL und ver-
einzelt bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält die Ab-
geordnete Weggen.

Jenny Weggen GAL:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Vor wenigen Wochen ist HAM-
BURG ENERGIE als stadteigenes Unternehmen

mit einem Stromangebot für alle Hamburger Haus-
halte auf den Markt gekommen, das klimafreund-
lich ist, da es kohle- und atomfrei ist. Strom von
HAMBURG ENERGIE bedeutet in erster Linie
Strom aus Wind, Wasser und Sonne und somit aus
sauberen und regenerativen Quellen. Es bedeutet
eben nicht Strom aus Kohle, der die Luft mit Fein-
staub verpestet und den Klimawandel ordentlich
beschleunigt. Es bedeutet nicht Strom aus Atom-
kraft, der hochrisikoreich ist und strahlenden Müll
erzeugt, den wir noch unseren Kindern und Kin-
deskindern vererben werden. Wir setzen in Ham-
burg auf Strom ohne Atom, Frau Dr. Schaal.

(Beifall bei der GAL)

Wir setzen als Stadt ein Zeichen, dass wir jetzt und
zukünftig in Hamburg auf eine regenerative, klima-
freundliche und nachhaltige Strom- und Energieer-
zeugung setzen. Wir schaffen mit HAMBURG
ENERGIE ein weiteres Angebot an klimafreundli-
chem Strom in Hamburg und eines unterscheidet
HAMBURG ENERGIE von allen anderen Anbie-
tern, die Ökostrom im Programm haben. Jede
neue Kundin und jeder neue Kunde sorgen dafür,
dass in Hamburg und Umgebung in regenerative
Energieerzeugungsanlagen investiert wird und das
schafft auch neue Arbeitsplätze in Hamburg.

(Beifall bei der GAL)

Zentral wichtig ist auch, dass Hamburgerinnen und
Hamburger wieder zu einem stadteigenen Anbieter
wechseln können. Frau Dr. Schaal, Sie haben
schon gezeigt, wie man das macht. Die meisten
Hamburgerinnen und Hamburger haben nämlich
ihre Verträge mit der HEW bei Vattenfall einfach
weiterlaufen lassen. Das zeigt doch ganz deutlich,
dass der Bedarf und die Nachfrage nach einem
stadteigenen Anbieter bestehen. Die Gründung
von HAMBURG ENERGIE als Stromversorger war
ein wichtiger und richtiger Schritt für eine neue
Energieversorgung Hamburgs in der Zukunft. Ich
stimme Ihnen natürlich zu, dass es ein erster
Schritt war, aber es war ein erster wichtiger Schritt.
Es freut mich, dass auch die SPD-Fraktion an-
scheinend der Meinung ist, dass der Verkauf der
HEW damals ein Fehler war. Da sind wir uns mitt-
lerweile alle mehr oder weniger einig. Es könnte
schon viel mehr geschehen sein, wir könnten
schon viel weiter sein, als Stadt die Energieversor-
gung Hamburgs klimafreundlich zu gestalten. Aber
leider kann man so einen Schritt eben nicht von ei-
nem Tag auf den anderen zurückdrehen. Ich kann
natürlich nicht für den Senat sprechen, aber zumin-
dest für meine Fraktion. Selbstverständlich meinen
wir es ernst. Wir wollen eine zukunftsfähige und
somit klimafreundliche Energieversorgung Ham-
burgs. Mit HAMBURG ENERGIE wurde dafür der
Grundstein gelegt. Wir sehen in diesem Zusam-
menhang auch die Übernahme der Energienetze
und dabei vor allem der Wärmenetze als eine
enorm wichtige Chance für den Klimaschutz.
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(Beifall bei Dr. Monika Schaal SPD)

Frau Dr. Schaal, da stimme ich Ihnen selbstver-
ständlich zu. Aber es wäre doch unseriös, an die-
ser Stelle schon große Versprechungen zu ma-
chen, bevor die Prüfung abgeschlossen ist. Die
Prüfung der Übernahme der Netze haben wir be-
reits beschlossen, darauf hat Herr Kruse auch
schon hingewiesen, und sie läuft derzeit. Welche
großartigen Möglichkeiten dies aber bietet, das
liegt doch auf der Hand. Die Übernahme der Ener-
gienetze zurück durch die Stadt kann dazu beitra-
gen, den CO2-Ausstoß Hamburgs enorm zu sen-
ken. Das wäre ein weiterer wichtiger und richtiger
Schritt, um unsere ehrgeizigen, aber absolut not-
wendigen Ziele zu erreichen, nämlich den
CO2-Ausstoß Hamburgs bis 2020 um 40 Prozent
und bis 2050 um 80 Prozent zu senken. Das muss
der Hamburger Beitrag sein, damit sich die Erde
nicht um mehr als zwei Grad erwärmt.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wie ernst wir es mit dem Klimaschutz meinen, wird
an zahlreichen Projekten deutlich, die wir auf den
Weg bringen, wie der Stadtbahn, der Energieagen-
tur und auch HAMBURG ENERGIE. HAMBURG
ENERGIE ist ein Meilenstein, der in die richtige
Richtung weist. Wir wollen eine zukunftsfähige und
somit regenerative Energieversorgung Hamburgs,
wir wollen sicheren und sauberen Strom. Hamburg
ist Europas Umwelthauptstadt 2011 und mit HAM-
BURG ENERGIE zeigen wir, dass wir diesen Titel
verdienen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Stadtwerke, Herr Kruse und
Frau Weggen, sehen anders aus. Das wissen die
Hamburger noch sehr genau. Mit Ihrer Ankündi-
gung, ein Stadtwerk zur Stromversorgung in Ham-
burg zu gründen, weckte die Senatorin Hajduk Er-
wartungen und verteilte gleichzeitig ein Trostpfla-
ster an die grüne Wählerschaft. Schon der Zeit-
punkt, an dem sie die Idee von HAMBURG ENER-
GIE der Öffentlichkeit vorgestellt hatte, war be-
zeichnend. Es war genau der Tag, an dem die
GAL als Regierungspartei den Bau des Kohlekraft-
werks Moorburg bekannt gab. Mit einer Ausstat-
tung von 10 Millionen Euro kann kein Stadtwerk
zum Laufen gebracht werden. Entsprechend holp-
rig ist aus unserer Sicht auch der Start. Zunächst
handelt es sich, auch wenn der Name etwas ande-
res vorgibt, um einen Stromhändler. Es soll atom-
und kohlefreier Strom angeboten werden. Das wä-
re auch eine gute Alternative.

Der Anteil an regenerativer Energie wird mit die-
sem Stromhändler in Hamburg aber überhaupt

nicht gesteigert. Erstens gibt es in Hamburg schon
eine ganze Menge Haushalte, die sich ökologische
Anbieter ausgesucht haben, zu denen inzwischen
auch immer mehr wechseln. Zweitens handelt es
sich bei Strom von HAMBURG ENERGIE um
einen umetikettierten Strom. Das heißt, es sind
sehr wohl Anteile aus Kohle- und Atomkraftwerken
dabei. Frau Weggen hat auch ganz richtig gesagt,
dass es in erster Linie regenerative Energie sein
soll. Sie weiß sehr genau, dass noch andere Teile
dabei sind, und sie spricht auch im Komperativ, in-
dem sie sagt, es soll regenerativere Energie zur
Verfügung gestellt werden. Es ist also nicht so,
dass das eine ganz klare Geschichte ist.

Diese Umetikettierung ist für sich genommen
schon äußerst fragwürdig, weil sie eben dem Ver-
braucher etwas vormacht, was es gar nicht ist. Auf
der letzten Pressekonferenz zum neuen Hambur-
ger Stadtwerk wurde dann auch deutlich, dass das
Etikett eine größere Rolle spielt als der Inhalt. Mit
Dagmar Berghoff wurde eine VIP gewonnen, die
sich bisher nicht dadurch besonders ausgezeich-
net hat, dass sie einen kritischen Umgang mit
Energie angemahnt hat; es war wohl eher eine
Frage des Honorars. Der Bürgermeister brauchte
einen Tag Bedenkzeit, um zu ermitteln, ob sich ein
Wechsel von Vattenfall zu HAMBURG ENERGIE
für ihn auch rechnet.

(Erster Bürgermeister Ole von Beust: Spar-
samer Mensch!)

Jetzt, sagt er, gehöre er zu den ersten 1000 Kun-
den und darum geht es auch, es gibt noch nicht
genug Kunden. Wenn davon gesprochen wird,
dass die Gewinne in ein HAMBURG-ENERGIE-
Stadtwerk reinvestiert werden müssen, damit auch
Strom produziert werden kann, was wir befürwor-
ten, dann muss man erstens genug Kunden ha-
ben, zweitens muss ein Gewinn erzielt werden und
drittens kann ich erst dann investieren. Von genug
Kunden ist HAMBURG ENERGIE noch weit ent-
fernt.

Wenn der schwarz-grüne Senat es mit dem Stadt-
werk wirklich ernst meint – Frau Dr. Schaal hat
schon darauf hingewiesen –, dann müssen Taten
folgen. Wenn man etwas will, dann geht es be-
kanntlich auch, das haben wir bei mehreren Punk-
ten erlebt. Der Etat von 10 Millionen Euro wird
überwiegend für Öffentlichkeitsarbeit und Werbe-
gags draufgehen. Es muss mehr Geld zur Verfü-
gung gestellt werden, sonst wird es nie mehr sein
als ein Stromhändler.

(Beifall bei der LINKEN)

Alle städtischen Gebäude und auch die von SAGA
GWG müssen ihren Strom über HAMBURG
ENERGIE beziehen, wenn es ein Stadtwerk für die
Hansestadt sein soll. Die Verträge mit Vattenfall,
es sind 442 an der Zahl, mit städtischen Unterneh-
men und mit SAGA GWG müssen gekündigt wer-
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den und das so schnell wie möglich, wenn es eine
Chance für die immer wieder aufgezählten Zielvor-
gaben geben soll, die wir auch unterstützen.
Wenngleich der Eindruck bleibt, dass es auf den
großen Konferenzen auch hier vor Ort immer bei
Lippenbekenntnissen bleibt, müssen wir es selbst-
verständlich hinbekommen, dass der CO2-Ausstoß
gesenkt wird.

(Olaf Ohlsen CDU: Aber nicht mit den LIN-
KEN!)

Immer wieder wird diese Zahl von 40 Prozent bis
zum Jahr 2020 genannt. Nur wenn wir den Anteil
an regenerativer Energie nicht merklich erhöhen,
die Stadtwerke nicht wirklich ausstatten und alle
Kunden, die wir von der Stadt haben, nicht auch
dorthin bringen, dann wird es das nie werden.
Dann wird es bleiben, was es ist, ein Feigenblatt.
Wir möchten gerne, dass die Stadtwerke das wer-
den, wie sie heißen, nämlich auch regenerativen
Strom produzieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält Senato-
rin Hajduk.

Senatorin Anja Hajduk: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Im April dieses
Jahres haben wir über HAMBURG ENERGIE dis-
kutiert und damals konnte ich an dieser Stelle auch
sagen, dass es nur noch einige Wochen dauern
wird, bis das Unternehmen gegründet wird. Am
7. September ist dieses Unternehmen in den Markt
eingetreten und ich möchte festhalten, dass binnen
eines Jahres nach der ersten Ankündigung und
nach einigen Debatten auch hier im Haus eine Un-
ternehmensgründung und ein Markteintritt gelun-
gen sind. Ich habe von vielen Leuten gehört, die
nicht parteipolitisch gebunden sind, dass sie nicht
damit gerechnet hätten, dass wir diese Sache so
schnell auf den Weg bringen. Das erfreut sich ei-
ner hohen Aufmerksamkeit und gerade auch die
Konkurrenz im Energiegeschäft nimmt diesen Auf-
tritt von HAMBURG ENERGIE sehr ernst und das
ist gut so.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Insofern, Frau Schaal, meinen wir das ernst mit der
Gründung von HAMBURG ENERGIE und das ha-
ben wir in vielen Beiträgen deutlich gemacht. Dies
ist in der Tat eine ganz wichtige Weichenstellung,
die der Hamburger Senat und vornimmt, wie wir
die Perspektive der Energiepolitik für Hamburg in
Zukunft mitgestalten wollen. Zu der Atomfrage, die
Sie angesprochen haben, Frau Schaal, kann man
aber in jedem Falle feststellen, dass es eine ein-
deutige Entscheidung dieses Senats, auch mit der
CDU, gegeben hat, diesen Energieversorger für
Hamburg mit seiner Zukunftsperspektive schon
heute so aufzustellen, dass er atom- und kohlefrei-

en Strom verkaufen soll. Das ist auch eine ganz
wichtige perspektivische Antwort aus unserer Ver-
antwortung heraus. Die Grundidee ist die, dass
dieses Unternehmen, je mehr Menschen sich an-
schließen, umso mehr schon heute in regenerative
Energien investieren kann. Es geht eben, wie Sie
gerade gefordert haben, nicht nur um den Verkauf
und den Vertrieb von Strom, sondern es geht von
Anbeginn des Unternehmens an darum, den Ein-
stieg und die Planung auch eigener Erzeugungs-
anlagen auf den Weg zu bringen. Das haben wir
von Anfang an mit vorgestellt und das werden wir
auch schon mit Anlagen im nächsten Jahr verwirk-
licht haben. Das ist ein wichtiger Anspruch, Frau
Heyenn, aber dem kommen wir auch sehr konse-
quent nach.

Insofern ist die Eigenkapitalausstattung in Höhe
von 10 Millionen Euro durch das Mutterunterneh-
men HAMBURG WASSER eine wichtige Grund-
voraussetzung, aber es ist auch schon ganz kon-
kret geplant, regenerative Erzeugungsanlagen mit
einem Investitionsvolumen von immerhin 25 Millio-
nen Euro auf den Weg zu bringen. Die Anlagen
sollen 2010 in Betrieb gehen, es sind die Wind-
energieanlagen auf dem Klärwerk Dradenau. Dar-
über hinaus sind natürlich auch schon Investitio-
nen in Kraftwärmekopplungsanlagen geplant. Von
daher können wir von Anfang an auch bei diesem
Anspruch, den wir der Öffentlichkeit gegenüber for-
muliert haben, ernst machen mit dem Punkt: Je
mehr Kunden sich in Hamburg anschließen, desto
mehr kann in diese Zukunft investiert werden. Frau
Heyenn, ich bin auch gerne bereit, mich von der
Opposition in diese Richtung treiben zu lassen,
aber ich fordere Sie ausdrücklich auf, dieses Un-
ternehmen mit dieser Konzeption nicht öffentlich
kleinzureden.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wir werden in unserer freien Gesellschaft die Bür-
gerinnen und Bürger brauchen, die sich diesem
Energieversorger zuwenden. Das geht eben nicht
durch staatliche Verordnung und wir werden auch
nicht zu einem Markt zurückkommen, wo nur staat-
liche Unternehmen Erzeugungskapazitäten anbie-
ten. Aber HAMBURG ENERGIE mit dieser klaren
Zukunftsorientierung ernst zu nehmen und aus der
Opposition heraus zu unterstützen, wenn Sie es
programmatisch richtig finden, dazu möchte ich Sie
auffordern. In einer so großen Metropole wie Ham-
burg mit 1,7 bis 1,8 Millionen Einwohnern wäre es
doch, ganz unabhängig von Legislaturperioden,
ein wirklich großartiges Ergebnis, wenn HAM-
BURG ENERGIE mit dieser Aufstellung, quasi wie-
der rezukommunalisieren, Erfolg hätte. Das ist
mein Appell an die Opposition und da sollten Sie
sich auch einen Ruck geben.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Seit dem Markteintritt haben sich über 10 000 In-
teressenten bei HAMBURG ENERGIE gemeldet.
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Es ist immerhin ein Weg, den man nicht unter-
schätzen sollte, auch bis zum Schluss die Ver-
tragsunterlagen entsprechend einzureichen. Aber
eine Bemerkung sei mir auch erlaubt. Ich selbst bin
natürlich in meiner Funktion gefragt worden, wie
ich es damit halte, und es ist schon meine Über-
zeugung, sich solch einem Unternehmen, das man
mit auf den Weg bringt, auch privat anzuschließen.

In den Zeitungen wurde von dem Anbieterwechsel
des Bürgermeisters berichtet; Sie haben soeben
darauf angespielt. Wenn ein preisbewusster
Mensch nach einem Tag des Preisvergleiches
HAMBURG ENERGIE für sich auswählt, ist das
doch eine sehr gute Werbung, daran habe ich gar
nichts zu kritisieren.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Ich sage das nicht nur, weil ich hier ein Schmun-
zeln in die Debatte bringen möchte, sondern auch,
weil HAMBURG ENERGIE sich nicht als Ni-
schenanbieter mit einem exklusiven Angebot für
Kunden mit einem ausgeprägten ökologischen Be-
wusstsein aufstellt. HAMBURG ENERGIE will in
den breiten Markt hinein, weil der künftige Einfluss
und die Erfolgsperspektive dieses Unternehmens
wesentlich davon geprägt sein werden, ob dies ge-
lingt. Insofern finde ich es richtig, dass HAMBURG
ENERGIE in den Wettbewerb mit dem Grundver-
sorger eintritt und ich bin mir sicher, dass auch Sie
das für eine kluge Strategie halten.

Ich möchte kurz darauf eingehen, wie ernst wir es
damit meinen. Der Senat hat HAMBURG ENER-
GIE damit beauftragt, den Gasbezug für die Stadt
zu organisieren. Natürlich werden wir, wenn unse-
re Stromverträge auslaufen, auch die Möglichkei-
ten nutzen, die uns dann zur Verfügung stehen. Es
ist eine Selbstverständlichkeit, dass wir das Ver-
fahren auch in wettbewerblicher Hinsicht korrekt
handhaben, überlegt handeln und uns an laufende
Verträge halten. An dieser Stelle können Sie vom
Senat konsequentes Handeln erwarten.

Ein Wort zu den Netzen. Insbesondere mit Blick
auf das Fernwärmenetz muss Ich Ihnen sagen,
dass das nicht so einfach ist, wie man das viel-
leicht gerne hätte. Der Senat wird darauf hinarbei-
ten, eine Klärung so gut und eindeutig wie möglich
zu erzielen. Wir sind aber sowohl dazu verpflichtet,
als auch klug beraten, uns mit dem jetzigen Betrei-
ber auseinandersetzen. Da ist einiges nicht unstrit-
tig; selbstverständlich beurteilt Vattenfall es anders
als wir, wie die Endschaftsklausel auszulegen ist.

An dieser Stelle kann ich Ihnen nur sagen: Wir wis-
sen um die Wichtigkeit der Netze, insbesondere
des Fernwärmenetzes. Wir haben die Möglichkeit,
im Hinblick auf das Gas- und Stromnetz für die Zu-
kunft neue Fakten zu schaffen. Ich meine aber,
dass es einen Gedanken wert ist zu überlegen, ob
man die Netze vollständig in Besitz nehmen will
oder ob man auch andere Möglichkeiten erwägt,

eine Einwirkung auf den Netzbetrieb zu bekom-
men. Das ist eine so komplexe Aufgabe, dass es
meines Erachtens richtig ist, das einer sehr sorg-
fältigen Prüfung zu unterziehen.

Natürlich wollen wir auf die Energiepolitik dieser
Stadt Einfluss nehmen. Das hat der Senat bisher
konsequent unter Beweis gestellt und daran wer-
den wir auch weiterhin arbeiten.

Ich komme zum Ende.

(Beifall bei der SPD)

Ich freue mich, dass auch die SPD mithelfen
möchte, ENERGIE HAMBURG zu einem erfolgrei-
chen Unternehmen zu machen. So habe ich zu-
mindest Ihre Anmeldung dieses Themas hier ver-
standen, das finde ich wichtig.

Ich habe gerne gehört, dass wir Herrn Kruse unse-
re Wünsche mit auf den Weg geben können; da-
von werde ich noch Gebrauch machen. Ich wün-
sche Ihnen alles Gute in Berlin.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Ich halte noch einmal
fest, dass den Abgeordneten in der Aktuellen Stun-
de maximal fünf Minuten Redezeit zustehen, das
waren jetzt 190 Prozent dessen.

Das Wort bekommt der Abgeordnete Buschhüter.

Ole Thorben Buschhüter SPD: Wenn ich dürfte,
könnte ich jetzt durchaus auch sehr lange reden.

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die
SPD-Fraktion begrüßt ausdrücklich die Gründung
von HAMBURG ENERGIE als städtisches Unter-
nehmen, daran wollen wir keinen Zweifel aufkom-
men lassen.

Wir haben in unserem Regierungsprogramm zur
letzten Wahl in Hamburg angekündigt, dass wir un-
ter Einbeziehung der Konzessionsverträge für das
Hamburger Gas-, Fernwärme- und Stromleitungs-
netz die Gründung eines kommunalen Stadtwerkes
betreiben werden. Aus unserer Sicht ist die Grün-
dung von HAMBURG ENERGIE ein erster Schritt
auf diesem Weg. Bislang ist es aber tatsächlich
nicht mehr als ein erster Schritt, denn HAMBURG
ENERGIE ist, wie wir heute bereits mehrfach ge-
hört haben, nur ein Stromhändler. Wird das Unter-
nehmen künftig auch zu einem Energieversorger
oder sogar zu einem Stadtwerk, wie wir es uns vor-
stellen?

Die erste These des HAMBURG-ENERGIE-Mani-
fests lautet:

"Hamburg braucht einen Neuanfang bei der
Energieversorgung."

Dem stimmen wir vorbehaltlos zu. Frau Weggen
hat heute noch einmal wiederholt, dass HAM-
BURG ENERGIE allen Hamburger Haushalten ei-
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ne weitere Alternative bietet, klimafreundlichen
Strom zu beziehen. Ist es nur das, worum es geht?
Brauchen wir wirklich einen weiteren Ökostroman-
bieter? Hat es da bisher an Wettbewerb geman-
gelt? Bestimmt nicht. Ziel muss es sein, Energie
nicht nur frei von Kohle und Atomstrom zu liefern,
sondern ein integriertes Energieversorgungsunter-
nehmen für die Stadt und ihre Bürgerinnen und
Bürger zu schaffen; das wäre ein wirklicher Neuan-
fang.

(Beifall bei der SPD)

Ein zentraler Punkt hierfür ist aus unserer Sicht die
Übernahme der Strom-, Gas- und Fernwärmenetze
zum 1. Januar 2015. Ein erster Schritt zu diesem
Ziel wäre die Übernahme der öffentlichen Beleuch-
tung und ihres eigenen Netzes bereits zum 1. Ja-
nuar 2013.

Wir wollen kein Zurück zu den HEW. Frau Senato-
rin, stellen Sie sich vor, Sie müssten heute in dem
Aufsichtsrat eines Unternehmens sitzen, das meh-
rere Atomkraftwerke betreibt; da müssten Sie uns
doch direkt dankbar für den HEW-Verkauf sein.

Was uns aber fehlt, Frau Senatorin, ist die Per-
spektive für das Unternehmen. Wo soll HAMBURG
ENERGIE in fünf oder zehn Jahren stehen? Wird
HAMBURG ENERGIE Leitungsnetze überneh-
men?

Zu dieser Frage haben wir heute Interessantes ge-
hört: Es kann sein, es muss nicht sein, man ist sich
offensichtlich nicht einig. Herr Kruse sprach von
Stadtwerken 2.0, das hörte sich mehr nach Stadt-
werken light an. Zwischen den Koalitionspartnern
scheint es keine klare Linie zu geben.

(Jens Kerstan GAL: Das ist rechtlich ein Pro-
blem!)

– Ja, jetzt problematisieren Sie das so.

Wir haben jedenfalls keine eindeutige Antwort auf
unsere Frage bekommen. Mal heißt es, der Senat
sei noch in der Prüfungsphase, ein anderes Mal, er
habe sich noch gar nicht mit dieser Frage befasst.
Für uns gehört eine Rekommunalisierung der Net-
ze zu einem erfolgreichen Stadtwerk zwingend da-
zu und erst recht, wenn Hamburg seine Energie-
versorgung selbst bestimmen soll, wie es im Mani-
fest so schön heißt.

Wenn auch die Übernahme erst in einigen Jahren
ansteht, dürfen die Entscheidungen darüber nicht
auf die lange Bank geschoben werden, sondern
müssen bereits jetzt konkret vorbereitet werden.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt weitere Fragen. Welche Rolle soll HAM-
BURG ENERGIE beispielsweise bei der Elektro-
mobilität spielen, bei der Landstromversorgung
oder der Stromversorgung für die Stadtbahn? Hier
tun sich große Chancen auf, um HAMBURG
ENERGIE wirklich zu einem Energieversorger für

die ganze Stadt zu machen. Nutzen Sie diese
Chance, Frau Senatorin.

(Beifall bei der SPD)

Die GAL bezeichnet HAMBURG ENERGIE als
einen Meilenstein für die klimafreundliche Energie-
versorgung Hamburgs und appelliert an die Ham-
burgerinnen und Hamburger, zu HAMBURG
ENERGIE zu wechseln, denn je mehr Verbraucher
Kunden bei HAMBURG ENERGIE werden, desto
mehr regenerative stadteigene Energieerzeu-
gungsanlagen werden in Hamburg und Umgebung
gebaut. Das ist richtig.

Wir unterstützen HAMBURG ENERGIE. Ich habe
mich ebenfalls entschlossen, privat und auch mit
dem Abgeordnetenbüro zu HAMBURG ENERGIE
zu wechseln.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Wir als SPD können nur jedem empfehlen, sich
diesem Beispiel anzuschließen. Aber was macht
die Stadt? Geht sie mit gutem Beispiel voran? Wir
haben von Frau Senatorin Hajduk gehört, dass
man einen Wechsel in Erwägung ziehe und wir uns
keine Sorgen machen sollten. Aber dank des
schwarzen Vorgängersenats mit seinem als Öko-
Bürgermeister gepriesenen Mann an der Spitze
wurden noch kurz vor der Wahl die Verträge mit
Vattenfall verlängert, was einen Wechsel frühe-
stens im Jahr 2011 möglich macht.

Ich komme zum Schluss. Die Gründung von HAM-
BURG ENERGIE ist richtig, aber darauf darf sich
die Stadt jetzt nicht ausruhen. Entwickeln Sie eine
Perspektive für ein Stadtwerk, Frau Senatorin, sa-
gen Sie ja zur Übernahme der Leitungsnetze,
schließen Sie die ganze Stadt an, damit HAM-
BURG ENERGIE mehr wird als eine bloße grüne
Streicheleinheit für das Ja zu Moorburg. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen zu diesem Thema.

Dann rufe ich das zweite und vierte Thema der Ak-
tuellen Stunde auf. Von der GAL angemeldet: Ob-
dachlosigkeit in Hamburg rückläufig – umfassende
Unterstützung weiter notwendig und von der CDU
angemeldet: Bessere Hilfsangebote – weniger Ob-
dachlose.

Wird das Wort gewünscht? – Die Abgeordnete
Gregersen hat das Wort.

Martina Gregersen GAL: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Natürlich ist es
traurig, wenn in einer Stadt wie Hamburg die Zahl
der Wohnungslosen gezählt werden muss und
dass es Wohnungslosigkeit gibt, aber nur wer die
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Fakten kennt und über genaue Zahlen verfügt,
kann Hilfeangebote optimieren. Eine Zählung ist
darum unerlässlich. Hier kann sich Hamburg rüh-
men, denn keine andere Stadt in Deutschland be-
fragt seine Wohnungslosen so detailliert und um-
fangreich wie wir.

(Beifall bei der GAL – Dirk Kienscherf SPD:
Dank der SPD, wir haben das eingeführt!)

– Herr Kienscherf, Ihr Zwischenruf ist richtig, es
begann 1996 mit der SPD und der STATT Partei.

Damals waren die Möglichkeiten noch begrenzt,
man war unerfahren und wusste nicht, wie viele
Fragen man den Wohnungslosen zumuten konnte
und wie deren Mitwirkung aussehen würde. Diese
erste Befragung war natürlich sehr sinnvoll, aber
leider noch nicht so umfassend, wie wir sie uns ge-
wünscht hätten.

Seit 1996 wurden die Fragen dann in Zusammen-
arbeit mit den Verbänden weiterentwickelt. Bei der
zweiten Befragung im Jahr 2002 wurden bereits Al-
ter, Geschlecht, Nationalität und die Verweildauer
auf der Straße erfragt. In der Wohnungslosenhilfe
ist seitdem viel passiert. Nach dem Fachstellen-
konzept arbeiten wir jetzt mit Beratungsstellen in
den Bezirken.

In diesem Jahr fand erneut eine Befragung statt.
Der Senat ließ unabhängig untersuchen, wie sich
die Wohnungslosigkeit entwickelt hat und ob die
Hilfen greifen. Der Fragenkatalog wurde wieder in
Zusammenarbeit mit den auf der Straße und in den
Hilfeeinrichtungen tätigen Akteuren entwickelt und
er wurde wesentlich umfangreicher als der Frage-
bogen bei der zweiten Befragung. So wurden bei-
spielsweise auch Fragen nach Schulden, nach
dem Besitz eines Girokontos oder einer Kranken-
kassenversicherungskarte gestellt. Von 90 Einrich-
tungen wie der mobilen Hilfe oder dem Mitter-
nachtsbus und auch von Straßensozialarbeitern
wurden Wohnungslose im März dieses Jahres eine
Woche lang befragt. Abzüglich der Doppelungen
wurden genau 1029 Menschen befragt, nur 71 von
ihnen haben ihre Mitarbeit verweigert. Das be-
trachte ich als einen außerordentlich großen Er-
folg.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Die Ergebnisse der Befragung zeigen uns, dass
wir die Wohnungslosenhilfe optimiert haben, denn
die Zahl der Wohnungslosen ist Gott sei Dank ge-
sunken. Außerdem stieg die Zahl der Jugendlichen
und jungen Erwachsenen, die in Hamburg auf der
Straße leben, zum Glück nicht weiter an, wie von
Hinz&Kunzt immer wieder befürchtet wurde. Wir
sehen, dass die Wohnungslosenhilfe in Hamburg
wirklich besser greift.

Etwa 65 Prozent der Wohnungslosen sind im Be-
sitz einer Krankenversicherungskarte. Der Anteil
der Wohnungslosen, die zumindest sporadisch

Übernachtungsangebote nutzen, ist um 12 Pro-
zentpunkte gestiegen. 2002 waren es 48 Prozent,
jetzt sind es 60 Prozent. Dass die Akzeptanz ge-
genüber den Übernachtungsangeboten gestiegen
ist, zeigt, dass sich die Angebote wesentlich ver-
bessert haben. Auf der anderen Seite zeigen die
Zahlen aber auch, dass noch nicht alles so optimal
ist, dass wir uns jetzt auf dem Erreichten ausruhen
könnten oder sollten. Es liegen uns jetzt aber Fak-
ten vor, die uns dabei unterstützen werden, die Hil-
fe für Wohnungslose weiter zu verbessern und zu
optimieren.

Wir werden uns auch nicht auf den Ergebnissen
der Befragung ausruhen. Für das Frühjahr 2010 ist
eine Fachtagung angedacht, auf der einen Tag
lang über Hilfen für Wohnungslose und die Verbes-
serung dieser Hilfen diskutiert werden wird. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete von Frankenberg.

Egbert von Frankenberg CDU:* Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Die empirische Unter-
suchung "Obdachlose, 'auf der Straße' lebende
Menschen in Hamburg 2009" sagt aus, dass die
Obdachlosigkeit in Hamburg seit 2002 um 20 Pro-
zent zurückgegangen ist. Das ist erst einmal eine
gute Nachricht

(Beifall bei der CDU und der GAL)

zumal vor dem Hintergrund, dass wir bei der vor-
herigen Untersuchung im Jahr 2002 eine Stagnati-
on, genaugenommen sogar einen leichten Anstieg,
zu verzeichnen hatten. Da ist durchaus ein spürba-
rer Erfolg der Senatspolitik festzustellen. Dies ist
aber nicht nur ein Erfolg des Senats, sondern auch
der Behörden, der Verwaltung, der Bezirke und der
Verbände der freien Wohlfahrtspflege. Das ist eine
gemeinsame Leistung, auf die wir durchaus stolz
sein können.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Unsere Konzepte wirken und helfen den Men-
schen in Not.

Frau Gregersen hat eben schon einige Zahlen ge-
nannt. Wir haben zurzeit 1029 wohnungslose Men-
schen in Hamburg. Besonders erfreulich ist es,
dass nach Ende des Winternotprogrammes 115
Menschen einen Weg aus der Obdachlosigkeit ge-
funden haben. Wir bemühen uns um einen Aus-
gleich in der Stadt und wer in Hamburg Hilfe
braucht, der bekommt sie auch.

(Glocke)
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Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Was für
die Abgeordneten gilt, gilt auch für den Herrn Di-
rektor. Herzlichen Dank. – Fahren Sie bitte fort.

Egbert von Frankenberg (fortfahrend): Es ist
wichtig, dass wir versuchen, Obdachlosigkeit bei
jungen Menschen gar nicht erst auftreten zu las-
sen und wenn wir sie nicht haben vermeiden kön-
nen, ihnen so schnell wie möglich zur Seite zu ste-
hen. Bei der Auswertung der Befragung müssen
wir berücksichtigen, dass die Zahlen insgesamt auf
einer niedrigeren Ausgangsbasis beruhen. Den-
noch sind auch in diesem Bereich Erfolge nachzu-
weisen.

Wir wollen aber nicht verkennen, dass für jeden
Menschen das Leben auf der Straße ein schweres
Schicksal ist. Es ist wichtig, dass wir den Men-
schen helfen, die nach wie vor obdachlos sind; das
ist auch Sinn und Zweck so einer Untersuchung.

Wichtig bei dieser Untersuchung war uns der
handlungsorientierte Ansatz. Mit den Daten, die wir
erhoben haben, soll weiter gearbeitet werden. Auf-
grund der Befragung können wir abschätzen, was
wir in Zukunft besser machen können. Außerdem
können wir neue Handlungsschwerpunkte für die
Zukunft setzen. Transparenz und Dialog mit den
Beteiligten sind uns wichtig. Wir müssen immer
wieder überprüfen, ob wir die von uns durchgeführ-
ten Maßnahmen noch optimieren können.

Durch die Ergebnisse der Befragung ergeben sich
aber auch neue Herausforderungen, das will ich
gar nicht verschweigen. So ist zum Beispiel die
durchschnittliche Dauer der Obdachlosigkeit ange-
stiegen. Hier sehe ich in den nächsten Jahren
einen neuen Schwerpunkt, wo wir uns intensiv dar-
um bemühen müssen, das zu ändern. Das ist kein
schöner Zustand und daran wollen wir auf jeden
Fall in den nächsten Jahren arbeiten.

Ein weiterer Schwerpunkt ergibt sich aus der Zu-
nahme der nicht deutschen Obdachlosen. Dieses
Problem ist nicht hier bei uns aufgetreten, sondern
wir haben aufgrund der EU-Osterweiterung eine
Zuwanderung von Menschen aus Ost- und Südost-
europa. 2002 lag der Anteil bei 17 Prozent, mittler-
weile sind es schon 26,6 Prozent und die Tendenz
ist steigend. Da haben wir also auch ein Problem,
dem wir uns stellen müssen. Hinzu kommt, dass
die Wohnungslosen aus dieser Personengruppe
überproportional häufig kein eigenes Einkommen
und keine Krankenversicherung haben. Hier haben
wir ein wichtiges Handlungsfeld, bei dem wir aber
nicht auf die Schnelle Lösungsansätze präsentie-
ren können. Wir werden uns intensiv mit diesem
Problem auseinandersetzen, um es dann vernünf-
tig lösen zu können.

Der Anstieg dieses Personenkreises – dieser Per-
sonenkreis gehörte ja nicht zu der Gruppe, die ur-
sprünglich befragt wurde – macht deutlich, dass

die Wirksamkeit der Maßnahmen unter Umständen
deutlich größer ist, als wir aus den Zahlen ablesen
können.

Positiv sehe ich die Arbeit der neuen Fachstellen
für Wohnungsnotfälle in den Bezirken. Durch ihr
frühzeitiges Eingreifen und ihre präventive Arbeit
kann Wohnungslosigkeit in vielen Fällen vermie-
den werden. Auch das ist ein großer Erfolg.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

In diesem Jahr nahmen 60 Prozent die Übernach-
tungsangebote an; 2002 waren es nur 48 Prozent.
Wir können also das Fazit ziehen, dass die Hilfe-
angebote der Stadt an Akzeptanz gewonnen ha-
ben; auch das ist schön.

Ich wünsche mir für die Zukunft weiterhin eine so
gute Zusammenarbeit wie in der vergangenen Wo-
che im Sozialausschuss. Für den sachlichen Dia-
log, die gute Diskussion und die gelungene Befra-
gung von Herrn Schaak, dem Autor der Studie,
möchte ich mich ausdrücklich bei der Opposition
bedanken. Das war gute parlamentarische Zusam-
menarbeit, vielen Dank dafür.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Herr
Abgeordneter, ist Ihnen die Bedeutung des roten
Lichtes bekannt?

Egbert von Frankenberg (fortfahrend): – Ja, ich
komme damit zum Ende.

Der Bericht ist für uns eine Bestätigung der ge-
meinsam geleisteten Arbeit; Erfolge sind da. Er ist
aber zugleich Auftrag für die weitere Arbeit.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Bekeris.

Ksenija Bekeris SPD: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Auch die
SPD-Fraktion begrüßt, dass dieses Jahr nach
1996 und 2002 wieder eine Obdachlosenbefra-
gung durchgeführt wurde und das unter großer Mit-
wirkung von Einrichtungen und Obdachlosen.

Natürlich ist es positiv zu bewerten, dass seit 1996
die Zahl der Obdachlosen um 15 Prozent zurück-
gegangen ist, Euphorie sollte diesbezüglich aber
nicht ausbrechen. Hamburg liegt deutlich hinter
dem Bundestrend. Es wird geschätzt, dass die Ob-
dachlosigkeit seit Mitte der Neunzigerjahre um
rund 50 Prozent zurückgegangen ist.

In unserer reichen Stadt leben aber noch immer
über 1000 Obdachlose auf der Straße. Dabei wur-
den all jene, die von der Zählung nicht erfasst wur-
den, nicht berücksichtigt. Gerade bei wohnungslo-
sen Jugendlichen und Frauen gibt es eine hohe
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Dunkelziffer, die die Gesamtzahl der Obdachlosen
deutlich erhöhen würde. Außerdem sind 2500
Menschen öffentlich untergebracht. Insgesamt
sprechen wir also von rund 4000 Wohnungslosen.
Das ist eine viel zu hohe Zahl, die wieder einmal
zeigt, dass in Hamburg bezahlbarer Wohnraum für
Wohnungslose und Menschen mit einem geringen
Einkommen fehlt.

(Beifall bei der SPD und bei Kersten Artus
und Mehmet Yildiz, beide DIE LINKE)

Ich möchte einige Entwicklungen der gegenwärti-
gen Situation der Obdachlosen in Hamburg aufzei-
gen, die wir nicht aus den Augen verlieren dürfen.
Die Obdachlosenstudie zeigt eine Veralterung der
auf der Straße lebenden Menschen in Hamburg.
Das durchschnittliche Alter der Obdachlosen hat
sich seit 1996 von 37 Jahre auf 43 Jahre erhöht.
Gleichzeitig steigt die durchschnittliche Dauer der
Obdachlosigkeit. 2002 lag sie bei 47 Monaten,
heute bei 58 Monaten. Das bedeutet fast fünf Jah-
re leben auf der Straße. Mehr als 35 Prozent der
Obdachlosen leben seit mehr als fünf Jahren auf
der Straße und das ist eine sehr beunruhigende
Entwicklung. Diese Menschen nehmen auch die
Hilfeangebote nicht mehr an. Wir müssen uns
neue Hilfeangebote für diese älter werdenden, lan-
ge auf der Straße lebenden Menschen ausdenken.

Es gibt aber immer noch eine viel zu hohe Zahl an
jugendlichen Obdachlosen. Wir benötigen drin-
gend einen Ausbau der entsprechenden Bera-
tungs- und Hilfeangebote. Ein Beispiel ist das Pro-
jekt Hamburg Veddel. Hier wird außerordentlich
engagiert der richtige Weg beschritten und den
muss man auch auf andere Stadtteile erweitern
und darf ihn nicht nur auf Hamburg-Mitte beschrän-
ken.

Wir müssen im Hinblick auf die Unterbringung in
öffentlichen Einrichtungen weiter diskutieren und
auch investieren. Die Vertreter der karitativen Ein-
richtungen weisen darauf hin, dass in den Unter-
künften nur sehr wenige freie Plätze zur Verfügung
stehen; oft müssen sogar Wartelisten eingesetzt
werden. Zudem sind die Standards oft nicht ausrei-
chen. Es kann beispielsweise nicht sein, dass es
zu wenig Einzelzimmer gibt. Ein Mindestmaß an
Privatheit und Sicherheit ist vonnöten, damit die
Menschen diese Angebote auch annehmen.

(Beifall bei der SPD und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Freiwillige und gemeinnützige Einrichtungen lei-
sten eine wichtige Arbeit für obdachlose Men-
schen, aber wir können unsere Verantwortung
nicht, wie der Senator es manchmal andeutet, auf
sie abwälzen. Hier ist die Stadt gefordert und hier
muss Geld in die Hand genommen werden, Geld,
das für über 1000 Menschen, die auf den Straßen
unserer reichen Stadt leben, ein würdiges Leben
bedeutet. Es handelt sich hierbei um eine politi-

sche Entscheidung, die wir als SPD-Fraktion mit
aller Dringlichkeit vom Senat einfordern. – Danke.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Artus.

Kersten Artus DIE LINKE:* Herr Präsident, sehr
geehrte Damen und Herren! Ich begrüße aus-
drücklich den Beitrag der Kollegin Bekeris. Sie hat
bereits das Wesentliche gesagt, ich möchte einige
Kritikpunkte ergänzen.

Wenn Sie jetzt einmal die Augen schließen und
sich eine obdachlose Person vorstellen, wie sieht
diese dann aus? Ich vermute, in etwa so, wie die
Obdachlosen im "Tatort" aus Köln aussahen, der
letzten Sonntag ausgestrahlt wurde, ein typischer
Stadtstreicher oder Berber, der mit seinem Schlaf-
sack unter einer Brücke liegt, mit einem Einkaufs-
wagen voller Habseligkeiten durch die Straßen
schiebt oder in verlumpten Klamotten in Papierkör-
ben nach Essensresten, Pfandflaschen und Zei-
tungspapier stöbert.

Obdachlosigkeit hat aber viele Gesichter. Obdach-
losigkeit ist auch jung, sie ist auch weiblich, sie ist
zunehmend nicht deutsch. Obdachlose sind häufig
psychisch krank. Es ist nicht geklärt, ob diese Men-
schen durch die Obdachlosigkeit krank wurden
oder durch eine Erkrankung ihr Zuhause verloren
haben. Auch das sind Obdachlose. Viele von ihnen
haben eine Adresse und eine Krankenversiche-
rungskarte und längst nicht alle setzen sich eine
Flasche mit billigem Fusel an den Mund, um sich
ihre Situation schönzutrinken.

Die empirische Untersuchung über auf der Straße
lebende Obdachlose berücksichtigt nur einen Teil
der Menschen, die tatsächlich obdachlos sind. Es
ist daher mehr als schwierig, aus dieser Befragung
die richtigen Schlussfolgerungen zu ziehen. Die
Untersuchung stützt sich ja allein auf die Aussagen
der Menschen, die bereit waren, den Fragebogen
zu beantworten. Ich halte sowohl die Idee der Be-
fragung als auch die Methodik, die angewendet
wurde, für richtig, aber eben auch für unzurei-
chend. Mit dem Datenmaterial kann ich zu wenig
anfangen, weil es einfach beliebig interpretiert wer-
den kann.

Der Bericht lässt zum Beispiel keine Schlussfolge-
rung darüber zu, was getan werden muss, um den
Bedürfnissen nicht deutscher Obdachloser gerecht
zu werden. Wir haben eine steigende Anzahlt nicht
deutscher Obdachloser in Hamburg, vermutlich
kommen sie aus Osteuropa, genau wissen wir es
nicht, weil die Nationalität nicht konkret abgefragt
wurde. Der Bericht gibt ebenfalls keine Auskunft
darüber, inwieweit die staatlichen Einrichtungen
den vielen Ehrenamtlichen die Probleme überlas-
sen. Ein Beispiel: Wenn sich das Zahnmobil der
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Caritas vor der Alimaus platziert, können woh-
nungslose Patienten und Patientinnen gar nicht
mitteilen, welche Beschwerden sie haben, weil sie
kein Deutsch sprechen.

Der Bericht eignet sich auch nicht, wenn man er-
fahren möchte, ob und welche Veränderungen es
in den Krankheitsbildern der Obdachlosen gibt.
Was genau sich in der Wohnungsbaupolitik ändern
muss, lässt sich ebenfalls nicht aus dem Bericht
ableiten.

So kommt es, dass halbseidene Parallelstrukturen
gefördert werden, die für die Betroffenen unkalku-
lierbar werden. Ich möchte in diesem Zusammen-
hang an das Projekt SUBlife erinnern, das schwer
drogenabhängigen Menschen billigen Wohnraum
vermittelte. Als SUBway die Zuwendungen gestri-
chen wurden – Sie alle hier werden sich an die De-
batten im letzten Jahr erinnern –, war auch das
daran angedockte Projekt SUBlife unmittelbar in
Frage gestellt.

Einen Armuts- und Reichtumsbericht, wie ihn die
Fraktion der LINKEN unmittelbar nach ihrem Ein-
zug in die Hamburgische Bürgerschaft gefordert
hat, gibt es leider nicht. Herr von Frankenberg von
der CDU sagte damals, dass wir keinen Daten-
friedhof bräuchten und er unsere Bürger nicht aus-
schnüffeln wolle. Ein Armuts- und Reichtumsbe-
richt wäre aber genau das richtige Äquivalent, um
die Situation Obdachloser neben der empirischen
Untersuchung seriös zu beurteilen und um die rich-
tigen Maßnahmen daraus abzuleiten. Auf Bundes-
ebene gibt es diesen Bericht. Es ist also nichts An-
stößiges oder gar Revolutionäres, was DIE LINKE
für Hamburg fordert. Der Bericht der Bundesregie-
rung umfasst unter anderem eine Analyse beson-
ders schwieriger Lebenslagen, zum Beispiel von
Wohnungslosen. Hat nun die Bundesregierung die
Bürger ausgehorcht, bevor sie den Bericht im Juli
letzten Jahres herausgab? Dann habe ich damals
die Kritik der Hamburger CDU-Fraktion an der an-
geblichen Datenschnüffelei vermisst.

Das Problem dieser empirischen Untersuchung ist
eines, das viele Berichte des Senats haben. Man
kann zwar tolle Presseerklärungen aus ihnen zau-
bern, sie geben auch oberflächlich das Gefühl ei-
ner verantwortungsbewussten Umgangsweise mit
sozialen Brennpunktthemen. Die empirische Unter-
suchung über Obdachlose, die auf der Straße le-
ben, ist aus unserer Sicht aber vor allem dazu ge-
eignet, die Senatspolitik zu loben.

Der Senat geht das Risiko ein, dass irgendwann
eine Hatz gegen auf der Straße lebende osteuro-
päische Menschen einsetzen könnte und dass die
Gewalt gegen nicht deutsche Obdachlose zuneh-
men könnte, weil diese häufiger als deutsche Ob-
dachlose gar kein Einkommen haben, weil sie häu-
fig jünger sind, weil sie kein Deutsch sprechen,
weil sie seltener eine Krankenversicherungskarte
haben.

Der Senat geht außerdem das Risiko ein, dass die
Obdachlosigkeit von Frauen, die im Vergleich zu
anderen Großstädten überproportional ist, weiter-
hin unsichtbar bleibt. Für die betroffenen Frauen
bedeutet dies das Erleben von Gewalt und die Ab-
hängigkeit von Männern, die ihnen Unterschlupf
gewähren.

Ich begrüße in diesem Zusammenhang die ange-
kündigte Fachtagung im Frühjahr.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Frau
Abgeordnete, für weitere Beispiele haben Sie kei-
ne Zeit; Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Kersten Artus (fortfahrend): Dann halte ich unsere
Forderung aufrecht, dass ein Armuts- und Reich-
tumsbericht erstellt werden muss.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD – Michael Neumann SPD: Das ist
richtig!)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält Senator
Wersich.

Senator Dietrich Wersich: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Frau Artus, mit Ihnen will ich
einmal anfangen.

(Heiterkeit)

– Das ist ganz freundlich gemeint.

Mir erschließt sich nicht ganz, wie Sie einerseits
einen Armuts- und Reichtumsbericht fordern und
dann andererseits sagen können, es sei PR-Agita-
tion, wenn wir die Ergebnisse unserer Arbeit durch
eine Befragung der Betroffenen messen lassen.

(Beifall bei der CDU)

Ein Bericht hat noch niemandem geholfen, wenn
aus ihm keine Schlüsse gezogen werden. Es ist
aber sehr vielversprechend zu messen, ob das,
was wir tun, dazu führt, dass weniger Menschen in
prekären Situationen sind. Es geht darum, nicht
nur zu sagen, dass wir Gutes tun wollen, sondern
dass wir auch überprüfen, ob wir die gewünschten
Wirkungen erzielen. Jeder hier muss zugestehen,
dass unsere Taten Wirkungen gezeigt haben.

(Erste Vizepräsidentin Barbara Duden über-
nimmt den Vorsitz.)

Der Umbau des Hilfesystems für obdachlose Men-
schen in Hamburg hat gewirkt. Das Engagement
der Wohlfahrtsverbände hat gewirkt und das Enga-
gement der vielen ehrenamtlich tätigen Bürger hat
gewirkt. Deswegen sollten wir darüber zunächst
einmal froh sein.

(Beifall bei der CDU und der GAL)
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Herr Kienscherf, gleich zu Beginn der Debatte ha-
ben Sie uns froh und stolz daran erinnert, dass die
erste Befragung Obdachloser in Hamburg von Rot-
Grau durchgeführt wurde. Dann seien Sie doch
auch so ehrlich zu sagen, dass gemäß der zweiten
Zählung 2002 nach sechs Jahren SPD-Politik in
Hamburg die Anzahl der Obdachlosen gestiegen
ist und dass sie nun nach sieben Jahren CDU-So-
zialpolitik unter Frau Schnieber-Jastram rückläufig
ist. Das ist ein Erfolg. Das sage ich auch im Hin-
blick auf die GAL. Wir können uns natürlich jetzt
gemeinsam über diese Erfolge freuen, aber es war
nicht immer so, dass das, was wir in den vergan-
genen Jahren in diesem Bereich an Umstrukturie-
rung realisiert haben, auf Zustimmung bei der GAL
stieß. Insofern bin ich sehr froh darüber, dass Sie
mit uns gemeinsam beim Blick auf die reale Situati-
on sagen, dass das gut so war.

(Mehmet Yildiz DIE LINKE: Herr Wersich,
Sie sind lernfähig!)

– Manche müssen erst in die Regierung kommen,
um zu lernen, aber da will ich jetzt in Richtung LIN-
KE nichts sagen.

Es sind Probleme angesprochen worden. Wir wis-
sen, dass Obdachlosigkeit eine der schlimmsten
und für uns alle wahrscheinlich eine kaum vorstell-
bare Lebensphase ist. Wir wissen auch, dass alle
Anstrengungen gerechtfertigt sind, um Menschen
aus dieser schwierigen Lebenslage herauszuhel-
fen. Deshalb war ich über die Ergebnisse der Un-
tersuchung schon überrascht: Zwei Drittel der Ob-
dachlosen sind in unserem Sozialleistungssystem
integriert, 40 Prozent sind nicht verschuldet, zwei
Drittel haben eine Krankenversicherungskarte, von
den deutschen Obdachlosen sogar über 80 Pro-
zent. Das bedeutet, dass Obdachlose häufiger
krankenversichert sind als normale Bürger in Ame-
rika. Die Obdachlosen in Hamburg werden von den
Initiativen sehr gut erreicht und die Inanspruchnah-
me der Hilfeangebote ist ausgesprochen gut.

Sie haben kritisiert, dass wir eine Veralterung ha-
ben, wie Sie es genannt haben, und dass sich die
Dauer der Obdachlosigkeit erhöht hat. Wenn Sie in
die Studie schauen, wissen Sie aber auch, dass
dies daraus resultiert, dass es uns gelungen ist,
jüngere Menschen und Menschen, die noch nicht
so lange obdachlos sind, schneller herauszulösen.
Dann bleiben natürlich diejenigen übrig, die bereits
länger obdachlos sind. Wir sind uns einig, dass es
unser Bemühen sein muss, auch Perspektiven für
die Menschen zu eröffnen, die schon sehr, sehr
lange auf der Straße leben. Da stoßen wir häufig
an die Grenzen, auch im Hilfesystem. Im Winter-
notprogramm wird sich zum Beispiel ganz enga-
giert um die Bewohner der Container und Kirchen-
katen gekümmert und hinterher stellen die Helfer
trotzdem fest, dass diese, wenn das Wetter besser
wird, wieder verschwinden und die Hilfe nicht mehr

annehmen. Diese Grenze der Hilfsmöglichkeiten
müssen wir erkennen.

Ein letztes Wort noch zu der zunehmenden Anzahl
von ausländischen Obdachlosen. Ehrlich gesagt
finde ich es sehr grenzwertig und ziemlich unver-
antwortlich, wenn Sie sagen, dass dieser Bericht
dazu verführe, zu einer Hatz auf ausländische Ob-
dachlose einzuladen. Der Punkt ist ein ganz ande-
rer. Wir helfen niemandem, der als Obdachloser
sein Heimatland verlässt, ob es Polen, Bulgarien
oder Rumänien ist und der kein Wort deutsch
spricht, wenn wir ihn nicht wieder in seine heimatli-
chen Systeme reintegrieren. Wir können diese Pro-
bleme nicht in Hamburg lösen und deswegen heißt
es, diesen Menschen zu helfen. Wir müssen mit
den Konsulaten zusammenarbeiten, wir müssen
sehen, dass diese Menschen in ihren Heimatlän-
dern wieder reintegriert werden und können nicht
akzeptieren, dass am Ende durch Zuwanderung
von Obdachlosen, vor allem jüngeren Obdachlo-
sen, unsere Obdachlosen, die häufig psychisch
sehr angeschlagen sind, aus den Einrichtungen
verdrängt werden, weil sich das Klima in den Hilfe-
institutionen verändert.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb tun wir sozialpolitisch das Richtige, wenn
wir versuchen, zusammen mit deren Heimatlän-
dern die Reintegration in die sozialen und Bil-
dungssysteme ihrer Heimatländer zu erzielen und
nicht einen Zuzug in Sozialleistung in Hamburg or-
ganisieren.

(Beifall bei der CDU)

Wir können uns über die Erfolge freuen, die wir ha-
ben. Wir müssen aber weitermachen und, was
wichtig ist, partnerschaftlich weiter mit den Wohl-
fahrtsverbänden und den engagierten Bürgern zu-
sammenarbeiten, die jedes Jahr Obdachlose im
Winternotprogramm und im Alltag unterstützen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Artus.

Kersten Artus DIE LINKE:* Frau Präsidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Nun fühle ich mich na-
türlich eingeladen, noch etwas zu sagen. Ich habe
selbstverständlich nicht gesagt, dass die empiri-
sche Untersuchung zu einer Hatz auf osteuropäi-
sche Obdachlose einlädt, sondern dass Sie, wenn
Sie die Hilfesysteme nicht richtig anpassen, das
Risiko eingehen, dass es dann soweit kommen
könnte, weil diesen Menschen nicht adäquat ge-
holfen wird.

Herr Wersich, ich habe schon noch eine genaue
Nachfrage, wie Sie das gemeint haben. Was heißt
das denn, die müssen reintegriert werden in ihre
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Heimatländer? Heißt das Abschiebung oder was
meinen Sie damit? Ich finde grenzwertig, was Sie
eben gesagt haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe
zum zweiten Thema der Aktuellen Stunde keine
Wortmeldungen mehr. Dann kommen wir zum drit-
ten Thema. Angemeldet von der Fraktion DIE LIN-
KE: 60 Jahre Landesfrauenrat – Wann wird Ham-
burg wieder Gleichstellungshauptstadt?

– Wer wünscht das Wort? Frau Schneider.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Ich würde
gerne den Antrag stellen, das Thema auf
morgen zu verschieben!)

Das wird etwas schwierig, weil die Aktuelle Stunde
um 16 Uhr 33 endet. Das heißt, wir haben noch so
viel Redezeit,

(Egbert von Frankenberg CDU: Es muss ja
nicht jeder reden!)

dass wir die Aktuelle Stunde zu diesem Thema
heute durchführen könnten.

Frau Artus bekommt das Wort.

Kersten Artus DIE LINKE:* Sehr geehrte Frau
Präsidentin, sehr geehrte Herren und Damen! Lie-
be Aktive vom Landesfrauenrat, herzlichen Glück-
wunsch zum 60. Geburtstag.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Der Senat durfte bereits am Freitag auf einem
Empfang gratulieren, die Bürgerschaft macht dies
jetzt in ihrer Aktuellen Stunde. Wir feiern eine Insti-
tution, ohne die Hamburg anders aussehen würde.
Die Aktiven im Landesfrauenrat haben zum Bei-
spiel die Grundlagen für die Verbraucherschutz-
zentrale in Hamburg gelegt. Sie haben die Messe
"Du und Deine Welt" initiiert, sie sind die Verleihe-
rinnen des Preises "Zitronenjette". Sie positionie-
ren sich mit ihren konsequenten Wahlprüfsteinen
zu jeder Wahl. Sie haben wesentlich dazu beige-
tragen, dass die verschiedenen Interessen von
Frauen in dieser Stadt gebündelt und vorangetrie-
ben werden, die nun wirklich verschiedener nicht
sein können – ob Ingenieurinnen, Unternehmerin-
nen, Hausfrauen, Gewerkschafterinnen, Christin-
nen, Parteipolitikerinnen und viele andere. Wir ha-
ben alle oft sehr spezifische Interessen.

Was uns Frauen alle eint, ist die systematisch
strukturelle Benachteiligung, die durch das Patriar-
chat verursacht und aufrechterhalten wird. Auch
heute sind wir trotz grundgesetzlicher Veranke-
rung, trotz Gleichstellungsgesetzen und Quoten
noch nicht da, wo wir hingehören, auf Augenhöhe
mit den Männern. Immer noch steht ein Para-
graf 218 im Strafgesetzbuch, der Abtreibung unter

Strafe stellt. Immer noch verdienen wir ein Drittel
weniger, weil Männer sich gegenseitig höher
schätzen und bewerten. Noch immer müssen wir
Gewalt ertragen, weil wir zu wenige Möglichkeiten
haben, uns rechtzeitig vom Partner zu trennen
oder ihn vor die Tür zu setzen. Immer noch gibt es
Doppelt- und Dreifachbenachteiligung, wenn wir
einen Migrationshintergrund haben, wenn wir alt
oder behindert sind, wenn wir Kinder bekommen.

Nun hat Hamburg seit dem 1. August eine "Ar-
beitsstelle Vielfalt". Sie soll, so der hohe Anspruch,
Vielfachdiskriminierungen entgegenwirken. Ein
Schwerpunkt ist die Frauengleichstellung und dass
sie in der Justizbehörde angesiedelt ist, soll dem
Ganzen ein Gefühl von stärkerer rechtlicher Durch-
setzbarkeit geben. Die überwiegende Anzahl der
feministisch aktiven Frauen in Hamburg fordert ei-
ne ganz andere Form zur Umsetzung der Gleich-
stellungspolitik – ein Senatsamt für Gleichstellung
oder eine unabhängige Landesbehörde.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Das damalige Senatsamt ist 2001 geschlossen
worden. Vielen Feministinnen ist Hamburg bis da-
hin ein Vorbild gewesen. Heute hinkt Hamburg
aber zum Beispiel dem kleinen Bremen in der Ent-
wicklung hinterher, auch den Städten, die bereits
ein Gender Budgeting verankert haben oder auch
Berlin, wo es Masterpläne zur Umsetzung der
Gleichstellung für alle Behörden und Bezirke gibt.
Hamburg ist derzeit keine gleichstellungspolitisch
attraktive Stadt für Frauen. Das spiegelt sich auch
darin wider, wenn man einmal betrachtet, dass die
Feiern zum 60. Geburtstag des Landesfrauenrates
– neben einem Senatsempfang fand am letzten
Sonnabend die Ostseefrauenkonferenz statt und
am Sonntag die Herbstmahlzeit im Hotel Atlantik
mit circa 400 Frauen – mit keinem einzigen Wort in
der Presse erwähnt wurden.

(Zurufe von der CDU)

– Stellen Sie sich vor, das Matthiae-Mahl würde
nirgendwo erwähnt werden, sehr geehrte Herren
Kollegen Abgeordnete.

Übrigens wurde auch der 40. Geburtstag von pro
familia Hamburg, der mit einer ganzen Festwoche
im September begangen wurde, einfach verges-
sen, ausgeblendet, fiel unter den Tisch. Ich fand
das peinlich, denn es war eine großartige Woche
und pro familia ist eine großartige Institution, ohne
die unsere Gesellschaft um einiges verklemmter
wäre.

(Beifall bei der LINKEN)

Ob die "Arbeitsstelle Vielfalt" der Gleichstellung
wieder mehr Gewicht verleiht, bleibt abzuwarten.
Die Linksfraktion wird sie unterstützen, nicht nur
bei ihren feministischen Gleichstellungsfragen,
sondern auch bei ihrem Einsatz gegen Rassismus
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und anderen Diskriminierungen. Wir werden sie
aber kritisch begleiten. Wir sind skeptisch, ob die
Stellen, die die Arbeitsstelle zur Verfügung gestellt
bekommen hat, auch nur in Ansätzen ausreichen,
um den formulierten Aufgaben aus dem Koalitions-
vertrag gerecht zu werden.

Zudem schließen wir uns den Forderungen des
Landesfrauenrates an. Frau Christa Randzio-Plath,
die Vorsitzende des Landesfrauenrates, sagte am
Freitag bei dem Senatsempfang, dass sie sich als
Geburtstagsgeschenk gewünscht hätte, die Justiz-
behörde wäre umbenannt worden. Ich sehe das
ähnlich, wenn Sozial- und Gleichstellungsaus-
schuss umbenannt werden, weil das Thema
Gleichstellung gewechselt hat, die Justizbehörde
aber künftig nicht Justiz- und Gleichstellungsbehör-
de heißen soll.

(Michael Neumann SPD: Die Justizbehörde
schafft sich gerade ab!)

Die Linksfraktion der Hamburgischen Bürgerschaft
hat sich nun auch überlegt, was man zu so einem
großartigen Geburtstag überreichen kann. Wir
möchten dem Landesfrauenrat daher unsere
Große Anfrage zur Frauengesundheit widmen, die
wir diese Woche eingereicht haben.

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Frau Artus, Sie sehen das rote Licht.

Kersten Artus (fortfahrend): Dann beende ich hier
meine Rede. Vielleicht ergreife ich nachher noch
einmal das Wort. – Schönen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Koop.

(Olaf Ohlsen CDU: So, Karen, jetzt leg' mal
los!)

Karen Koop CDU:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! 60 Jahre Frauenpolitik, 60 Jahre
Landesfrauenrat. Wenn ich zurückblicke – ich ma-
che das nun auch schon seit 30 Jahren –, dann
hat sich eine ganze Menge verändert. Gerade ha-
be ich meine Rede von der letzten Sitzung durch-
gelesen, wir haben dort bereits die Errungenschaf-
ten der letzten 30 Jahre in der Stadt besprochen.
Wir wissen auch, dass die Gleichstellungspolitik ei-
ne Querschnittsaufgabe ist und dass Sie uns vor-
werfen, dass man das Gleichstellungsamt abge-
schafft hat, ist klar.

Die Gleichstellungspolitik muss sich auch den ge-
sellschaftlichen Gegebenheiten anpassen. Wenn
wir jahrzehntelang Gleichstellungspolitik als Syn-
onym für Frauenpolitik gesehen haben, dann be-
darf es jetzt einer Blickerweiterung. Alles hat seine

Zeit. Das war notwendig und ich stehe hinter allen
Maßnahmen, die wir durchgedrückt haben. Auch
die Kämpfe, die wir innerparteilich geführt haben
und die wir weiter führen müssen, sind natürlich
noch nicht zum Abschluss gekommen.

(Michael Neumann SPD: Zur Bildungspolitik
kommen wir gleich!)

– Lieber Herr Neumann, auch bei Ihnen ist das
nicht alles eitel Freud' und Wonne.

(Olaf Ohlsen CDU: Sehr schön!)

Wie gesagt, hat aber alles seine Zeit und wir müs-
sen sehen, dass man dieser Wandlung in der ge-
sellschaftlichen Betrachtung auch Rechnung trägt.

Der Gender-Gedanke hat an Bedeutung gewon-
nen und wir sind alle darüber erfreut, dass in den
Behörden ein Gender Mainstreaming im Grunde
genommen zur Selbstverständlichkeit geworden
ist, zumindest verbal. Es gibt diese schöne Cha-
rakteristik von Ulrich Beck, der gesagt hat:

"… verbale Aufgeschlossenheit bei weitge-
hender Verhaltensstarre."

Da muss natürlich noch eine ganze Menge getan
werden. Keiner würde sich erlauben, über die
Fraueninteressen hinwegzugehen, zumindest es
anzudeuten.

Von der neu eingerichteten "Arbeitstelle Vielfalt"
verspreche ich mir viel. Gerade diese neue Aus-
richtung mit der Verortung in der Justizbehörde
steht dafür, dass die Frauenforderungen, die wir
aus der Sozialbehörde in Bezug auf Bedürftigkeit
sowie Hilfs- und Unterstützungsmöglichkeiten ken-
nen, eben auch in eine Rechtmäßigkeit gegossen
werden. Wenn wir uns das AGG ansehen, dann ist
es bisher wenig bekannt, wenig angewendet und
es kann sich eine ganze Menge verfestigen, damit
es wirklich zu dem Instrument wird, zu dem es ei-
gentlich werden soll.

Frauenförderung im Sinne des Gender Mainstrea-
ming heißt natürlich dann auch, dass wir neben
den strukturellen Behinderungen von Frauen die
Diskriminierung von Männern sehen, die sich in
der Gesellschaft breitmacht. Die Gleichstellungs-
politik ist Querschnittsaufgabe. Wir sehen das
auch, wenn wir uns die Führungspositionen in den
Behörden anschauen. Es findet eine Art leise Re-
volution statt, die noch nicht deutlich genug gewor-
den ist, weil die Frauen nachrücken. Sie rücken
deswegen nach, weil wir beim männlichen Nach-
wuchs gar nicht das Potenzial haben, das wir für
die Führungspositionen brauchen. Wenn wir wis-
sen, dass in fünf bis zehn Jahren eine halbe Million
Führungspositionen nicht zu besetzen sind, wenn
man nur auf männliche Nachwuchskräfte setzt,
dann ist es vielleicht interessant, unseren eigenen,
gut ausgebildeten Nachwuchs zu nehmen, bevor
wir uns über die europäischen Grenzen hinaus aus
Südostasien oder aus Osteuropa die ganzen Zu-

2308 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 37. Sitzung am 7. Oktober 2009

(Kersten Artus)



wanderer holen müssen, die uns dann unsere ge-
sellschaftlichen Schichten tragen.

Vielleicht sollte man über die Politik hinaus auch
noch einmal in die Wirtschaft blicken, was sich dort
mittlerweile getan hat. In einigen großen Firmen,
auch in Hamburg, sind Frauen in die mittleren und
höheren Stufen eingetreten. Das wird nicht groß
propagiert, aber da ich immer sehr aufmerksam
Zeitung lese, habe ich schon einen kleinen Ordner
und weiß genau, wer als Frau jetzt wohin nachge-
rückt ist, damit man die sich auch einmal als Refe-
rentin holt.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das ist aber noch
ein ganz kleiner Ordner!)

Wir haben noch eine ganze Menge zu tun, ich ha-
be das angedeutet. Wir sind auf einem guten Weg
und ich habe die große Hoffnung, dass die Neu-
verortung der "Arbeitsstelle Vielfalt" uns weiter vor-
anbringen wird und wir da auch einen parteiüber-
greifenden Konsens unter den Frauen haben. Das
haben wir eigentlich schon seit 20 Jahren.

(Michael Neumann SPD: Aber auch unter
den Männern!)

– Sehr schön, Herr Neumann. Das freut mich.
Wenn wir das auch noch haben, dann können wir
mit frohem Blick in die Zukunft sehen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Dobusch.

Gabi Dobusch SPD:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Der Landesfrauenrat wird 60, da-
zu natürlich auch von meiner Fraktion herzlichen
Glückwunsch. Für eine Frau sind 60 Jahre ja noch
kein Alter.

(Beifall bei der SPD)

Dazu natürlich auch ein herzliches Dankeschön an
die vielen Frauen, die sich im Landesfrauenrat oft
über Jahrzehnte hinweg engagiert haben und es
heute noch tun. Der Landesfrauenrat hat es immer
wieder geschafft, das Bewusstsein für die Notwen-
digkeit des Abbaus von Benachteilungen von Frau-
en, aber – Frau Koop, das halte ich auch hoch –
auch der Notwendigkeit der Förderung von Frauen
wach zu halten. Der Landesfrauenrat hat immer
wieder Themen gesetzt und aufgegriffen, um der
häufig vergessenen oder, ich würde sagen, biswei-
len auch bewusst ausgeblendeten Frauenperspek-
tive, nicht nur Genderperspektive, zu ihrem Recht
zu verhelfen und, das ist die große Stärke des
Landesfrauenrates, all dies über alle bestehenden
konfessionellen, politischen oder sonstigen Unter-
schiede von Frauen hinweg. Ein aktuelles Beispiel
ist in der Tat die Ostseefrauenkonferenz, an der
Frau Koop und ich uns ganz aktiv beteiligt haben.

Sie wissen es, ich weiß es auch, dass die Gleich-
stellung der Frauen nicht erreicht und darüber
auch nicht der Geist der Zeit hinweggegangen ist.
Das ist ein Fakt: Wir haben sie nicht erreicht. In der
Wirtschaft, sogar in unseren Amtsstuben, in den
Vorständen, Aufsichtsräten und Gremien sieht es
in puncto Gleichstellung weiterhin trübe aus. Wir
haben darüber schon mehrfach debattiert und zu-
mindest solange ich dieser Bürgerschaft angehöre,
werden wir darauf auch immer wieder zurückkom-
men. Der Verdienstunterschied von Frauen beträgt
auch in Hamburg satte 20 Prozent und das ist un-
gerecht.

(Beifall bei der SPD und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Frauen werden, auch in Hamburg, bereits beim
Berufseinstieg benachteiligt, das ist glatte Diskrimi-
nierung.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich noch einmal ganz klar feststellen:
Teilen dieser Gesellschaft – ich hoffe, sie ist nicht
hier vertreten, auf jeden Fall aber in der Wirt-
schaft – fehlt offenbar jedes Unrechtsbewusstsein.
Ich verwahre mich ganz entschieden gegen all die-
se Appelle in Richtung mehr Selbstbewusstsein,
Frauen sollten besser verhandeln, die in letzter
Zeit vor allem aus konservativen Kreisen zu hören
waren. Aus meiner Sicht ist das der blanke Hohn.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Mich jedenfalls macht es wütend und ich hoffe,
dass es viele von Ihnen ebenfalls wütend macht,
wenn uns Frauen erst für die gleiche Arbeit viel
weniger bezahlt wird als den Männern und uns
dann auch noch ein selbst schuld hinterhergerufen
wird. Mit solchen Ratschlägen und anderen Unver-
bindlichkeiten muss Schluss sein. Wir brauchen
endlich andere Handlungen. Objektive Methoden
zur Feststellung von ungerechten Lohnunterschie-
den gibt es und wir müssen sie der Wirtschaft ab-
fordern. Das muss endlich geschehen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Es gibt also in puncto Gleichstellung der Frauen
noch viel zu tun. Übrigens brauchen wir uns nur
selbst anzuschauen. Hier sitzen nur 33 Prozent
Frauen und die sind auch noch recht ungleichmä-
ßig verteilt, auch wenn das im Moment nicht so of-
fensichtlich zu sehen ist wie immer bei diesen The-
men. Zumindest aber würde ich sagen, wenn die
rechte Hälfte ein bisschen nachbessern würde, wä-
re schon viel geholfen.

Ist also Hamburg unter diesem Senat, unter
Schwarz-Grün, für Gleichstellung gerüstet? Sie
werden verstehen, dass ich daran zweifle. Die Zei-
ten jedenfalls, als in Hamburg mit der Richtlinie zur
Förderung von Frauen im öffentlichen Dienst bun-
desweite Zeichen gesetzt wurden, sind lange vor-
bei. Und – die Kollegin Artus hat es schon er-
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wähnt – es ist lange vorbei mit dem Senatsamt für
die Gleichstellung. Das hatte 1991 übrigens
28 Stellen, um sich dieser Thematik zu widmen.
Daran möchte ich angesichts der neuen "Arbeit-
stelle Vielfalt" gerne noch einmal erinnern. Die
neue "Arbeitsstelle Vielfalt" wird mit 17 Stellen für
einen bunten Strauß von Antidiskriminierungstat-
beständen zuständig sein, für Fördermaßnahmen
für Frauen, für neue Männer, für neue Väter, ge-
gen Rechtsradikalismus, für Lesben, Schwule,
Transsexuelle, Intersexuelle. Sie wird tätig werden
gegen Diskriminierung von Minderheiten und so
weiter und so weiter. Ich kann gar nicht alles auf-
führen, wofür diese 17 Menschen dann zuständig
sein werden. Das wird ein wahrer Gemischtwaren-
laden.

(Antje Möller GAL: Genau das ist Vielfalt!)

Und das Ganze ist auch nur ein Projekt mit Pro-
jektcharakter. Es würde mich für die Menschen in
unserer Stadt wirklich freuen, die große Erwartun-
gen da hineinsetzen, wenn dank der wahrschein-
lich wieder beschworenen Synergieeffekte und oh-
ne nennenswerte Ressourcen, so würde ich das
jedenfalls sehen, daraus dann mehr wird als eine
grüne Wundertüte. Nun gut, mir fehlt ein bisschen
der Glaube.

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Frau Dobusch, Sie haben das Licht regi-
striert und die Glocke gehört. Ihre Redezeit ist ab-
gelaufen.

Gabi Dobusch (fortfahrend): Apropos, was ist mit
dem Gender Budgeting, darauf warten wir auch
noch. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Heitmann.

Linda Heitmann GAL:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Auch ich möchte an dieser
Stelle vonseiten der GAL-Fraktion dem Landes-
frauenrat in Hamburg noch einmal recht herzlich,
wenn auch leider ein bisschen nachträglich, zum
60-jährigen Bestehen gratulieren

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

und mich im Zuge dessen auch noch einmal bei al-
len aktiven Frauen und Mitgliedsorganisationen
ganz herzlich bedanken. Diese Frauen im Landes-
frauenrat haben sich in den letzten 60 Jahren wirk-
lich kontinuierlich für die tatsächliche Gleichstel-
lung von Frauen eingesetzt und ich glaube, das
hat die Hamburger Politik immer zu spüren bekom-

men. Sei es bei den Kürzungen 2002 bis 2006
oder auch jetzt, wo wir die "Arbeitsstelle Vielfalt"
einrichten, jederzeit können wir vom Landesfrauen-
rat eine kritische, konstruktive Begleitung feststel-
len.

Zurück zu der Frage, die diese Debattenanmel-
dung der LINKEN beinhaltet: Wann wird Hamburg
wieder Gleichstellungshauptstadt? Das wollen wir
sehr, sehr bald wieder sein, liebe Frau Artus. Ich
glaube, ich muss nicht betonen, ich tue es aber
trotzdem, dass der GAL dieses Thema ein wichti-
ges Anliegen ist. Die Gleichstellung von Frauen ist
von jeher ein Kernziel grüner Politik und mit der
Frauenquote und der Mindestparität haben wir in
Deutschland auch wichtige Zeichen insgesamt ge-
setzt.

(Beifall bei der GAL)

Man kann sagen, dass wir uns im Themenfeld der
Gleichberechtigung in Hamburg als Regierungs-
partei einiges vorgenommen haben, um Präsenz,
Teilhabe und auch die soziale Situation von Frau-
en deutlich zu verbessern. Zum einen – Sie haben
sie bereits angesprochen – wird jetzt die neu ein-
gerichtete "Arbeitsstelle Vielfalt" ihre Arbeit aufneh-
men und wir werden damit zeigen, dass Ge-
schlechterpolitik nicht nur ein hartes Politikfeld ist,
sondern vor allem ein Querschnittsthema. Es ist
kein bunter Strauß, wie Frau Dobusch es gerade
gesagt hat, sondern Vielfalt heißt für uns, dass Ge-
schlechterpolitik Grundlage aller Anstrengungen in
allen Politikfeldern sein und werden muss.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Es ist ein wichtiges Zeichen, dass diese neue Stel-
le bei der Justizbehörde angedockt ist, denn ohne
die Justizbehörde geht im Senat bekanntermaßen
nicht viel.

(Zurufe von der SPD: Oh! und Heiterkeit und
vereinzelter Beifall)

– Vielen Dank. Applaus von der Opposition freut
mich besonders.

Ich möchte noch einmal konkret auf die Frauenpo-
litik in dieser Stadt zurückkommen. Frauen tragen
noch immer eine große Last, wenn sie Beruf und
Familie vereinbaren wollen. Eine höhere Erwerbs-
tätigkeit von Frauen bringt auch mehr wirtschaftli-
che Dynamik und mehr Stabilität in die sozialen Si-
cherungssysteme. Deshalb muss dies ein wichti-
ges Anliegen in der Frauenpolitik sein und das ist
es bei uns mit dem Ausbau der Kindertagesbetreu-
ung, mit der Umsteuerung hin zu Ganztagsschulen
und auch mit gezielten arbeitspolitischen Maßnah-
men in den einzelnen Quartieren. Wir haben uns
im Koalitionsvertrag außerdem vorgenommen, die
gleichberechtigte Teilhabe zu stärken und Konzep-
te dafür zu erarbeiten, dass in Zukunft Frauen und
Männer jeweils zu mindestens 40 Prozent in allen
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Gremien und Leitungspositionen in dieser Stadt
vertreten sind. Ein weiterer wichtiger Schritt, den
ich noch erwähnen möchte, ist das interkulturelle
Frauenwirtschaftszentrum, das das bisher ver-
nachlässigte Existenzgründungspotenzial von
Frauen direkt in den Fokus nimmt.

Neben diesen Maßnahmen muss ich mit einem
weinenden Auge sagen, dass leider auch der Be-
reich Schutz von Frauen vor Gewalt immer noch
ein wichtiger Teil von Frauenpolitik ist. Auch in die-
sem Bereich setzen wir uns als schwarz-grüner
Senat ein, wenn wir interkulturelle Gewaltbera-
tungsstellen stärken, ein Wohnprojekt für von
Zwangsheirat bedrohte Frauen einrichten oder
– darüber haben wir in der Aktuellen Stunde vor
Kurzem diskutiert – einen Runden Tisch Sexuelle
Dienstleistungen einrichten, der mittlerweile seine
Arbeit aufgenommen hat.

In Hamburg wird und wurde gerade einiges ange-
stoßen in diesem Themenbereich. Natürlich entbin-
det uns das nicht von der Pflicht zu sehen, dass
auch auf Bundesebene noch einiges zu tun ist. In-
dividualbesteuerung statt Ehegattensplitting,

(Glocke)

Vätermonate oder Quotenregelung – ich komme
zum Schluss – sind wichtige Bereiche, die noch
angepackt werden müssen. Was wir in Hamburg
aufgreifen können, wollen wir aufgreifen.

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Frau Heitmann, Ihre Redezeit ist wirklich
abgelaufen.

Linda Heitmann (fortfahrend): – Vielen Dank!

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Senator Steffen.

(Michael Neumann SPD: Ohne den nichts
läuft!)

Senator Dr. Till Steffen: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich möch-
te auch von dieser Stelle noch einmal, wie meine
Vorrednerin, dem Landesfrauenrat zum 60. Ge-
burtstag gratulieren. Ich hatte schon zweimal Gele-
genheit dazu, einmal beim Senatsempfang am
Freitag und einmal bei der Ostseefrauenkonferenz
am Samstag. In der Tat war das eine hochinteres-
sante und sehr gelungene Veranstaltung, die auch
hochkarätig besetzt war und sehr viele interessan-
te Erkenntnisse aus vielen europäischen Staaten
nach Hamburg gebracht hat. Auch an dieser Stelle
noch einmal herzlichen Dank an den Landesfrau-
enrat für die Organisation und für diesen Transfer
von Wissen und Erfahrung nach Hamburg.

(Beifall bei der GAL und der CDU und bei In-
go Egloff und Michael Neumann, beide
SPD)

Wenn wir über Hamburg und Gleichstellungspolitik
reden, dann ist es interessant, sich die Geschichte
anzuschauen. Die Geschichte ist in der Tat auch
beeindruckend. 1979 wurde die Leitstelle Gleich-
stellung der Frau eingerichtet. Das war damals
bundesweit die erste ihrer Art und der Beginn der
staatlichen Frauen- und Gleichstellungspolitik, ein
wichtiger Punkt und auch eine ganz wichtige Tradi-
tion.

Ein weiterer Meilenstein war 1991 das Gleichstel-
lungsgesetz für den hamburgischen öffentlichen
Dienst, damals bundesweit führend in der Frauen-
politik. Das ist natürlich auch ein wichtiger Bezugs-
punkt in der Geschichte der Gleichstellungspolitik
Hamburgs.

Richtig ist aber auch, dass die Auflösung des Se-
natsamts für die Gleichstellung, in das die Leitstel-
le Gleichstellung der Frau dann nach mehreren
Jahren übergegangen war, ein Rückschritt war, der
natürlich auch ein Rückschritt für die Gleichstel-
lungspolitik insgesamt bedeutete. Wir wollen mit
der Arbeitsstelle Vielfalt anknüpfen an diese Tradi-
tion, Gleichstellungspolitik beim Senat zu veran-
kern als Querschnittsaufgabe, und damit auch
einen Ansatz von Geschlechterpolitik zu verfolgen,
der Frauenförderung und Gender Mainstreaming
miteinander verbindet, zwei in der Tat unterschied-
liche Themen, die aber meiner Überzeugung nach
zusammengehören.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Unser Anspruch als Hamburger Senat ist es, der
Gleichstellungspolitik in Hamburg wieder eine her-
vorgehobene Position zu verschaffen. Das politi-
sche Ziel, das wir damit verfolgen, ist eine gleich-
berechtigte Gesellschaft und es ist auch mein ganz
persönliches Anliegen.

Wenn wir über Gleichstellungspolitik reden, dann
reden wir natürlich auch sehr intensiv über das
Thema Frauenförderung. Das ist nach wie vor auf
der Tagesordnung, wir müssen nach wie vor In-
strumente der Frauenförderung erhalten, neue ent-
wickeln, bewährte Instrumente weiterentwickeln.
Von Gleichstellungspolitik profitieren natürlich auch
in erster Linie Frauen, weil in puncto Gleichstellung
Frauen nach wie vor in der Summe benachteiligt
sind. Deswegen sind hier auch hauptsächlich die
politisch Aktiven, deswegen ist der Landesfrauen-
rat nach wie vor eine sehr starke politische Organi-
sation, eine der stärksten, die wir in Hamburg ha-
ben. Ich glaube aber auch, dass wir Männer in die
Gleichstellungspolitik stärker einbeziehen müssen.
Wir müssen Männer begreifen als Akteure und als
Profiteure in der Gleichstellungspolitik,

(Beifall bei der GAL und der CDU)
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als Akteure, weil ich überzeugt davon bin, dass die
richtigen Anliegen, die von frauenpolitischen Orga-
nisationen seit Jahren immer wieder nach vorn ge-
bracht werden, nicht weiter nach vorn kommen
werden, wenn Männer sich diese Fragen nicht
auch zum Anliegen machen werden. Deswegen
müssen auch Männer zu Akteuren in der Gleich-
stellungspolitik werden. Ich glaube aber auch, dass
diese Erkenntnis ein sehr wichtiger Hebel sein
kann. Es gibt eine ganze Reihe von Bereichen, in
denen die fehlende Gleichstellung zulasten von
Männern geht, wo auch Männer benachteiligt sind,
womit ich nicht sagen will, dass Männer stärker
oder gleich stark benachteiligt sind; das wäre Un-
sinn. Es gibt aber Bereiche, in denen Männer sich
benachteiligt fühlen aufgrund der gegenwärtig gel-
tenden Rollenbilder,

(Olaf Ohlsen CDU: Das kennen wir schon!)

und da sticht natürlich die Frage ins Auge, welche
Rolle Männer bei der Kindererziehung haben und
welche Rolle ihnen auch zugestanden wird. Das
wirkt sich auch in der Situation auf dem Arbeits-
markt aus, weil natürlich nach wie vor die beste-
henden Instrumente, die bestehenden Angebote
für Männer, sich an Familienarbeit zu beteiligen, an
der Erziehung zu beteiligen, von Männern weniger
genutzt werden, aber sie werden auch weniger ak-
zeptiert, wenn sie von Männern benutzt werden.
Das ergibt sich aus wissenschaftlichen Untersu-
chungen, aber auch aus ganz konkreten Beispie-
len. Mir ist gerade am Rande der Frauen-Ostsee-
Konferenz noch einmal ein Beispiel aus meinem
eigenen Bereich geschildert worden, wo einem jun-
gen Richter gesagt wurde, dass doch als aufstre-
bender junger Richter momentan der falsche Zeit-
punkt sei, Elternzeit zu nehmen. Da müssen wir
natürlich an das Verständnis von Vorgesetzten ap-
pellieren, das ist eine sehr zentrale Aufgabe.

Wir haben aber auch eine sehr spannende Sache
gehört. Die norwegische Staatssekretärin sagte am
Samstag, ohne dass dies bislang schon wissen-
schaftlich nachgewiesen wäre, dass die Kombinati-
on der Förderung von Frauen in der Arbeitswelt
und der Förderung von Männern bei der Familien-
arbeit zufällig zusammenfallen mit einem rapiden
Absinken der Scheidungsrate in Norwegen. Wenn
wir diesem Gedanken nachgehen, machen wir
deutlich, welcher Nutzen darin für Männer und für
die Gesellschaft insgesamt liegen kann.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Jetzt ist hier gesagt worden, die Personalausstat-
tung der "Arbeitsstelle Vielfalt" sei zu gering, um
dieses wichtige Themenfeld zu bearbeiten. Das
müssen Oppositionsfraktionen natürlich einerseits
immer sagen, aber ich finde es richtiger, nicht erst
einmal einen Riesenpool von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern zu schaffen und dann zu schauen,
welche Aufgaben wir uns vornehmen, sondern ich
finde es vernünftiger, mit einem in der Tat vielleicht

auch bescheideneren Personalumfang anzufan-
gen. Wenn wir dann merken, dass dies nicht aus-
reicht und das auch begründen können, müssen
wir natürlich in die Nachforderung weiterer Perso-
nalressourcen gehen. Das wäre mein Verständnis
im Umgang mit Haushaltsmitteln in einer Zeit, wo
wir uns fragen müssen, wie wir die Konsolidierung
des Hamburger Haushalts angesichts der vor uns
stehenden Herausforderungen insgesamt meistern
wollen.

Ich bin auch nicht überzeugt davon – das war auch
ein Kritikpunkt –, dass uns Bremen hier zum Bei-
spiel strukturell voraus ist. Bremen hat einfach ein
ganz anderes Modell geschaffen. Bremen hat ein
Modell geschaffen, bei dem die Frauenlobby staat-
lich institutionalisiert ist. Wir verfolgen – das war
auch immer die Linie des Senatsamts für die
Gleichstellung –, dass der Senat selbst dafür Sor-
ge zu tragen hat, dass Gleichstellungspolitik durch-
gesetzt wird und in den Strukturen des Handelns
des Senats Gleichstellungspolitik verankert wird.
Deswegen ist auch der Vergleich nicht ganz richtig
und ich bin überzeugt davon, dass eine staatlich fi-
nanzierte Lobby und die strikte Orientierung an der
Gleichstellung das Handeln des Senats nicht erset-
zen kann.

(Beifall bei der GAL)

Ich komme konkret zu einigen Vorhaben, die wir
uns vorgenommen haben. Das eine ist auch schon
mehrfach benannt worden, die Frage, wie wir es
schaffen, dass in Gremien öffentlicher Unterneh-
men und in Gremien der öffentlichen Verwaltung
mehr Frauen vertreten sind. Das ist natürlich
nichts, was man erreicht, indem man in dem Mo-
ment der formalen Entscheidung fragt, ob es nicht
auch noch eine Frau gegeben hätte. Das ist natür-
lich etwas, das durch ein vernünftiges Instrumenta-
rium der Frauenförderung vorbereitet werden
muss, eine Aufgabe, die wir uns für die "Arbeits-
stelle Vielfalt" vorgenommen haben.

Ein zweites Stichwort, das auch angesprochen
wurde, ist das Gender Budgeting. Das ist ein sehr
wichtiges Instrument, wenn es um Geld und die
ernsthaften politischen Fragen geht. Wir in der Ju-
stizbehörde sind Pilotbehörde beim neuen Haus-
haltswesen, das insgesamt bezweckt, den Haus-
halt nach Zielen zu steuern, und wir werden im
Rahmen unseres Pilotprojektes das Gender Bud-
geting implementieren. Es ist bislang nicht in der
Drucksache, wir haben uns das aber vorgenom-
men und die daraus zu erzielenden Erkenntnisse
werden auch für die anderen Behörden wichtig
sein.

Das Pay Gap, also die Entgeltgleichheit von Frau-
en und Männern, ist ein ganz zentrales Thema der
Gleichstellungspolitik. Hier werden wir zum einen
eine Analyse für die Freie und Hansestadt Ham-
burg selbst machen und mit dem Personalamt eng
kooperieren.

2312 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 37. Sitzung am 7. Oktober 2009

(Senator Dr. Till Steffen)



(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Herr Senator, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Abgeordneten Artus?

Senator Dr. Till Steffen: Ja.

Zwischenfrage von Kersten Artus DIE LINKE:
Bevor ich es vergesse und Sie sich wieder setzen:
Wird die Behörde noch umbenannt werden?

Senator Dr. Till Steffen (fortfahrend): Die Frage
setzt eine Senatsentscheidung voraus und der
kann ich natürlich nicht vorgreifen.

(Michael Neumann SPD: Aber ohne Justiz-
behörde läuft nichts!)

Wir müssen uns auch für die öffentliche Verwal-
tung über Frauenförderungsinstrumente unterhal-
ten. Aber zentrale Herausforderung der Gleichstel-
lungspolitik ist auch die Frage, wie wir Gleichstel-
lung bei der Bezahlung in der Privatwirtschaft hin-
bekommen. Da zeigen uns die skandinavischen
Staaten sehr gute Vorbilder, sehr klare Instrumen-
te. Das müssen wir für Deutschland auswerten und
wir müssen sehr genau überlegen, welche Mög-
lichkeiten bestehen, wie wir hier Geschlechterge-
rechtigkeit und wirtschaftlichen Erfolg miteinander
verknüpfen können.

Ich bin überzeugt davon, dass Hamburg von akti-
ver Gleichstellungspolitik profitiert. Es profitieren
Frauen und Männer, es profitiert der Einzelne und
die Einzelne, aber es profitiert auch die Gesell-
schaft, weil wir wichtige Potenziale in unserer Ge-
sellschaft nicht ungenutzt lassen wollen. Und des-
wegen gehen wir dieses Thema engagiert an und
es freut mich sehr, dass Sie uns dabei unterstüt-
zen wollen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Bevor ich
Frau Heyenn das Wort gebe, möchte ich noch ein-
mal aus gegebenem Anlass daran erinnern, dass
das mit zehn Minuten natürlich die doppelte Rede-
zeit war, die ein Abgeordneter hier zur Verfügung
hat.

Frau Heyenn, Sie haben das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! 60 Jahre Landesfrauenrat
heißt auch 60 Jahre Frauenpolitik. Sie haben da-
von 30 auf dem Buckel, ich auch so ungefähr, das
ist aber das Einzige, was wir gemeinsam haben.
Dies heißt im Grunde 120 Jahre Frauenbewegung,
wenn wir auf August Bebel zurückgehen.

Frau Koop, Sie haben für sich die Bilanz gezogen,
wir seien auf einem guten Weg. Ich sehe das ein

bisschen pessimistischer. Ich finde es sehr be-
denklich, dass wir immer noch veröffentlichte Zah-
len haben, die belegen, dass Frauen in gleichen
Berufen ungefähr 20 Prozent weniger Gehalt be-
kommen. Viele von den Frauen, die hier sitzen,
wissen auch, dass Frauen, um bestimmte Positio-
nen zu bekommen, meistens doppelt so gut sein
müssen wie Männer. Und immer bei Frauen wird
gesagt, wie sieht die denn aus oder was hat denn
die Bundeskanzlerin für eine Frisur. Das haben wir
bei Männern noch nie gehört, das ist immer noch
sehr gängig.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Diese Forderung nach gleichem Lohn für gleiche
Arbeit ist schon jahrzehntealt und wir kommen hier
nur im Schneckentempo voran; das geht mir zu
langsam. Wenn in der Universität die Studiengän-
ge beginnen, gibt es über 50 Prozent Frauen. Gut
40 Prozent Frauen sind Doktorandinnen und dann
wird es eng. Dann sind nur noch 4 Prozent Profes-
sorinnen. Wir haben in der Universität immer noch
die gläserne Decke und das ist ein Zustand, der so
nicht hinzunehmen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben in den Veranstaltungen vom Landes-
frauenrat am Wochenende gehört, dass wir über-
wiegend ältere Frauen sind – ich bin zufällig ge-
nauso alt wie der Landesfrauenrat – und festge-
stellt, dass viele junge Frauen nicht anwesend
sind. Die jungen Frauen, die heute ins Berufsleben
starten und Karriere machen wollen, finden die
Vorstellung, dass sie gefördert werden müssen,
um in bestimmte Positionen zu kommen, absolut
diskriminierend. Wir von der LINKEN sind der Mei-
nung – das haben wir teilweise selbst sehr
schmerzhaft durchmachen müssen –, dass wir die-
sen Zustand nur über eine Quotierung in Politik
und Gesellschaft ändern können.

(Beifall bei Kersten Artus und Mehmet Yildiz,
beide DIE LINKE)

Sie haben davon gesprochen, dass es eine leise
Revolution gäbe, aber Ihre Revolution ist mir zu lei-
se, ich höre sie kaum. Wenn ich zum Beispiel vor
zehn Jahren im Fernsehen die Tagesschau mit Be-
richten von Kommissionen und Kongressen gese-
hen habe und dies mit heute vergleiche, dann fällt
mir auf, wie sehr der Anteil von Frauen zurückge-
gangen ist.

(Olaf Ohlsen CDU: Ist ja unglaublich!)

Das ist für mich sehr deutlich und da nützt auch
dieses Gruppenbild mit Dame mit Frau Merkel und
den anderen Präsidenten Europas gar nichts. Es
sind einfach zu wenige Frauen in diesen Positio-
nen, das ist sogar zurückgegangen, hier haben wir
keinen Fortschritt gemacht.

Wir fordern gleiches Recht auf Besetzung von Po-
sitionen, darauf wollen junge Frauen auch einen
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Anspruch haben. Sie haben davon gesprochen,
Frau Koop, wir könnten nachrücken. Wir wollen als
Frauen nicht nachrücken, wir wollen ein ganz nor-
males Recht darauf haben, dass wir Positionen ge-
nauso besetzen und in Berufe gehen können wie
Männer. Wir wollen nicht gnädigerweise, weil jetzt
Platz ist, auch Platz nehmen können.

(Beifall bei der LINKEN)

Bei der Herbstmahlzeit hat die Vorsitzende, Frau
Randzio-Plath, ironisch davon gesprochen, wenn
die Gleichstellung von Frauen durchgesetzt werde,
würde sich der Landesfrauenrat auflösen. Wir
fürchten alle, dass das noch sehr lange dauern
wird und dass wir hier es wahrscheinlich gar nicht
mehr erleben werden. Frau Artus hat davon ge-
sprochen, dass wir dem Landesfrauenrat ein Ge-
burtstagsgeschenk machen. Wir haben aber auch
Wünsche an den Landesfrauenrat, weil wir davon
ausgehen, dass er noch viel Arbeit vor sich hat.
Wir würden uns wünschen, dass der Landesfrau-
enrat unsere Forderung, den 8. März zum Feiertag
in Hamburg zu machen, übernehmen würde.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Dobusch.

Gabi Dobusch SPD:* Meine Damen und Herren!
Wir haben nicht immer das Vergnügen, über sol-
che reizenden Themen debattieren zu können. Da-
her nehme ich jetzt tatsächlich die Gelegenheit
wahr, noch einen Satz nachzuschieben, zumal sich
die Reihen hier rechts wieder gefüllt haben.

Meine Herren, jetzt ganz ausdrücklich: Vielleicht
erinnern Sie sich an das Wort – Sie haben es bei
der letzten Debatte noch einmal gehört – homoso-
ziale Reproduktion. Hier ging es darum, dass Sie
immer die Flucht ergreifen, wenn wir über Themen
sprechen, die Ihnen irgendwie merkwürdig vorkom-
men. Dies ist im Zuge dieser Debatte auch wieder
der Fall gewesen und vielleicht überlegen Sie ein-
mal, dass es für Sie auch eine gute Geschichte
wäre, wie der Senator angemerkt hat, sich mit
Gleichstellung auseinanderzusetzen. Herr Wersich
nimmt immer wieder Bezug auf die sieben Jahre,
die Sie kürzer leben. Gleichstellung hat durchaus
auch für Sie etwas zu bieten. Bitte beschäftigen
Sie sich damit.

(Heiterkeit bei der LINKEN und der GAL –
Antje Möller GAL: Das ist aber ein bisschen
unfair!)

Ansonsten bin ich sehr erfreut über den Verlauf
der Debatte. Einer der Punkte, auf den wir uns am
Ende der Frauen-Ostseekonferenz alle fraktions-
übergreifend einigen konnten, war, dass wir jetzt
wieder ganz dringend eine zweite, dritte oder vierte
Frauenbewegung brauchen. Und ich glaube, wir

erleben hier gerade wieder die Auferstehung so ei-
ner Bewegung. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe
keine weiteren Wortmeldungen mehr. Damit ist die
Aktuelle Stunde für heute beendet. Morgen werden
wir mit dem Punkt 34 der Tagesordnung beginnen.

Wir kommen zu Punkt 29 der Tagesordnung,
Drucksache 19/4150, dem Bericht des Schulaus-
schusses: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Hamburgischen Schulgesetzes.

[Bericht des Schulausschusses über die Druck-
sache 19/3195:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Hamburgischen Schulgesetzes (Senatsantrag)
– Drs 19/3195 –]

Hierzu liegen Ihnen als Drucksache 19/4252 ein
Antrag der SPD-Fraktion sowie als Drucksachen
19/4255 und 19/4256 zwei Anträge der GAL-Frak-
tion vor.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Unsere Ziele – Bessere Bildung durch bessere
Schulreformen
– Drs 19/4252 –]

[Antrag der Fraktion der GAL:
Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes
– Drs 19/4255 –]

[Antrag der Fraktion der GAL:
Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes
– Drs 19/4256 –]

Wird das Wort gewünscht? – Herr Freistedt, bitte.

Marino Freistedt CDU: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren Abgeordnete!
Heute diskutieren wir eines der wichtigsten Ge-
setzesvorhaben der Koalitionsparteien CDU und
GAL. Dies ist ein großes Gesetzeswerk, das seine
Bedeutung weit über den Stadtstaat Hamburg hin-
aus hat, und es bezeichnet sicherlich einen tiefen
Einschnitt in die Bildungslandschaft Deutschlands.
Um es vorweg zu sagen: Für die CDU sind der so-
ziale Gedanke und der Leistungsgedanke Eckpfei-
ler des politischen Denkens und Handelns. Dies ist
auch die Motivation für uns, diesem Reformwerk
zuzustimmen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Wer in diesem hohen Haus die bildungspolitischen
Gesetze und Maßnahmen Revue passieren lässt,
der wird an die Debatten um die flächendeckende
Einführung und Ausbreitung der Gesamtschule,
übrigens auch unter Beteiligung der FDP, erinnert.
Einige Kollegen werden sich an die Einführung der
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gesicherten Halbtagsbetreuung, die Einführung der
ersten Fremdsprache Englisch in der Grundschule
oder auch an die wichtigen PISA-Debatten erin-
nern. Darüber gab es immer wieder Streit. Schule
nimmt eben als System gesellschaftliche Neuorien-
tierungen sehr schnell und sehr kontrovers wahr.

Heute debattieren wir die Abkehr vom gegliederten
Schulwesen traditioneller Art. Heute ziehen wir
einen Schlussstrich unter die vielen, leider häufig
auch wenig erfolgreichen Verbesserungen und
Korrekturen am bisherigen Schulsystem. Heute ist
tatsächlich die Zeit gekommen, das Gute zu be-
wahren und neue Wege zu beschreiten.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Heute geben wir kein pädagogisches System auf,
das unumstritten ist. Heute legen wir den Grund-
stein für ein Schulsystem, das den Herausforde-
rungen der Zeit, den Lebens- und Bildungsverhält-
nissen der Schüler und den Erfordernissen einer
Leistungsgesellschaft in einer globalisierten Welt
entsprechen muss.

Unserem Ersten Bürgermeister Ole von Beust und
unserer Schulsenatorin Christa Goetsch ist es in
erster Linie zu verdanken, dass zwei Parteien mit
unterschiedlicher Geschichte und unterschiedli-
chen Bildungszielen zueinander gefunden haben.
Für die CDU, so gestehe ich, war und ist dieses
kein einfacher Prozess. Als Vater von drei schul-
pflichtigen Kindern weiß ich mich auch mit meiner
Familie einig, dass neue Herausforderungen auf
Erziehung und Bildung, aber auch auf ein neues
Verständnis von Schule und Elternhaus zukom-
men. Als Lehrer und Pädagoge sehe ich die
großen Chancen, ich verschweige aber auch nicht
die Risiken. Niemand in diesem Haus kann über-
sehen, dass die Ergebnisse unserer Kinder und
unserer Schülerinnen und Schüler neben willkom-
menen, guten, ja sehr guten Ergebnissen und Lei-
stungen auch schwache Ergebnisse gezeigt ha-
ben.

Vor wenigen Jahren haben wir uns in der Enque-
te-Kommission mit den Risikoschülern beschäftigt
und als eine Verbesserung dieser Schulsituation
die Stadtteilschule vorgeschlagen. Diese Idee, pro-
pagiert von der damaligen Schulsenatorin Dinges-
Dierig und der CDU, war pädagogisch sinnvoll und
notwendig.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Jetzt erfolgt die Umsetzung gerade in der Verant-
wortung einer Partei, die damals, das bekenne ich,
sicherlich kritischer dieser Stadtteilschulidee ge-
genüberstand als heute. Aber es zeigt sich, dass
das Gute abgewogen wird und das Gute und das
Wertvolle auch beibehalten werden.

So wie wir hat auch der Koalitionspartner Abschied
von traditionellen pädagogischen Konzepten ge-

nommen. Ich möchte ganz kurz daran erinnern,
dass wir natürlich das Wahlkonzept Neunmalklug
kennen.

(Zuruf aus dem Plenum: 9 macht klug! –
Heiterkeit bei allen Fraktionen)

– 9 macht klug, das war eine freudsche Fehlleis-
tung.

Aber ich betone, wenn ein Koalitionspartner von
solch einer Idee Abschied nimmt, weil er sagt, wir
wollen eine gemeinsame Koalition bauen und wir
achten und respektieren auch den Koalitionspart-
ner, dann finde ich das einen großen Schritt, den
der Koalitionspartner auf die CDU hin gemacht hat.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Dieses Umdenken ist es, was unsere Gesellschaft
benötigt. Wir dürfen auch pädagogisch nicht nur
auf Altes hoffen, sondern müssen unseren Kindern
Chancen durch besseres und längeres gemeinsa-
mes Lernen eröffnen. Positionen müssen neu
überdacht werden. Die 116 Artikel zum Schulge-
setz sind ein Beispiel für neues Denken und neues
schulpolitisches Handeln. In diesem Schulgesetz
werden Anforderungen an ein längeres, gemeinsa-
mes Lernen festgeschrieben. Die neue Primar-
schule ist im Gegensatz zur erweiterten Berliner
Grundschulzeit eine neue pädagogische Heraus-
forderung. Von Klasse 4 bis zur Klasse 6 werden
im gemeinsamen Unterricht sekundarstufenerfah-
rene Lehrer und bisherige Grundschullehrer zu-
sammenarbeiten. Damit wollen wir erreichen, dass
der Übergang von der Primarpädagogik zur Sekun-
darpädagogik fließender wird und es nicht, wie es
so häufig der Fall war, zu Bruchsituationen nach
Klasse 4 kommt.

(Beifall bei Dr. Eva Gümbel GAL)

Lassen Sie mich aber auch noch Stellung nehmen
zu Fragen der Lernwegeauswahl nach sozioökono-
mischen Faktoren, weil dieses auch häufig disku-
tiert wird. Ich vermeide ganz bewusst hier das Wort
Selektion, weil dies in der deutschen Geschichte
einen ganz andersartigen Stellenwert bekommen
hat.

(Beifall bei Dora Heyenn DIE LINKE)

Hamburg zeigt als Metropolstadt mit einem hohen
Migrantenanteil, dass das bisherige traditionelle
drei- oder viergliedrige Schulsystem mit vielen Ver-
ästelungen gerade leistungsschwachen Schülern
zu wenig Anreize gegeben hat, und das trotz enor-
mer Anstrengungen vonseiten der Lehrkräfte. Ich
will deutlich sagen, dass dies keine Kritik an den
Lehrkräften ist, sondern eine Bestandsaufnahme
aufgrund der Ergebnisse.

Wir als CDU sagen Ja zum längeren gemeinsa-
men Lernen, wir sagen aber Nein zum gemeinsa-
men Lernen von Klasse 1 bis 10. Deshalb will ich
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auf eine aktuelle Debatte der SPD hinweisen, die
ich mit Erstaunen heute im Schulausschuss zur
Kenntnis genommen habe, einschließlich der An-
träge. Ich habe da den Eindruck, dass gerade das
gemeinsame Lernen von Klasse 1 bis 10 zum Be-
standteil gemacht werden soll und damit zum Bei-
spiel das Gymnasium aufgelöst wird und dem wür-
den wir nie zustimmen.

(Beifall bei der CDU)

Die CDU-Fraktion stimmt diesem Gesetzesvorha-
ben,

(Zuruf von der SPD)

diesem Schulgesetz nach intensiver und nicht im-
mer konfliktfreier Diskussion deshalb zu, weil wir in
der Koalition in wichtigen Fragen übereinstimmen.
Pädagogisch wird es in dieser Schulreform nicht
um das Prinzip ausschließlicher Binnendifferenzie-
rung gehen. Begabungs- und leistungsdifferente
Schülergruppen werden zeitweise, um die Indivi-
dualisierung unserer Meinung nach besser zur
Geltung zu bringen, auch stattfinden. In wichtigen
Fächern werden wir das durchführen können, dies
ist ein Erfolg der CDU.

(Zuruf von Wilfried Buss SPD)

Alle, die glauben, dass die Binnendifferenzierung
ausschließliches pädagogisches Handwerk sein
muss, seien auf die KMK-Beschlüsse verwiesen,
die für die Abschlussjahrgänge dieses Prinzip eben
nicht vorsehen. Wir als CDU treten für diese Re-
form ein, weil wir in das Gesetz schreiben konnten,
dass die Schulformen zur Kooperation bei ihren
Übergängen verpflichtet sind. Erfreulicherweise
wird es Bildungskonferenzen geben und die Konfe-
renzen in der Primarschule, besetzt mit den Grund-
schullehrern und auch mit den Lehrern aus der Se-
kundarstufe I, die zum Beispiel von Gesamt-
schulen und von Gymnasien kommen, arbeiten zu-
sammen und dies wird die Qualität des Unterrichts
insbesondere in den Klassen 4, 5 und 6 befördern.
Es ist wichtig, dass die Verkürzung der Sekundar-
schulzeit in der Stadtteilschule und im Gymnasium
nicht zu einer Einbuße des schulischen Lernens
führt.

Die Zusammenarbeit von Eltern, Lehrern und
Schülern wird auf eine neue und bessere Stufe ge-
stellt, weil verbindliche Halbjahresgespräche statt-
finden, die genauere Lernstände der Schüler be-
schreiben. Neben den Noten einer Klassenarbeit,
die es natürlich auch weiterhin gibt, werden skalier-
te Kompetenzraster eingeführt, die wesentlich
deutlicher und besser Auskunft geben über Lerner-
gebnisse, als es bisher die reine Zeugnisnote ge-
wesen ist. Dies ist ein Erfolg, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Eltern werden bei diesem System in die Mitverant-
wortung genommen.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Diese neuen Bewertungsformen werden schwer-
punktmäßig in diesen Monaten und in den näch-
sten Jahren im Rahmen der Lehrerfortbildungsof-
fensive vorgestellt, trainiert und durchgeführt. Die-
ses wird auch den Lehrern und den Eltern erklärt.

Lassen Sie mich zu einem anderen Thema kom-
men. Widersprüche gegen die Nichtzulassung zum
Gymnasium werden natürlich juristisch als auch im
Widerspruchsverfahren geklärt werden können. Ei-
ne Probezeit – deshalb haben wir uns für diese
Form in Klasse 6 entschieden –, eine Art Beobach-
tungsstufe nach Klasse 6, also in den Klassen 7
und 8 eines Gymnasiums, kann es bei der verkürz-
ten Gymnasialzeit unserer Meinung nach nicht ge-
ben, dies ist wenig sinnvoll und es würde auch
dem Sinngehalt gymnasialer Bildung widerspre-
chen. Deswegen haben wir dies auch nicht ins Ge-
setz geschrieben.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Wir haben gleichzeitig allerdings auch den Eltern
der Einschulungsjahrgänge 2007, 2008 und 2009
das Recht eingestanden, gegebenenfalls nach
Klasse 3 ihre Kinder in der Primarschule wechseln
zu lassen. Sie finden die Regelungen entspre-
chend in unserem Gesetzesentwurf, den wir heute
hoffentlich verabschieden.

Wir haben immer wieder gesagt, wegen dieser
Schulreform werden keine Gymnasien geschlos-
sen; dazu steht die CDU auch weiterhin.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Gymnasien werden zahlenmäßig kleiner, mit weni-
ger Schülern arbeiten, aber diese Schüler werden
dann auch konsequent wieder zur Hochschulreife
geführt. Dieses Ziel ist im ganzen Haus ein ge-
meinsames Ziel, denn alle hier in der Bürgerschaft
vertretenen Parteien möchten, dass wir mehr Ab-
iturienten haben. Deswegen entwickeln wir die
Stadtteilschule auch so, dass sie mit einer dreijäh-
rigen gymnasialen Oberstufe ebenfalls zum Abitur
führt. Im Unterschied zum Gymnasium werden dort
verstärkt schon in der Mittelstufe, in der Sekundar-
stufe I also, berufliche Qualifikationen und berufs-
vorbereitende Maßnahmen, die sich schon an vie-
len Gesamtschulen, aber auch an Gymnasien be-
währt haben, durchgeführt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! In der
Presse konnte man lesen, dass gesagt wurde, dies
sei ein überfallartiger Prozess. Dieser Schulpro-
zess ist demokratisch durchgeführt worden mit ei-
ner breiten Beteiligung von Schulen, sicherlich hie
und da auch mit einigen Startfehlern versehen. Er
hat aber zu einem enormen Schub an Innovations-
bereitschaft, an Kooperation und an Konsensbil-
dung geführt.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)
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Ich danke allen Beteiligten in diesem schwierigen
Prozess, aber ich bedanke mich auch bei der Be-
hördenleitung, dieses entsprechend durchgeführt
zu haben, denn das war für uns alle eine neue Er-
fahrung. Für die CDU ist es wichtig, dass Rahmen-
bedingungen, die unserem Grundkonsens als kon-
servative und gleichzeitig sozial ausgerichtete Par-
tei, die den Leistungsgedanken nicht verschmäht,
entsprechen, in der Schulreform zum Ausdruck
kommen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Diese Forderung sehen wir inhaltlich und auch per-
sonell erfüllt. Unser Koalitionspartner unterstützt im
Bildungsbereich die vorgelegten Anforderungen an
eine zukunftsweisende Schule. Wir als CDU ak-
zeptieren einige von der GAL aufgrund ihres
Selbstverständnisses formulierten pädagogischen
Ziele und deren Umsetzung. Zu Beginn dieser
Wahlperiode habe ich gesagt, die Parteien CDU
und GAL bewegen sich aufeinander zu, sie bleiben
aber zwei Parteien. Jetzt kann ich nach den Erfah-
rungen der Diskussionen sagen,

(Heiterkeit bei allen Fraktionen)

dass es mit allen im Schulausschuss vertretenen
Parteien intensive, aber auch sehr faire und päd-
agogisch hochintensive, leistungsanfordernde Dis-
kussionen gewesen waren. Wir haben, glaube ich,
alle viel davon gelernt.

Dieser Kompromiss geht nicht zulasten der Schü-
lerinnen und Schüler, er geht nicht zulasten der El-
tern,

(Zurufe von der SPD: Nein, nein!)

dieser Kompromiss kommt den Interessen vieler
Lehrerinnen und Lehrer aller Schulformen entge-
gen und er erweitert die Chancen von Gymnasien
und anderen Schulformen, ihre erfolgreichen Bil-
dungsangebote einer größeren Anzahl von Schü-
lern in den Jahrgängen 4, 5 und 6 anzubieten.

(Beifall bei Horst Becker und Dr. Eva Güm-
bel, beide GAL)

Sie können diese Schülergruppen weiter motivie-
ren, mit einzusteigen in ein nachhaltiges, längeres
und gemeinsames Lernen, ausgerichtet auf eine
soziale und leistungsbezogene Gesellschaft. Wir
brauchen die Talente junger Menschen, die Wirt-
schaft wünscht sich dieses ebenso wie die Univer-
sitäten. Wir brauchen verbesserte Abschlüsse.
Diese Ziele werden durch die von CDU und GAL
verantwortete Schulreform erreicht.

(Präsident Berndt Röder übernimmt den
Vorsitz.)

Wenn dieses Hohe Haus, die Hamburger Bürger-
schaft, dem Schulgesetz zustimmt, haben unser
Erster Bürgermeister Ole von Beust und Christa
Goetsch als Bildungssenatorin sowie die Regie-

rungsfraktionen einen Meilenstein in Richtung päd-
agogischer Innovation gemacht, der vertretbar und
verantwortbar ist. Ich danke den beteiligten Kolle-
ginnen und Kollegen aus den Regierungsfraktio-
nen, aber auch den Mitgliedern der übrigen Partei-
en, die im Schulausschuss sachgerechte Diskus-
sionen durchgeführt haben. Treten wir jetzt – nach
hoffentlich erfolgter Zustimmung – in die eigentli-
che Arbeit ein. Lernen und Lehren, dieser Aufgabe
sollen sich die Schüler und Lehrer widmen. Wir ha-
ben die Grundlagen gelegt, wir unterstützen sie
dabei. – Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der CDU und
der GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Rabe.

Ties Rabe SPD:* Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Vielen Dank, Herr
Goetsch, für die schöne Rede. Wenn wir noch
einen Beweis gebraucht hätten, warum die parla-
mentarischen Beratungen in Wahrheit zu nichts
mehr führen, dann war das diese Rede. Alle Ver-
suche der SPD, Fakten und Daten und Einzelhei-
ten über diese Reform offenzulegen, werden sys-
tematisch in einer wolkigen Allgemeinerklärung er-
stickt. Deswegen muss man ehrlich sagen, gut,
dass wir heute damit zum Ende kommen.

(Frank Schira CDU: Was wollen Sie, was will
die SPD?)

– Hören Sie zu.

Zunächst einmal halten wir fest, dass es in allen
Parteien rumort; ich will das für unsere Partei nicht
ausschließen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Nee, nee, nee,
das ist falsch!)

– Natürlich, Frau Heyenn, bei Ihnen ist alles ganz
klar.

Es streiten Lehrer, Eltern und Schulleitungen, Han-
delskammer und Gewerkschaften sowieso. Und
wer Zeitungen und Medien liest, der sieht, dass
"die tageszeitung", NDR, die "Bild"-Zeitung, das
"Hamburger Abendblatt", die "Hamburger Morgen-
post", "Die Welt" und Hamburg 1 alles Mögliche
schreiben, aber sich auch in der Hinsicht offen-
sichtlich in verschiedenen Lagern befinden. Eine
Initiative kämpft für, die andere gegen diese Re-
form.

(Zuruf von Dr. Eva Gümbel GAL)

Es streitet die ganze Stadt. Sie mögen am Ende
sagen, wir werden gewinnen dabei, die Behörde
wird siegen, aber ich glaube, eine Reform, die nur
im Schulkrieg durchgesetzt werden kann, schleppt
eine schwere Last mit sich herum. Wir brauchen
einen Schulfrieden.
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(Zurufe von der CDU: Oh, oh!)

– Das sind übrigens Worte von Ihrem Sprecher
Heinemann, deswegen gut zuhören.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Ja, und
trotzdem!)

Dieser Schulfrieden war da und er war möglich.
Sie haben ihn leichtfertig ausgeschlagen und das,
sagen wir, war ein schwerer Fehler.

(Beifall bei der SPD)

In Wahrheit haben Sie diesen Schulkrieg gesucht
und gebraucht, denn plötzlich lautete die Devise
nicht mehr, was eigentlich in diesem Gesetz steht,
plötzlich ging es nur noch darum, sich auf eine
richtige Seite zu schlagen. Sie stellten die Men-
schen scheinbar vor eine Wahl. Gehörst du etwa
zu den porschefahrenden Gucci-Sonnenbrillenträ-
gern oder bist du auf der Seite der guten Schulse-
natorin, die sich für die soziale Gerechtigkeit in un-
serer Stadt einsetzt.

(Frank Schira CDU und Wolfgang Beuß
CDU: Das sagt ein Sozialdemokrat!)

Und der Erfolg dieses Manövers war, dass sich im
großen Glaubenskrieg immer weniger wirklich für
dieses Schulgesetz interessiert haben. Wir sagen
ganz klar:

(Wolfgang Beuß CDU: Ihr sagt gar nichts!)

Wir Sozialdemokraten lassen uns nicht in Ihre Krie-
ge verwickeln.

(Zurufe von der CDU)

Die SPD lässt sich auch nicht von Ihnen in irgend-
welche Ecken stellen, weder zu irgendwelchen
Gucci-Sonnenbrillenträgern noch zur Lenkungs-
gruppe der Schulbehörde; auch dort gehören wir
nicht hin. Die SPD hat eine klare Position – ihr
müsst mal schön zuhören –.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Und
nicht alle auf einmal.

Ties Rabe (fortfahrend): Die Taktik ist klar, mög-
lichst viel Unruhe verbreiten.

(Zurufe von der CDU: Ja, ja!)

Die SPD steht aufseiten der Schüler und vor allem
aufseiten der sozial benachteiligten Schüler.

(Frank Schira CDU: Ja, das ist klar!)

Ihnen wollen wir neue Chancen eröffnen und des-
halb kämpfen wir energisch für Chancengleichheit
im Schulsystem und deshalb kämpfen wir ener-
gisch für bessere Bildung an den Schulen. Darum
sollten wir uns gemeinsam bemühen und nicht nur
wir.

(Beifall bei der SPD – Harald Krüger CDU:
Aber wie!)

– Sie sind bisher als Fachpolitiker aufgefallen, gut
gemacht.

Wir haben deshalb mit klarem Kopf diese Reform
geprüft und haben nicht die guten Absichten be-
wertet, sondern uns die Mühe gemacht, einmal in
dieses Gesetz hineinzusehen. Wir haben schlicht
die Fakten geprüft, was die CDU, die sich in fünf
Schulausschusssitzungen mit insgesamt 18 Stun-
den Beratung – so geschätzt und gefühlt – sechs-
mal zu Wort gemeldet hat, tunlichst vermieden hat,
nämlich einmal hineinzusehen, was da steht. Das
Ergebnis ist: Dieses Gesetz hat einige vernünftige
Ansätze, die leugnen wir nicht.

(Wolfgang Beuß CDU: Hört, hört!)

Aber in seinen zentralen Eckpunkten wird es die
Chancengleichheit keineswegs verbessern. Das
Gesetz wird auch die Bildung nicht verbessern und
deswegen sagen wir ganz klar: Wir lehnen dieses
neue Schulgesetz ab.

(Beifall bei der SPD)

Sie fragen, was wir wollen. Ich sage Ihnen, was wir
wollen. Wir brauchen mehr Chancengleichheit im
Schulsystem und wir brauchen bessere Bildung
und drei Punkte sind dafür wichtig.

(Wolfgang Beuß CDU: Rhabarber, Rhabar-
ber! – Zurufe von der CDU)

– Hören Sie erst einmal zu, dann können Sie hin-
terher meckern.

Erstens: Wir brauchen besseren Unterricht und in-
dividualisiertes Lernen und wir werden gleich prü-
fen, ob das Schulgesetz diesen Anforderungen
standhält.

Zweitens: Wir alle wissen, dass 25 Prozent unserer
Schülerinnen und Schüler im Alter von 15 Jahren
schlechter lesen und schreiben als Viertklässler.
Für diese Schülerinnen und Schüler brauchen wir
eine gezielte Hilfe. Wir brauchen ein Programm für
Chancengleichheit, da gibt es genug Ideen, man
muss sie nur aufgreifen und zusammenführen.

Drittens: Wir wollen Hamburgs zersplitterte Schul-
landschaft Schritt für Schritt zusammenführen. Un-
ser Ziel ist, im Konsens und ohne Schulkrieg eine
Schule für alle Schülerinnen und Schüler zu schaf-
fen. Das sind unsere Eckpunkte und sie sind ver-
nünftig.

(Beifall bei der SPD – Wolfgang Beuß CDU:
Jetzt hat er sich geoutet!)

Wir erkennen an, dass das Schulgesetz Ansatz-
punkte für eine bessere Förderkultur bietet. Ich
nenne zwei Punkte: Die Abschaffung des Sitzen-
bleibens ist vernünftig. Genauso vernünftig ist es,
Kindern mit Förderbedarf das Recht zu geben, in
Zukunft in die Regelschulen zu gehen und dort un-
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terrichtet zu werden. Insofern sind da positive
Aspekte, aber auch hier lohnt das genaue Nachse-
hen. Werden denn diese Kinder, wenn sie nicht sit-
zenbleiben, genügend gefördert. Werden die Kin-
der mit Förderbedarf, wenn sie zu einer Grund-
oder Hauptschule – Realschule gibt es nicht
mehr –, in eine Stadtteilschule oder Primarschule
gehen oder ins Gymnasium, richtig gefördert. Da
sehen wir uns den Haushaltsplan und die Aussa-
gen an und erfahren, dass es eine große Fortbil-
dungsinitiative für alle Lehrerinnen und Lehrer gibt.
Dafür investieren wir mächtig viel Geld, und zwar
1 Million Euro im Jahr. Das klingt nach viel, das ist
nicht schlecht, aber wir wollen uns einmal daran
erinnern, dass nach Auskunft der Schulbehörde
200 Millionen Euro allein in den Umbau von
Schulen investiert werden müssen; nach meiner
Rechnung sind es 600 und mehr.

(Wolfgang Beuß CDU: Sie können eben
nicht rechnen!)

Daran gemessen sind 1 Million Euro, um das ge-
samte Individualisierungskonzept flottzumachen,
unpassend. Am schönsten ist es, wenn man weiter
recherchiert. Dann erfährt man, es kommen zwar
1 Million Euro mehr rein, aber gleichzeitig lässt es
diese Wissenschaftsbehörde zu – die Wissen-
schaftsbehörde –, dass umgekehrt bei der univer-
sitären Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer
1,2 Millionen Euro gestrichen werden. Unter dem
Strich sind das wunderbare Ankündigungen auf
dem Papier, für Marino Freistedt hier bestimmt ein
Grund, eine tolle Rede zu halten, aber wenn man
näher hinsieht, stellt man fest, guter Unterricht
sieht anders aus. Lassen Sie Ihren Worten Taten
folgen, dann haben Sie auch unsere Unterstüt-
zung, aber machen Sie keine Ankündigungen, hin-
ter denen nichts steht.

(Beifall bei der SPD)

Die Primarschule selbst ist das Herzstück dieser
Reform. Wir sagen, gut gemeint ist nicht gut ge-
macht. Wir erkennen an, dass die Primarschule
durch die Möglichkeit des längeren gemeinsamen
Lernens sehr wohl Chancen bietet. Aber ihre Ein-
führung beinhaltet zahlreiche organisatorische und
inhaltliche Risiken. Diese Risiken sind lange be-
kannt, die Enquete-Kommission hatte sich sogar
kurz damit befasst. Nach Abwägung dieser Chan-
cen und Risiken hat vor der Wahl keine Partei die
Einführung der Primarschule gefordert, Ihre erst
recht nicht und unsere auch nicht. Seitdem gibt es
überhaupt keine neuen Erkenntnisse,

(Wolfgang Beuß CDU: Was fordert Rosi
Raab denn eigentlich?)

die zu einer Neubewertung Anlass geben, im Ge-
genteil, am Ende wird diese Primarschule im Ham-
burger Schulsystem insgesamt mehr zerstören als
heilen und diesen Weg gehen wir nicht mit.

(Beifall bei der SPD)

Nun sehen wir uns einmal an, warum eigentlich die
Primarschule unserer Ansicht nach mehr zerstört
als heilt.

Diese Primarschulen werden nicht alle gleich sein,
wie Sie das immer so suggerieren, ganz im Ge-
genteil. Die eine soll Latein anbieten, die andere
soll ein bisschen mit dem Johanneum schmusen
und eng zusammenarbeiten und die dritte ist ir-
gendwo hinten im Stadtteil Lurup und hat Sport als
Profil. Was wird dann passieren? Dann werden alle
engagierten Bildungseltern gucken, dass die kleine
Henrike auf die Schule geht, bei der das Latein
möglichst direkt am Johanneum andockt und alle,
die nicht aufpassen, sitzen in der falschen Schule.
Was passiert dann am Ende? Vermutlich werden
wir die Spaltung und die Trennung der Schülerin-
nen und Schüler nicht erst nach Klasse 4, sondern
vielleicht schon ab Klasse 1 haben. Ihr Schulge-
setz hat genau diese Möglichkeiten eröffnet statt
sie zu verschließen. Das bedeutet weniger ge-
meinsames Lernen, weniger Chancengleichheit
und dazu sagen wir nein.

(Beifall bei der SPD)

Dann kommen wir zum Thema längeres gemeinsa-
mes Lernen. Da hatten sich alle in der
Enquete-Kommission geeinigt, dass die Stadtteil-
schule dieser Weg sein könnte. Für uns ist übri-
gens diese Stadtteilschule nicht die schlechtere
von zwei Säulen, sondern der Beginn einer neuen
Schule, die im Dialog und Schritt für Schritt zu ei-
ner Schule für alle ausgebaut werden kann und
muss. In diesem Prozess des Zusammenwach-
sens, das haben wir bereits damals gesagt, kön-
nen und müssen die Gymnasien wunderbar einge-
bunden werden und es funktioniert auch. Diese
einmalige Chance, gemeinsames Lernen in Klasse
7 bis 10 auf den Weg zu bringen, wird durch die
Primarschule schlicht verdaddelt. Die Stadtteil-
schule bekommt nämlich kein Profil. Sie bleibt farb-
los und blass, ist das Stiefkind dieses Schulge-
setzes. Die Langformschulen, das heißt also die
Klassen 1 bis 6 mit der Stadtteilschule gemeinsam,
trennen und zerschlagen Sie, die Klassen 5 und 6
werden ausgegliedert, übrig bleiben für die Stadt-
teilschule die Klassen 7 bis 10. Das ist bestimmt
keine Grundlage für eine kraftvolle neue Schul-
form. Chancen zur Zusammenführung von Stadt-
teilschule und Gymnasien sucht man hier vergeb-
lich. Es wird zwar immer behauptet, das sei alles
gemeinsames Lernen, aber hier wird die Trennung
zementiert. Es gibt nicht einmal eine Idee, wie Ko-
operationsmöglichkeiten auf den Weg gebracht
werden können. So werden die Stadtteilschulen zu
unattraktiven Resteschulen. Wir wollen ihnen alles
Gute tun, aber die Weichen sind gestellt, dass wir
in zehn Jahren hier wieder stehen und über zehn,
15 oder 20 Stadtteilschulen sprechen, die keine
Perspektive mehr haben. Diese Perspektivlosigkeit
der Stadtteilschule ist nicht nur eine Perspektivlo-
sigkeit für längeres gemeinsames Lernen, sondern
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auch für die Schüler, denn die sollten doch gerade
durch diese Schulen ermuntert werden, einen bes-
seren Bildungsabschluss zu erreichen. In dieser
kränkelnden Schulform, die mit ihren Geburtswe-
hen behaftet mühsam auf den Weg gebracht wird,
wird diese Chancengleichheit nicht entstehen. Wir
wollen Chancengleichheit im Schulsystem, die
Stadtteilschule ist das Opfer Ihrer Schulreform. Op-
fer sind auch die Schülerinnen und Schüler dieser
Stadtteilschule,

(Wolfgang Beuß CDU: Sie reden alles
schlecht!)

und deswegen ist das keine gute Idee.

(Beifall bei der SPD)

Man darf auch darauf hinweisen, dass es nicht
ganz uninteressant ist zu wissen,

(Wolfgang Beuß CDU: Und Sie wissen über-
haupt nichts!)

wie man das Geld im Schulhaushalt eigentlich or-
dentlich ausgibt. 1800 Millionen Euro stehen dort
jedes Jahr zur Verfügung, wofür werden sie einge-
setzt. Da darf man einmal kurz diese neugierige
Frage stellen: Was kostet diese Schulreform?
Nicht etwa, dass Sie jetzt gleich mit pathetischer
Geste sagen, für unsere Schüler ist uns doch je-
des Geld recht, das können wir doch nicht abwä-
gen – doch, denn im Schulhaushalt ist das Geld
endlich. Deswegen muss man genau hinsehen,
wofür man es eigentlich ausgibt.

Wir haben Sie bombardiert mit Anfragen. Deswe-
gen bin ich der parlamentarischen Debatte mittler-
weile überdrüssig, denn es kommt keine Antwort.
Warum kommt keine Antwort auf die Frage nach
den Kosten – ganz einfach, Sie wissen es selbst
nicht einmal. Sie antworten dauernd, das könnten
Sie nur schätzen, aber erst am Ende des Prozes-
ses und jetzt seien wir am Anfang. Also gibt es gar
keine Daten, es gibt keine verlässlichen Auskünfte,
es gibt nichts. Kostet es 200 Millionen Euro, kostet
es 400, 600 oder 800 Millionen Euro, wir wissen al-
le zusammen gar nichts. Sie, meine Damen und
Herren von der CDU, wissen auch überhaupt
nichts, das wollen wir festhalten, da habe ich auch
schon meine Gespräche geführt; niemand weiß et-
was. Nun könnte man sagen, es ist egal, wenn
man 1 Milliarde Euro ausgeben will, wir machen
auch bei anderen Sachen große Schritte. Aber das
Problem ist, dass dieses Geld woanders fehlt. Es
fällt nicht vom Himmel, es kommt aus diesem Bil-
dungsetat. Wenn wir in Zukunft mit höheren Mieten
diese ganzen Umbaukosten finanzieren, dann gibt
es jemanden, der die Zeche zahlt, und das sind
diejenigen, die besonders viel Hilfe brauchen, die
besonders darauf angewiesen sind, dass unsere
Schulen gut funktionieren und dass der Unterricht
gut ist. Auf diese Art und Weise werden Sie gerade
nicht nur Geld versenken, sondern Sie werden
Chancen versenken und insofern halte ich am En-

de zwei Dinge für sicher: Dieses Geld fehlt für
sinnvollere Sachen und der nächste und übernäch-
ste Schulsenator sind alles Bausenatoren. Wir wer-
den uns nur noch mit so einem Unsinn befassen,

(Wolfgang Beuß CDU: Weil wir den ganzen
Mist von Ihnen geerbt haben!)

aber nichts mehr zum Thema Bildung machen.
Auch deshalb sagen wir: Diese Reform ist unsolide
gemacht und deswegen gehört sie abgelehnt.

(Beifall bei der SPD)

Dann gibt es noch einige kleine, organisatorische
Punkte, zum Beispiel, wie man eigentlich organisa-
torisch eine Schulform löst, in der 130 Schulstand-
orte zu 64 Schulen verschmolzen werden. Einige
liegen 400 Meter auseinander, das wird man hin-
kriegen, aber einige liegen 9 Kilometer auseinan-
der, einige 5 Kilometer, 2 Kilometer, wir kennen die
ganzen Entfernungen. Wenn man Lehrerinnen und
Lehrer hört, dann fragen die, wie das gehen soll.
Ich antworte: Fragt die Schulbehörde. Dann wer-
den mir Briefe und Aussagen gezeigt, in denen
steht, das müssten die Schulen selbst regeln.

So einfach macht man Schulpolitik, das ist genau
der Grund, warum Schulpolitik so schlecht ist. Wir
produzieren eine Idee und sagen, das sei ganz toll,
das beschließen wir alles. Es ist neu, es haben
sich zwei Parteien zusammengerauft, aber die De-
tails sollen die anderen regeln. Das ist auf jeden
Fall in hohem Maße unehrlich. Diese Probleme la-
den Sie den Schülerinnen und Schülern auf, die
wandern müssen und die möglicherweise in ihrem
Unterricht und in ihrem Lernverhalten bestimmt
keinen Rückenwind bekommen; diese Standortpla-
nung ist wirklich großer Unsinn.

(Beifall bei der SPD)

Am Schluss kommen wir zum Thema Wahlrecht.
Hierüber wird immer viel geredet, ich will auf weni-
ge Punkte hinweisen beim Elternwahlrecht. Wir
wissen mittlerweile sehr genau, dass das Eltern-
wahlrecht in Hamburg vor allem von Eltern in den
sozial benachteiligten Stadtteilen genutzt wird,
denn nicht ohne Grund ist gerade an den Gymna-
sien der Anteil der Schülerinnen und Schüler ohne
Gymnasialempfehlung sehr hoch. Das heißt, für
diejenigen ist es ein Tor, um sich ihre persönliche
Bildungskarriere aufzuschließen. Dieses Tor wird
hier ohne Not geschlossen. Das bedeutet aber
auch konkret, dass die Gymnasien gerade in die-
sen Stadtteilen weniger Schüler haben werden.

(Wolfgang Beuß CDU: Sie haben keine Ah-
nung, Herr Rabe, in St. Georg ist es nicht
so!)

– Herr Beuß, Sie müssen sich einmal die Zahlen
ansehen, die wir von der Schulbehörde bekommen
haben, an welcher Schule eigentlich die meisten
Schüler ohne Gymnasialempfehlung sind. Ich kann
Sie Ihnen alle nennen.
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In diesen Stadtteilen werden die Gymnasien
wackeln. Das mag Sie nicht berühren, weil Sie sa-
gen, da würde uns sowieso keiner wählen,

(Frank Schira CDU: Immer mehr!)

aber am Ende wird sich die Stadt umdrehen, wenn
wir in Billstedt, in Hamm, in Allermöhe und im Alto-
naer Kerngebiet keine Gymnasien mehr haben.
Das wird die soziale Spaltung der Stadt befördern
und nicht beenden.

(Beifall bei der SPD)

Wir glauben aber auch, dass das Elternwahlrecht
ein Wert an sich ist, weil unser Schulsystem Ak-
zeptanz braucht. Deswegen brauchen wir Beteili-
gung, deswegen brauchen wir das Mitwirken der
Eltern. Wenn Sie einfach so sagen, das schaffen
wir ab, dann sind Sie außerhalb des Trends sämtli-
cher Bundesländer, denn überall wird das Eltern-
wahlrecht ausgebaut. Hamburg geht den umge-
kehrten Weg. Diese Politik gefährdet nach unserer
Überzeugung das Engagement und die Beteiligung
von Eltern und Kindern. Sie untergräbt zugleich die
Akzeptanz des staatlichen Schulsystems und
schmälert auch in Zukunft jede Erfolgsaussicht von
Reform, denn mit Dialog hat das alles nichts zu
tun. Das ist eine Politik der Besserwisserei und Be-
vormundung.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen fordern wir Sie auf, das Schulgesetz an
diesen wichtigen Stellen zu überarbeiten. Insbe-
sondere beim Elternwahlrecht muss es dringend
Änderungen geben.

Meine Damen und Herren! Wir sagen, gute Schule
braucht Konsens und keinen Schulkrieg.

(Martina Gregersen GAL: Ja, dann seien Sie
doch auch mal im Konsens! – Jens Kerstan
GAL: Wer redet von Krieg, das sind doch
Sie!)

Gute Schule muss Wege zum Zusammenwachsen
eröffnen und nicht spalten. Gute Schule muss die
Schulmittel – Herr Kerstan, Sie sind Haushälter –
klug und sinnvoll für diejenigen ausgeben, die un-
sere Hilfe brauchen und das ist nicht das Bau-
handwerk, das sind die benachteiligten Schülerin-
nen und Schüler.

Gute Schule braucht Überzeugung und keine Bes-
serwisserei und Bevormundung. Dieses Schulge-
setz macht aber genau das und deshalb darf man
da nicht zustimmen. – Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Gwosdz.

Michael Gwosdz GAL:* Sehr geehrte Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Rabe, nachdem ich mir

das jetzt angehört habe, bin ich heilfroh, dass Sie
keine schulpolitische Verantwortung in der Stadt
tragen,

(Beifall bei der GAL und der CDU)

denn Sie sind verfangen in Ihrem negativen Den-
ken, was alles passieren könnte, wenn man ir-
gendwo einmal beginnt, etwas zu tun. Sie ent-
wickeln nur Horrorszenarien, dass es negativ en-
det, wenn man an Schulen etwas verändert. Sie
schaffen es wahrscheinlich nicht, an die Verwirkli-
chung von Reformen, auch wenn Sie sie selbst
vorschlagen, zu glauben,

(Ingo Egloff SPD: Glauben können Sie in
der Kirche!)

weil Sie nur noch Horrorszenarien sehen und letz-
ten Endes alles belassen, wie es ist. Das finde ich
schade, denn eigentlich, das zeigen die Debatten,
die wir in den letzten eineinhalb Jahren geführt ha-
ben, sind unsere Positionen doch alle relativ
gleich. Auch die GAL hat keine Position, die völlig
abdriftet von dem, was wir in der letzten Legislatur-
periode hatten. Wir wollen doch alle gemeinsam
ein gerechteres und leistungsstärkeres Bildungs-
system. Wir wollen – hier waren wir uns auch im-
mer einig, deswegen hatten wir 9 macht klug ent-
wickelt – mehr Kinder zu mehr und höheren Schul-
abschlüssen führen. Wir wollen weniger Schulab-
brecherinnen und Schulabbrecher. Wir wollen ein
Ende der Vielgliedrigkeit, die die soziale Ungerech-
tigkeit fördert. Und – das ist ein besonderer
Punkt – wir wollen auch die Entscheidung über die
spätere Schullaufbahn nicht im Alter von zehn Jah-
ren treffen.

(Karin Timmermann SPD: Und nicht den El-
tern überlassen!)

Wir sind grundsätzlich der Meinung, man müsste
eigentlich gar keine Entscheidung treffen, aber wir
haben uns geeinigt, dass wir sie auf jeden Fall ver-
schieben. Sehr wichtig ist, dass alle Wege zu allen
Bildungsabschlüssen die gesamte Schullaufbahn
über offen bleiben müssen. Das ist unser gemein-
sames Interesse.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Die Debatte ist auch nicht sonderlich neu, die be-
gann schon in der Enquete-Kommission.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die haben die
Primarschule abgelehnt!)

Da hat die CDU, das hat Herr Freistedt schon aus-
geführt, durchaus bemerkenswerte Schritte für ei-
ne christdemokratische Schulpolitik eingeschlagen,
die man anerkennen muss. Wenn ich als ursprüng-
lich bayerischer Staatsbürger an die Schulpolitik in
Bayern zurückdenke, dann ist das ein deutlicher
Unterschied in der Diskussion. Das war auch eine
Diskussionsgrundlage, auf der wir uns mit der CDU
auf dieses Schulgesetz einigen konnten. Wir ha-
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ben das gemeinsam diskutiert, immer fair und
sachlich, es war nicht immer einfach, aber wir ha-
ben es am Ergebnis orientiert gemacht. Wir haben
auch Vorarbeiten der Enquete-Kommission auf-
greifen können; daran möchte ich heute ausdrück-
lich erinnern. Wir setzen hier nämlich viele Emp-
fehlungen um, das ist nicht alles erst im Koalitions-
vertrag erfunden worden. Bereits der Abschied
vom undurchschaubaren vielgliedrigen Schulsys-
tem mit seinen Sackgassen ist ein Ergebnis der
Enquete-Kommission. Hamburgs Schulsystem
wird durchlässig. Mit dem Gymnasium und der
Stadtteilschule gibt es künftig zwei gleichberechtig-
te Schulen, die zu allen Bildungsabschlüssen bis
hin zum Abitur führen und das werden auch zwei
gleichberechtigte Wege zum Abitur werden.

Das ist längst nicht alles, was damals beschlossen
wurde und was wir heute umsetzen. Wir führen ei-
ne neue Struktur der Schule ein und eine neue
Kultur des Lernens. Die beiden müssen zusam-
mengehen, die Struktur der Schule und die Kultur
des Lernens, damit beide Elemente ihre volle Wir-
kung entfalten können. Deswegen hat die Enque-
te-Kommission in der letzten Legislaturperiode
gleich an mehreren Stellen eine konsequente Indi-
vidualisierung des Lernens in der inneren Differen-
zierung gefordert und empfohlen, die wiederum an
die Stelle der äußeren Trennung der Schülerinnen
und Schüler treten soll: Schluss mit dem Lernen im
Gleichschritt, hin zur individuellen Förderung eines
jeden Kindes. Für diese individuelle Förderung
– da sind wir uns wieder einig, das hat Herr Rabe
auch anerkannt – gehört eben auch der Verzicht
auf das Sitzenbleiben und das Abschulen.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Dass diese individuelle Förderung dann nicht ver-
bindlich werden soll, wie Sie auch in Ihrem Antrag
bemängeln, das kann man nun nicht sehen. In Pa-
ragraf 45 setzen wir diese individuelle Förderung
konsequent um und verankern dort einen An-
spruch auf eine individuelle Förderung. Wenn ein
Schüler oder eine Schülerin den Anforderungen
der Schule nicht mehr gerecht werden sollte, dann
wird es verbindlich vereinbart, wie und auf welche
Weise die Kinder gefördert werden.

Die Enquete-Kommission hatte einen weiteren
Punkt empfohlen, nämlich das jahrgangsübergrei-
fende Arbeiten insbesondere in den ersten beiden
Jahrgangsstufen sowie der Vorstufe. Diese Mög-
lichkeit sehen wir ebenfalls im neuen Schulgesetz
für die Primarschule ausdrücklich vor. Ich erwähne
das heute ausdrücklich auch aus einem anderen
Grund. Diese Empfehlungen der Enquete-Kommis-
sion zum individualisierten Lernen und zum jahr-
gangsübergreifenden Lernen sind in der letzten
Legislaturperiode getroffen worden, das ist Stan-
dard der pädagogischen Debatte.

Wenn es draußen in der Stadt eine Initiative gibt,
die sich auf die Fahnen schreibt, die wirklichen
Verfechter der Empfehlungen der Enquete-Kom-
mission zu sein und gleichzeitig aber pädagogi-
sche Elemente, die die Enquete-Kommission emp-
fohlen hat, auf unappetitliche Weise in Zusammen-
hang mit nationalsozialistischer Ideologie bringt,
dann ist das nicht nur verabscheuungswürdig, son-
dern es zeigt auch, dass sich diese Initiative über-
haupt nicht mit den Empfehlungen der
Enquete-Kommission auseinandergesetzt hat.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Beim Thema Primarschule begegnet uns oft das
Argument, Herr Rabe hat es auch wiederholt, die
sechsjährige Primarschule sei in der
Enquete-Kommission nicht ausreichend diskutiert
worden beziehungsweise verworfen worden. Oft
wird das Argument vorgebracht, das sei eine völlig
neue Idee in der Debatte. Aber vergegenwärtigen
wir uns doch die Situation zur Zeit der
Enquete-Kommission. Man muss noch einmal
deutlich machen, dass mit der damaligen politi-
schen Mehrheit längeres gemeinsames Lernen als
Ansatz nicht durchsetzbar war, obwohl zwei der
drei beteiligten Fraktionen zum damaligen Zeit-
punkt grundsätzlich dafür waren. Es gab natürlich
– das kann man nachlesen in den Protokollen –
Expertinnen und Experten, die darauf hinwiesen,
dass zum Beispiel die Grundschule gut arbeite,
aber zu wenig Zeit habe, das schwache Kind zu
fördern. Professor von Saldern empfahl zum Bei-
spiel, dass über die Schullaufbahn deutlich später
entschieden werden solle als in Klasse 4. Es sind
nicht unbedingt Empfehlungen, aber es ist der
Stand der Diskussion.

Inzwischen haben wir eine neue politische Konstel-
lation. Zum einen gibt es eine vierte Fraktion in der
Bürgerschaft, für die längeres gemeinsames Ler-
nen ebenfalls selbstverständlich ist, und zum ande-
ren haben wir, GAL und CDU, die Argumente ge-
gen eine frühe Trennung noch einmal neu gewo-
gen, die Argumente für längeres gemeinsames
Lernen noch einmal geprüft und uns geeinigt, die-
sen wichtigen Schritt zum längeren gemeinsamen
Lernen als Ergänzung zu den Empfehlungen der
Enquete-Kommission gemeinsam zu gehen. Die
sachliche und gute Art und Weise der Diskussion
hat Marino Freistedt schon ausführlich dargestellt
und diesen Dank für die konstruktiven Diskussio-
nen gebe ich ausdrücklich zurück.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Wir wissen, dass in kaum einem europäischen
Land die Kinder so früh getrennt werden wie in
Deutschland und in keinem anderen Land ist der
Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und
Bildungserfolg so groß. Längeres gemeinsames
Lernen ist ein Beitrag zur Überwindung dieser so-
zialen Spaltung. Dann heißt es immer, das sei
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nicht so, es gäbe niemanden, der sich dafür aus-
spreche. Ich zitiere hier noch einmal, ich habe das
schon vor einigen Debatten gemacht, Professor
Baumert:

"Je früher Schülerinnen und Schüler auf un-
terschiedliche Bildungsgänge verteilt wer-
den, desto kürzer wird das Zeitfenster, das
für schulische Interventionen zum Ausgleich
herkunftsbedingter Leistungsunterschiede
zur Verfügung steht. […] Mit frühen Differen-
zierungsentscheidungen nehmen […] die
sozialen Disparitäten der Bildungsbeteili-
gung zu."

Niemand kann bestreiten, dass das so ist. Mit dem
längeren gemeinsamen Lernen an der Primar-
schule wird Hamburg somit sozialer und demokra-
tischer.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Ich möchte daran erinnern, dass wir während des
Diskussionsprozesses in den letzten eineinhalb
Jahren in Nuancen das Modell verändert haben
und nicht die Koalitionsvereinbarung mit der Brech-
stange umgesetzt haben.

So haben wir zum Beispiel erkannt, dass die flä-
chendeckende Einführung der pädagogisch sinn-
vollen flexiblen Einschulung die Schulen erst ein-
mal überfordert. Wir schließen den Idealfall, dass
jedes Kind dann eingeschult wird, wann es soweit
ist, für die Zukunft nicht aus, aber wir haben das
jetzt noch nicht im Schulgesetz festgeschrieben.
Wir lassen uns mit diesem Schritt Zeit, bis die
Hamburger Schulen für ihn bereit sind.

Ein weiteres Ergebnis unserer Beratungen ist,
dass wir die Primarschule 2010 flächendeckend
mit den vierten Klassen und nicht, wie ursprünglich
vorgesehen, mit den fünften Klassen starten. In
der Primarschule mit den Klassen 1 bis 3 und 4 bis
6 ist es sinnvoller, den Kindern einen Einstieg in
die vierte Klasse Primarschule zu ermöglichen, als
sie aus der vierten Klasse der alten Grundschule in
die fünfte Klasse Primarschule zu versetzen. Das
haben wir in den Beratungen erkannt und dann
auch umgesetzt.

Diese Beispiele zeigen, dass in der Diskussion um
das Schulgesetz eben nicht alle Argumente immer
grundlos von uns abgeblockt wurden. Wir haben
uns alle Argumente angehört, sie abgewogen und,
sofern sie vernünftig waren, auch berücksichtigt.

Nun kommt die SPD in der allerletzten Sekunde
vor der Verabschiedung des Schulgesetzes noch
mit einem eigenen Antrag.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie haben auch
in allerletzter Sekunde hier noch was vorge-
legt!)

Wir haben eine kleine Ergänzung zum Schulgesetz
vorgelegt, Herr Dressel. Sie haben jetzt noch ein-
mal versucht zu skizzieren, was Sie eigentlich
eventuell, unter Umständen, wenn Sie sich einig
sind, grundsätzlich vielleicht irgendwo wollen oder
auch nicht, das wird sich noch zeigen.

(Beifall und Heiterkeit bei der GAL und der
CDU)

Wenn man Ihren Antrag liest, dann zeigt sich, dass
Sie die Diagnose mit uns teilen und fast die gleiche
Therapie empfehlen. Unterschiede zeigen sich nur
in Dosis und Dauer.

Eigenartig ist in Ihrem Antrag die Auseinanderset-
zung mit der Stadtteilschule. Ich habe das den
ganzen Beratungsprozess über nicht verstanden;
vielleicht kommen wir da aus unterschiedlichen Mi-
lieus.

(Michael Neumann SPD: Sie kommen aus
Bayern!)

– Ich komme aus Bayern, vielleicht bin ich da et-
was begriffsstutziger, das mag sein, wie das so ist
bei den Bayern, wobei ich betonen möchte, dass
ich Franke bin.

Woher leiten Sie es aber ab, dass dieses Schulge-
setz die Gefahr birgt, mit Stadtteilschule und Gym-
nasium zwei Schulformen zu etablieren, die auf
lange Sicht nicht gleichwertig sind? Natürlich wer-
den sich Stadtteilschule und Gymnasium trotz
grundlegend gleicher Ziele, wie sie im Schulgesetz
festgeschrieben sind, unterscheiden. Unterschiede
sind doch aber nicht gleichzusetzen mit unter-
schiedlicher Wertigkeit.

Ich finde es ein gefährliches Spiel, das Sie schon
die ganze Zeit über und auch jetzt wieder mit Ih-
rem Antrag treiben. Auf der einen Seite erklären
Sie, die von der Enquete-Kommission empfohlene
Struktur von Stadtteilschule und Gymnasium sei
ein Beitrag, um den Schulfrieden zu bewahren, auf
der anderen Seite reden Sie die Stadtteilschule,
wie sie in Hamburg eingeführt werden wird, sys-
tematisch schlecht.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Wilfried
Buss SPD: Weil das was völlig anderes ist!
Das müssten Sie doch wissen! Das ist etwas
völlig anderes, was Sie vorhaben!)

Schon bevor die Stadtteilschule überhaupt einge-
führt ist behaupten Sie, ihr fehle ein klares Profil
und sie sei unattraktiv.

(Wilfried Buss SPD: Das stimmt ja auch!)

Langsam kommt bei mir der Verdacht auf, wir
könnten noch so viel für den Erfolg der Stadtteil-
schule tun, Sie würden diese Schulform einfach
immer weiter aus politischem Kalkül schlechtreden.

(Beifall bei der GAL und der CDU)
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Hoffen wir des Erfolges der künftigen Schülerinnen
und Schüler der Hamburger Stadtteilschulen wil-
len, dass Sie damit kein Gehör finden.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Aber die werden das merken!)

Das Argument, es bestehe die Gefahr einer sozia-
len und leistungsmäßigen Auslese schon mit Ein-
tritt in die erste Klasse, wird durch dauerndes Wie-
derholen nicht besser. Kein Besuch einer bestimm-
ten Primarschule bedingt den Besuch einer weiter-
führenden Schule.

(Ties Rabe SPD: Das wird durch dauerndes
Wiederholen auch nicht besser!)

Das war so, das ist so, und das wird so bleiben.

Eine engere Verschränkung von Primarschule und
weiterführender Schule durch eine gute Kooperati-
on und einen Mix der Professionen ist grundsätz-
lich wünschenswert. Wir können dies gerade in
Berlin beobachten, wo es bisher eine strikte Tren-
nung der beiden Bereiche mit ihren jeweiligen
Lehrkräften gab. Dort wird inzwischen nach dem
Vorbild Hamburgs nachgebessert und die sechs-
jährige Grundschule mit den weiterführenden
Schulen besser verschränkt. Solch eine Ver-
schränkung erleichtert den Schülerinnen und
Schülern die Übergänge; diese werden keinesfalls
schwerer, als sie es zuvor waren.

(Beifall bei Dr. Eva Gümbel GAL – Dr. An-
dreas Dressel SPD: Das war jetzt richtig tol-
ler Applaus!)

Noch ein paar Worte zu den Übergängen. Die Ent-
scheidung, welche Schulform ab der siebten Klas-
se besucht werden soll, wird einerseits zielgerich-
teter möglich sein und verliert andererseits auf-
grund der zwei möglichen Wege zum Abitur auch
an Dramatik. Sechs Jahre gemeinsames Lernen
bilden eine solidere Grundlage als vier Jahre. Au-
ßerdem beruht diese Entscheidung auf drei Ele-
menten: den am Ende des ersten Schulhalbjahres
der sechsten Klassen in Noten ausgewiesenen
Lern- und Leistungsständen, den ergänzenden
Kompetenztests in den Fächern Mathematik,
Deutsch und Englisch sowie den Einsschätzungen
der Lehrkräfte hinsichtlich der überfachlichen Kom-
petenzen einer Schülerin oder eines Schülers. Die
Entscheidung wird mit den Eltern erörtert. Auf-
grund der beschriebenen drei Bausteine wird sie
transparenter und objektiver sein; beides Voraus-
setzungen für eine Akzeptanz.

Soziale Nachteile, wie die SPD unterstellt, entste-
hen durch diese Vorgehensweise nicht. Der
Schweizer Kanton Freiburg beispielsweise verwen-
det schon heute für den Übertritt nach der sech-
sten Klassenstufe ein ausgeklügeltes, standardi-
siertes System von Beurteilungen, Leistungstests
und intensiver Beratung der Eltern. Professor

Trautwein hat dieses System untersucht. Er erläu-
tert in einem Interview mit der "Zeit":

"In dessen Folge finden sich bei diesem
Übergang nur geringe Effekte des familiären
Hintergrunds. In Freiburg gilt offenbar: Je
verpflichtender die Kriterien für den Über-
gang sind, desto geringer ist die soziale Se-
lektivität."

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das hat hier
noch nicht alle überzeugt!)

– Das mag sein.

Es ist aber wichtig zu wissen, dass Übergangsent-
scheidungen, denen solche Tests zugrunde liegen,
nicht zu einem Horrorszenario führen, wie es Herr
Rabe geschildert hat, dass in bestimmten Stadttei-
len kein Kind mehr den Weg aufs Gymnasium fin-
de.

Zu den Kosten noch ein paar Worte.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ein paar Zahlen
wären gut!)

Hinsichtlich der Kosten, Herr Rabe, geht mit Ihnen
inzwischen die Phantasie durch.

(Ties Rabe SPD: Wenn Sie mal Fakten nen-
nen würden, wäre das alles unnötig!)

In Ihrer Pressemitteilung vom 1. Oktober 2009
schreiben Sie sehr orakelhaft – ich zitiere –:

"In Behördenkreisen ist bereits von enormen
zusätzlichen Baubedarfen die Rede. 'Ge-
nannt wird dabei die Summe von 1,2 Milliar-
den Euro', sagte Rabe. 'Diese brisante Infor-
mation hat der Senat bislang verschwie-
gen.'"

Verschwiegen? Die 1,2 Milliarden Euro für den all-
gemeinen Zubaubedarf an Hamburger Schulen
und der Sanierungsstau von 3 Milliarden Euro sind
im Zusammenhang mit der Debatte über den
Schulbau häufig genannte Zahlen, da wurde bis-
lang nichts verschwiegen.

Die Schulreform und dieses Schulgesetz sind nicht
Schuld an dem allgemeinen Zubaubedarf; zusätzli-
cher Raumbedarf entsteht durch kleinere Klassen.
Die Senatorin hat die Kosten für den Zubaubedarf
in Höhe von 190 Millionen Euro längst benannt.
Sie müssen uns diese Zahlen nicht glauben, Sie
stellen lieber weiterhin skurrile Rechnungen an, mit
denen Sie uns nachzuweisen versuchen, dass wir
Gelder doppelt gerechnet und Posten vergessen
haben. Sie berufen sich auf die Regionalen Schul-
entwicklungskonferenzen, die mit mehr Räumen
kalkulieren als die Behörde. Natürlich berücksich-
tigt die Behörde den Raumbedarf, der nach dem
Schulentwicklungsplan entsteht. Das ist auch die
richtige Kalkulationsgrundlage und nicht die Emp-
fehlungen der Regionalen Schulentwicklungskon-
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ferenzen, was man denn alles zusammenrechnen
könnte.

Wenn Sie der Meinung sind, Multifunktionsräume
können, entgegen ihres Namens, nur für eine Ver-
wendung dienen, dann ist das zwar schön für Sie,
macht den Versuch, die Kosten dann doppelt zu
rechnen, aber auch nicht besser. Ein anderes Bei-
spiel. Sie haben behauptet, es würden an den
künftigen Primarschulstandorten nur 19 Fachräu-
me aus den Mitteln des Konjunkturprogramms ge-
baut werden. Liest man dies nach, kommt man auf
63. Wie kommen Sie auf 19 statt 63? Wer so ei-
genartig mit Zahlen hantiert, sollte sich mit Kritik
zurückhalten.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wer eine wirkliche Reform der Schule will, die alle
Kinder in den Blick nimmt und keines auf der
Strecke lässt, der stimmt heute dem neuen Schul-
gesetz zu. Wer aber weiter nur darüber philoso-
phieren will, wie eine gute Schule aussehen könn-
te, aber nicht handeln will, der kann es lassen. Der
Zukunft Hamburgs wäre damit aber nicht gedient.
Wir stimmen deshalb dem Gesetz zu und freuen
uns auf die Umsetzung ab August 2010. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Dann gebe ich das Wort
der Abgeordneten Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Herr Dressel hat gerade ge-
sagt, ich bekomme einen auf die Glocke. Wir wer-
den mal sehen.

In Hamburg muss das Schulsystem geändert wer-
den, das ist lange überfällig; dafür zwei Beispiele.
In Hamburg verlassen zu viele Schülerinnen und
Schüler ohne Abschluss die Schule. Kinder, bei
denen nicht mindestens ein Elternteil Akademiker
ist, haben eine viermal geringere Chance, ihr Ab-
itur zu machen und das bei vergleichbaren Leistun-
gen. Das ist bundesweit die schärfste Auslese im
Bildungssystem.

Die nun anstehende Schulreform ist heiß um-
kämpft, weniger im Parlament, als außerhalb,
wenn wir einmal von Herrn Rabe absehen.

(Zurufe und Heiterkeit bei der CDU und der
GAL)

Ich habe in meinem langen Leben einige Schulre-
formen kennengelernt, keine von ihnen war unum-
stritten. Immer sind auch Emotionen im Spiel, das
ist auch ganz normal, weil es schließlich um Kinder
geht. Immer geht es auch um ungleich verteilte Bil-
dungschancen. Die einen fordern eine bessere Bil-
dungsgerechtigkeit ein und die anderen wollen ihre
Privilegien nicht aufgeben. Immer geht es auch um
Finanzen und das besonders in dieser Zeit.

Es geht auch um personelle Ausstattung. Nach un-
serer Auffassung sind in Hamburg schon jetzt zu
wenige Lehrerinnen und Lehrer im Schuldienst.
Nach Angaben der GEW fehlen 1000 Lehrkräfte.
Deshalb ist es für uns absolut unbefriedigend,
dass nach den Berechnungen der Senatorin durch
die Absenkung der Klassenfrequenzen nach dem
neuen Schulgesetz nur circa 300 neue Lehrerin-
nen und Lehrer eingestellt werden sollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es geht bei einer Schulreform auch immer darum,
ob die Anforderungen der Reform überhaupt leist-
bar sind. Bei der Verkürzung des Abiturs um ein
Jahr haben wir erlebt, dass viele Schülerinnen und
Schüler überfordert waren und ihren Neigungen in
der Freizeit nicht mehr nachgehen konnten, weil
sie nämlich keine Freizeit mehr hatten.

Während der letzten zehn Jahre haben die Lehre-
rinnen und Lehrer erfahren müssen, dass immer
mehr von ihnen erwartet wird. Das betrifft zum
einen die Arbeitszeit, zum anderen aber auch die
ständig neuen zusätzlichen Aufgaben. Das vorlie-
gende Schulgesetz verstärkt diesen Trend. Wir for-
dern eine Änderung des Lehrerarbeitszeitmodells,
die die gestiegenen Anforderungen berücksichtigt,
und dass alle weiteren zusätzlichen Aufgaben, die
Lehrerinnen und Lehrer übernehmen, entspre-
chende Kürzungen in der Unterrichtsverpflichtung
nach sich ziehen. Wir fordern eine Altersteilzeit
und Altersermäßigungen. Morgen werden wir das
noch einmal diskutieren.

Im Schulausschuss haben wir einige Anträge ein-
gebracht, um deutlich zu machen, welche Punkte
uns im Hamburger Schulsystem wichtig sind: Wir
lehnen das Büchergeld ab.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Wir möchten gerne, dass es ein kostenloses Mit-
tagessen gibt.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Ich glaube, die nächsten Monate werden zeigen,
dass das nötiger denn je ist. Wir möchten die be-
ruflichen Schulen wieder zurück in der Verantwor-
tung der Behörde haben.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Wir möchten auch, dass die Produktionsschule ein
Teil des öffentlichen Schulsystems in Hamburg ist.
Und die Übergänge von der Schule in den Beruf
haben noch zu viele Warteschleifen, das möchten
wir auch verändern.

Was die Kinder mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf anbetrifft, möchten wir, dass die UN-Kon-
vention über die Rechte behinderter Menschen viel
stärker berücksichtigt und umgesetzt wird.
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(Wolfgang Beuß CDU: Warten Sie es mal
ab, Frau Heyenn!)

– In Ordnung, wenn da was kommt, ist es ja gut.

Ich erinnere an die Anhörung, in der auch die Ver-
bände ihre Anliegen eingefordert haben. Wir ha-
ben in diesem Sinne auch Anträge eingebracht.

Wir haben im Schulausschuss häufig zusammen-
gesessen und über die Schulgesetznovelle disku-
tiert. In den letzten Tagen habe ich gelesen, dass
darüber zu wenig geredet worden sei. Für meine
Fraktion kann ich nur sagen, dass einige meiner
Kollegen das Wort Schulgesetz nicht mehr hören
können.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Im Schulausschuss haben wir auch die Vertreterin-
nen und Vertreter der Initiative "Wir wollen lernen!"
live und in Farbe erlebt. Diese haben ständig ihre
Einwände geändert und sich aufgrund unerhörter
persönlicher Angriffe – insbesondere auf die Sena-
torin, aber auch auf andere – disqualifiziert. Sie ha-
ben das Schulgesetz mit Diktaturen und dem Tota-
litarismus verglichen.

(Wolfgang Beuß CDU: Mit den Nazis!)

Auf die Spitze getrieben wurde das jetzt von Herrn
Scheuerl mit seinem Nazi-Vergleich. Das ist uner-
träglich.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Dieses ganze Gebaren hat mit einem nichts zu tun.
Das ist von humanistischer Bildung Hunderte von
Lichtjahren entfernt.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU, der GAL
und vereinzelt bei der SPD)

Um es aus unserer Sicht ganz deutlich zu sagen:
Wer gegen diese Schulreform ist und keine Alter-
nativen zur Verbesserung vorschlägt, der will
nichts ändern, der will, dass alles so bleibt. Das
legt den Verdacht nahe, dass hier schlicht und ein-
fach Privilegien geschützt werden sollen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Wir haben es bei Demonstrationen und im Schul-
ausschuss erlebt. Wir wissen, dass Kinder von
Akademikern eine viermal höhere Chance haben,
zum Abitur zu kommen, und das ist nicht gerecht.
Ich sage es jetzt einmal ganz deutlich, ich bin ja ei-
ne Frau der klaren Worte: Die Initiative "Wir wollen
lernen!" macht nichts anderes als einen Schulklas-
senkampf von oben und ist eine Initiative reich ge-
gen arm und nichts anderes.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun zur SPD.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wie verspro-
chen!)

– Ich hatte mir ja vorgenommen, dass ich heute
gar nichts zu Ihnen sage, aber Sie haben es wie-
der einmal geschafft.

Sie haben einen Zusatzantrag eingebracht. Wenn
ich diesen Antrag lese und das Wesentliche her-
ausfiltere, dann sind Sie jetzt gegen die Primar-
schule, weil Sie für eine Schule für alle sind.

(Beifall bei Wilfried Buss SPD)

Dann frage ich mich doch, wo waren Sie denn die
ganze Zeit, als wir uns die Beine in den Bauch ge-
standen und Unterschriften gesammelt haben für
"Eine Schule für alle". Da war keiner von Ihnen da-
bei; es war Ihnen von Ihrem Landesverband sogar
verboten.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL – Zurufe von der CDU)

Die SPD und der Landesverband waren gegen die
Initiative "Eine Schule für alle" und jetzt lehnen Sie
die Primarschule ab, weil Sie eigentlich für eine
Schule für alle sind. Da ist die Schmerzgrenze der
Unglaubwürdigkeit wirklich absolut überschritten.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und der
GAL)

Ich weiß, dass einige von Ihnen auch hier aus der
Fraktion mit uns zusammen Unterschriften gesam-
melt haben; das ist richtig. Aber die SPD als Partei
und Fraktion war absolut dagegen. Was ich per-
sönlich gerne wissen möchte, ist, wie Sie denn die
Initiative "Wir wollen lernen!" unterstützen. Das
würde ich wirklich zu gerne wissen.

(Michael Neumann SPD: Genauso, wir ma-
chen es nicht! – Gegenruf von Frank Schira
CDU: Das ist interessant!)

– Genauso, okay.

Herr Rabe hat darauf hingewiesen, dass es keinen
wissenschaftlichen Beweis gibt, dass die Primar-
schule soziale Unterschiede und die soziale Ausle-
se abmildert. Im Ausschuss sagte ein Erziehungs-
wissenschaftler, dass Wissenschaftler zwar for-
schen und Ergebnisse vorlegen können, Entschei-
dungen aber von den Politikern getroffen werden
müssen. Eines ist doch klar: Das Schulsystem, das
wir seit Jahrzehnten haben, hat bewiesen, dass es
die soziale Auslese in einer unerträglichen Weise
manifestiert, also muss es geändert werden.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL und bei Thomas Böwer und Dr. Ma-
thias Petersen, beide SPD)

Längeres gemeinsames Lernen ist dabei durchaus
ein wichtiger Punkt. Die LINKE unterstützt die Ein-
führung der Primarschule aus genau diesem
Grund, denn wir hoffen, dass mit ihr ein längeres
gemeinsames Lernen in Hamburg auf den Weg
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gebracht wird. Allerdings haben wir dabei fürchter-
liche Bauchschmerzen.

Ich muss allerdings der CDU zugestehen, dass sie
wirklich lernfähig ist. Sie haben hier wirklich le-
benslanges Lernen gezeigt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist ja ein
richtiges Koalitionsangebot!)

Ich habe im Schulausschuss gestaunt, was ich von
Ihren Mitgliedern gehört habe, was heute im An-
trag steht:

"Eine Lernkultur mit stärkerer und dokumen-
tierter Individualisierung bestimmt das
schulische Lernen."

Das kommt von der CDU, das müssen Sie sich
einmal vorstellen. Ihr Lernprozess ist wirklich be-
merkenswert gewesen. Heute sagte Herr Freistedt,
dass Sie das skalierte Leistungsraster befürworten,
das habe ich bislang nie von Ihnen gehört. Frau
Goetsch und wahrscheinlich auch der Bürgermei-
ster haben da wirklich ganze Arbeit geleistet. In
Bezug auf das Schulgesetz kann man bei der CDU
sagen: Halb zog sie ihn, halb sank er hin.

(Heiterkeit bei der CDU)

Dieses Gesetz ist anscheinend einfach der Tribut,
den Sie der GAL zollen müssen, die Sie ja sonst
ziemlich außen vor lassen, Stichwort Elbvertiefung
Moorburg.

(Zurufe von der CDU: Na, na, na! Das ist
aber wirklich weit hergeholt!)

Durch die beiden Anträge der CDU ist heute noch
einmal besonders deutlich geworden, warum wir
Bauchschmerzen bei der Zustimmung zur Primar-
schule haben. In dem von Ihnen eingebrachten
Antrag steht, dass Sie es den Eltern der Ein-
schulungsjahrgänge 2007 bis 2010, glaube ich, er-
möglichen wollen, für ihre Kinder in der
dritten Klasse eine andere Primarschule auszusu-
chen. Das ist für uns der Eintritt in verkürztes ge-
meinsames Lernen und nicht in längeres gemein-
sames Lernen; deswegen haben wir ganz große
Bauchschmerzen.

(Wolfgang Beuß CDU: Das ist ein Über-
gang!)

– Übergänge werden ganz schnell Regel, da bin
ich ganz vorsichtig.

Der zweite Punkt betrifft einen Antrag der CDU,
dass es zwischen Schulen Kooperationen geben
soll. Da hat die SPD erstaunlicherweise zuge-
stimmt, was keiner versteht, der Antrag ist also an-
genommen. Ich habe im Ausschuss noch einmal
nachgefragt, welche Kooperationen denn da ge-
meint sind. Da geht es nicht um Kooperationen
zwischen Primarschulen und Primarschulen, Stadt-
teilschulen und Stadtteilschulen oder Gymnasien
und Gymnasien,

(Ties Rabe SPD: Doch!)

sondern es geht hier um Kooperationen zwischen
Primarschulen und Gymnasien. Dann haben die
Kritiker doch Recht, die sagen, wir hätten eben
nicht wirklich ein längeres gemeinsames Lernen
und eine Auslese erst nach der sechsten Klasse.
Die Eltern überlegen dann schon bei der Ein-
schulung, welche Primarschule sie auswählen
müssen, damit ihr Kind später dieses oder jenes
Gymnasium besuchen kann. Auch deswegen ha-
ben wir große Bauchschmerzen, wir werden aber
trotzdem zustimmen.

Die Aufteilung nach der sechsten Klasse in Stadt-
teilschule und in Gymnasium lehnt DIE LINKE aber
ab, weil das wieder die soziale Auslese verstärkt.
Insgesamt werden wir uns dann logischerweise
enthalten, weil wir den einen Teil befürworten und
den anderen ablehnen. Mit dieser Abstimmung ist
für uns das Thema noch lange nicht erledigt. Wir
werden die Schulreform kritisch begleiten. Herr Ra-
be hat hier die Wörter Schulkrieg, Schulfrieden und
Glaubenskrieg eingebracht. Ich meine, alles drei
können wir überhaupt nicht gebrauchen.

(Wolfgang Beuß CDU: Richtig, genau!)

Wir bekommen nur dann ein besseres Schulsys-
tem, wenn wir eine lebendige Auseinandersetzung
in der Stadt und an den Schulen erlauben und be-
gleitend zur Umsetzung der Schulreform einen leb-
haften Diskurs pflegen. Das ist im Sinne unserer
Kinder und dafür plädieren wir.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält Senato-
rin Goetsch.

Zweite Bürgermeisterin Christa Goetsch: Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren!

"Was wir tun sollten ist beides: Die Lehrer
nicht mehr nur auszubilden, dieses Frage-
und-Antwort-Spiel mit den Schülern zu spie-
len. Und uns ruhig zu trauen, die Schüler
erst später als nach der vierten Klasse in
verschiedene Schulformen zu stecken."

Das ist ein Zitat von Jürgen Kluge, ehemals McKin-
sey. Ich denke, er hat es hier auf den Punkt ge-
bracht, er fordert wie viele andere die Politik auf.
Wir brauchen einen anderen Unterricht und länge-
res gemeinsames Lernen. Noch etwas hat Herr
Kluge uns mit auf den Weg gegeben: Wir sollen
nicht zaghaft an den Schulen herumlaborieren. Es
ist höchste Zeit, anzupacken und endlich einen
richtigen Schritt voranzukommen.

Meine Damen und Herren! Die Probleme in unse-
rem Schulsystem sind gewaltig. Unser heutiges
Schulsystem sortiert zu früh, trennt anstatt zu inte-
grieren und produziert systematisch Verlierer.
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(Wilfried Buss SPD: Das bleibt ja so!)

Nur Deutschland und einige Teile Österreichs lei-
sten sich ein derartig gegliedertes Schulsystem
und derartig gegliederte Schulstrukturen, die ande-
ren EU-Länder haben integrative Systeme. Wir, die
wir uns einmal damit ausgezeichnet haben, Pionier
für Europa zu sein, hinken da hinterher.

Bundesweit steigt die Anzahl der Schulabgänger,
die nicht fähig sind, eine duale Berufsausbildung
zu absolvieren. In Hamburg trifft dies auf fast ein
Drittel der Schülerinnen und Schüler zu. Jeder drit-
te bis vierte Jugendliche wird ausgegliedert. Das
ist unsozial, das ist gesellschaftlicher Sprengstoff.

(Wilfried Buss SPD: Das ist CDU-Politik!)

Das ist eine ungeheure Verschwendung von Ta-
lenten, Potenzialen und letztendlich auch Geldern.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Auch die bürgerschaftliche Enquete-Kommission
hat, über alle Partei- und Lagergrenzen hinweg, zu
dieser Erkenntnis gefunden.

Noch etwas haben wir in der Enquete-Kommission
gemeinsam festgestellt: Unser Schulsystem ist
nicht nur sozial ungerecht – Frau Heyenn hat noch
einmal deutlich darauf hingewiesen, dass im Ham-
burger Schulsystem die schärfste soziale Auslese
aller Großstädte stattfindet –, es fordert auch die
Leistungen unserer Kinder und Jugendlichen zu
wenig.

Wir wissen aus den Hamburger Schulstudien, dass
es durchaus Schülerinnen und Schüler gibt, die
hohe Leistungen erreichen, dass es aber zu weni-
ge sind. Unsere Kinder in Hamburg sind doch nicht
dümmer als die Kinder in anderen Ländern. Sie ha-
ben ein Recht darauf, besser gefordert und geför-
dert zu werden. Eine kluge Stadt braucht nicht nur
alle Talente, sondern eine kluge Stadt fordert und
fördert auch alle Talente. Das gilt auch für Kinder,
die besonders begabt und besonders schnell sind.
Auch diese Kinder haben wir im Blick, wenn es um
individuelle Förderung geht. Es geht um alle Schü-
lerinnen und Schüler.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Das heißt, dass jeder, unabhängig von der sozia-
len Herkunft, erst einmal die Chance erhalten
muss, den höchsten für ihn möglichen Schulab-
schluss zu erwerben. Niemand darf in seiner Bil-
dungslaufbahn beschämt oder verletzt werden.
Das geht nur in einem vernünftigen, vertrauensvol-
len Lernklima. Wenn Schüler ständig vom Abstieg
bedroht sind, entsteht kein Selbstvertrauen. Nur
wer in der Schule angenommen ist, wird sich auch
in die Gesellschaft integrieren und verantwortlich
handeln.

(Beifall bei der GAL, der CDU und bei Dora
Heyenn DIE LINKE)

Das alte Lernen, die alte Schule aus dem 19. Jahr-
hundert setzt auf Auslese. Das Trennen nach der
vierten Klasse und die fehlende Integration ist ein
Zeichen des Misstrauens. So können Schülerinnen
und Schüler ihre Begabungen nicht entfalten. Die
frühe Trennung ist übrigens auch eine zutiefst un-
demokratische Verhaltensweise. In anderen Län-
dern hat die Zukunft längst begonnen und auch in
Hamburg haben wir uns gemeinsam auf den Weg
gemacht unter dem schon genannten Motto: Eine
kluge Stadt braucht alle Talente.

Der Ihnen heute vorliegende Gesetzesentwurf legt
das Fundament dazu. Mit der Novellierung des
Hamburgischen Schulgesetzes wird der Rahmen
geschaffen, das Hamburger Schulsystem umfas-
send zu reformieren und weiterzuentwickeln. Un-
ser Ziel sind mehr Gerechtigkeit und mehr Leis-
tung.

Mit der Änderung des Schulgesetzes werden auch
richtungsweisende Empfehlungen der Enquete-
Kommission zur PISA-Studie umgesetzt. Wir wol-
len den Zugang zu weiterführender Bildung und
höheren Abschlüssen möglichst lange offen halten,
die Abbrecherquote reduzieren und den Schülerin-
nen und Schülern einen erfolgreichen Übergang in
die berufliche Ausbildung oder das Studium er-
möglichen.

Deshalb ist im Gesetzesentwurf eine umfassende
Veränderung der organisatorischen Rahmenbedin-
gungen im Schulwesen vorgesehen, die drei neu-
en Schulformen. Ich sage bewusst drei neue
Schulformen, weil in allen drei Schulformen neue
Lernformen, basierend auf modernen pädagogi-
schen Erkenntnissen, vorgesehen sind. Es wird ei-
ne gesetzlich festgeschriebene Obergrenze für die
Klassengrößen in den einzelnen Schulformen ge-
ben. Das ist der äußere Rahmen, in dem dann die
neue Lernkultur Einzug halten kann. Neue Lernkul-
tur heißt für uns – ein vielgebrauchter Begriff – in-
dividuelle Förderung, das heißt, eine am einzelnen
Kind und Jugendlichen ausgerichtete Gestaltung
des Lernprozesses sowie eine entsprechende
moderne Leistungsfeststellung, Bewertung und
Rückmeldung. Das ist ein ganz wichtiger Schritt.

Mitten in der Zeit der langen, intensiven Diskussio-
nen im Ausschuss und in der Öffentlichkeit ist im
Dezember 2008 der Artikel 24 der UN-Konvention
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
veröffentlicht worden. In ihr stärkt die UN insbeson-
dere das Recht auf integrative Förderung. Ich bin
sehr glücklich, dass gemäß dieser UN-Forderung
nun der Anspruch auf integrative schulische Förde-
rung im Gesetzesentwurf festgeschrieben ist.
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf sollen das Recht haben, eine
allgemeinbildende Schule zu besuchen und dort
integrativ gefördert werden.

Die UN-Konvention für die Rechte behinderter
Menschen sieht übrigens auch vor, Frau Heyenn,
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dass Kinder mit Behinderungen aufgrund ihrer be-
sonderen Bedürfnisse auch in getrennten Lern-
gruppen, aber eben unter einem Dach mit anderen
Kindern, gefördert werden, damit sie zu ihrem
Recht kommen. Wir müssen da wahrscheinlich
noch viel diskutieren.

Ich bin sehr froh, dass diese durch die UN-Konven-
tion angeregten Neuerungen gemeinsam von CDU
und GAL in das Gesetz aufgenommen werden
konnten. Mich berührt es persönlich. Wir schlagen
nämlich einen Weg ein, den sich viele Eltern, Päd-
agoginnen und Pädagogen schon lange ge-
wünscht haben.

(Beifall bei der GAL, der CDU und vereinzelt
bei der SPD)

Ich bin mir dessen bewusst, dass wir große An-
strengungen unternehmen müssen, dieses auch
umzusetzen, diese Aufgabe zu lösen und dass es
nur Schritt für Schritt gehen kann. Daher haben wir
für den Übergang in Artikel 2 des Gesetzes ein
schrittweises Inkrafttreten beschlossen, um dieses
entsprechend sorgfältig vorzubereiten, so wie wir
das für die gesamte Schulreform und die Bildungs-
offensive machen.

Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich die Sorge
vieler Eltern ansprechen, die nun nach der vierten
Klasse nicht mehr wählen können, auf welche
Schulform ihr Kind gehen soll. Das bisherige Ver-
fahren ist aber extrem ungenau und kommt zu
früh. Die Kinder sind zu jung, um verlässliche Pro-
gnosen abzugeben. Die Rolle der Noten ist viel zu
entscheidend. Zukünftig wird es ein deutlich verläs-
slicheres

(Zuruf von Ties Rabe SPD)

mehrstufiges Verfahren geben und die Eltern wer-
den, lieber Herr Rabe, dabei einbezogen, und zwar
verbindlich mit Lernentwicklungsgesprächen und
vielen anderen Verfahren mehr.

(Beifall bei der GAL, der CDU und der LIN-
KEN)

Es ist sinnvoll, dann erst nach Klasse 6 auf die bei-
den gleichwertigen Schulen zu wechseln. Herr
Gwosdz hat bereits die Studie von Professor Traut-
wein angeführt. Diese ist sehr interessant, weil sie
wirklich zeigt, wie erfolgreich ein Verfahren ist, bei
dem die Trefferquote für den weiteren Bildungsweg
wesentlich besser ist und nicht sozioökonomische
Hintergründe eine Rolle spielen, sondern die Lei-
stungen der Schüler entscheiden. Danach gibt es
zwei Wege.

Liebe Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen,
die Stadtteilschule beruht auf den guten Erfahrun-
gen der guten, modernen Gesamtschulen. Die ha-
ben Sie in den Achtzigern auf den Weg gebracht,

(Zuruf von Ties Rabe SPD)

da kann man sie doch hier nicht schlechtreden. Die
Stadtteilschule basiert auf dem Konzept der Ge-
samtschulen, die schulpreisnominiert sind oder
den Schulpreis sogar bekommen haben.

(Ingo Egloff SPD und Karin Timmermann
SPD: Die machen Sie doch kaputt, die Ge-
samtschulen!)

Es ist wirklich eine Schande, dass Sie Ihre eigene
Gesamtschule so schlechtreden.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

In der Stadtteilschule und im Gymnasium werden
zudem beide Wege zu allen Abschlüssen führen.
Niemand kann mehr verloren gehen, für nieman-
den fällt ein Fallbeil, niemandem wird ein Weg ver-
baut und das ist wichtig. Wer das Elternwahlrecht
in alter Form erhalten will, will weiter, dass Tausen-
de von Kindern abgeschult werden, dass weiterhin
Tausende Schülerinnen und Schüler in ihrer Schul-
karriere Brüche erleben und sich selbst als Versa-
ger erleben; das wollen wir nicht mehr.

(Beifall bei der GAL, der CDU und der LIN-
KEN)

Selbstverständlich kostet gute Schule Geld. Wir
haben uns als Koalition darauf verständigt, dass in
die Bereiche Bildung im weitesten Sinne von der
Kita bis zur Hochschule mehr Geld investiert wird.

(Ties Rabe SPD: Wie viel?)

Ein Umbau der Schulstrukturen und eine nachhalti-
ge Verbesserung des Unterrichts sind die Ziele,
aber die brauchen nicht nur zusätzliche Ressour-
cen. Ich will Ihnen zwei Beispiele nennen und dann
sind wir schon bei einer ganz anderen Stellenpla-
nung.

Erstens: Frau Heyenn, Sie haben eben kritisiert,
dass es round about nur 300 neue Stellen für die
bessere Ausstattung in der Primarschule sind zur
Senkung der Klassenfrequenzen. Wir geben jedes
Jahr mehr als 20 Millionen Euro für Schüler aus,
die eine Klasse wiederholen. Statt das Geld für
Wiederholer auszugeben, werden wir es für die in-
dividuelle Förderung wieder in die Schulen zurück-
geben. Das ist sinnvoll, um den Unterricht entspre-
chend vernünftig zu planen anstatt unnötige Wie-
derholungen zu machen.

Ein Punkt, der noch nicht angesprochen wurde, ist,
dass in Klasse 7 bis 10 am Gymnasium und an der
Stadtteilschule die Kinder nicht mehr abgeschult
werden können. Das heißt, die Schule übernimmt
die Verantwortung für die Schüler und ein Schüler,
der einmal einen Hänger hat, muss nicht gleich ab-
gestuft werden.

Zweitens: Der Übergang von der Schule in den Be-
ruf. Sie haben eben wie eine Monstranz vor sich
hergetragen, dass es Ihnen um die Schüler ginge,
die zu den sogenannten benachteiligten Jugendli-
chen gehören. Da liegt doch genau der Fehler,
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dass wir seit 30 Jahren ein Reparatursystem finan-
zieren, das keine Wirksamkeit hat, diese Berufs-
vorbereitungsmaßnahmen, die pro Schüler knapp
7000 Euro pro Jahr kosten.

Deshalb ist es so wichtig, dass wir uns mit den Ge-
werkschaften, den Kammern, dem Institut für be-
rufliche Bildung und den allgemeinbildenden
Schulen darauf verständigt haben, ein Übergangs-
system von der Schule in die berufliche Ausbildung
neu zu gestalten, und alle haben zugestimmt. Das
ist sinnvoll, auch gerade jetzt im Aktionsbündnis,
wo der Bürgermeister und alle beteiligten Behör-
denleitungen dabei sind. Es ist richtig, einen Weg
aufzuzeigen und das aufeinander abzustimmen,
übrigens auch mit der Arbeitsagentur, und beson-
ders Geld in die Stadtteilschule zu stecken, um die
Kinder in einer Berufswegebegleitung auf einen
vernünftigen Weg beim Übergang von Schule in
den Beruf zu bringen. Das sind Kosten, die wir im
Reparatursystem sparen, aber sinnvoll in die Se-
kundarstufe I geben werden.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Manchmal werden auch die Investitionsausgaben
beim Schulbau und die Betriebsausgaben ein
bisschen vermischt oder falsch interpretiert.

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist doch in Ord-
nung!)

Herr Rabe spricht dann von 1,2 Milliarden Euro pro
Jahr. Dass dies auf 15 Jahre verteilt ist, man divi-
dieren muss, wird vergessen.

Lassen Sie mich ein weiteres Beispiel nennen, wo
wir Geld in die Hand nehmen. Parteiübergreifend
sind die Fraktionen der Bürgerschaft und der Se-
nat sich darin einig, dass wir kleinere Klassen
schaffen wollen. Auch die bürgerschaftliche En-
quete-Kommission hat dies vorgeschlagen und
auch in Ihren Anträgen, meine Damen und Herren
von der SPD und der LINKEN, fordern Sie das
heute zu dem Schulgesetz. Wir werden für die
Schaffung kleinerer Klassen – die Klassenfrequen-
zen sind schon genannt worden – unabhängig von
der Schulstruktur zusätzliche Gelder benötigen,
denn kleinere Klassen bedeuten mehr Klassenräu-
me und mehr Lehrerinnen und Lehrer. Wenn eine
Schule zwölf Klassen hat und es dann zu einer
Frequenzabsenkung auf 25 oder 20 kommt, sind
es plötzlich 15 Klassen.

Das sind die wirklichen Kosten und dafür haben
Sie einen Beschluss gefasst im Haushalt 2009/
2010 durch einen umfassenden Rückstellungstitel.
Sie haben Sorge getragen, dass dies passiert und
wir werden selbstverständlich zur Auflösung des
Titels eine gesonderte Drucksache vorlegen, weil
das ja Schritt für Schritt wächst. Die Verkleinerung
der Klassen, die Ganztagsschulen, die Sprachför-
derung, all das sind Betriebsmittel, die durch die
Rückstellungen abgesichert sind.

Ich gehe nicht noch einmal auf den Bau ein, die
190 Millionen Euro sind genannt; das ist der Be-
trag und nicht mehr und nicht weniger. Nur wer kei-
ne kleineren Klassen möchte, kann sich dieses
Geld sparen. Wer kleinere Klassen und individuelle
Lernformen umsetzen will, der muss auch das
Geld in die Hand nehmen. CDU und GAL nehmen
das Geld in die Hand für die Zukunft unserer Schü-
lerinnen und damit auch für die Zukunft unserer
Freien und Hansestadt Hamburg.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Mit Ihrem Beschluss zur Novellierung des Hambur-
gischen Schulgesetzes legen Sie ein wichtiges
Fundament dafür, dass die äußere Struktur und
die Veränderung des Unterrichts auf den modern-
sten europäischen Standard gehoben werden. Wir
haben bereits im Februar die Rahmenkonzepte für
Primarschule, Stadtteilschule und das sechsstufige
Gymnasium vorgestellt. Wir hatten den Abschluss
der Regionalen Schulentwicklungskonferenzen im
Juli und haben den Entwurf vorgelegt, der nun von
der Deputation im November beschlossen werden
kann. Es liegt eine gute und erfolgreiche Weg-
strecke der Planung, der Diskussion, der Rahmen-
setzung hinter uns und wir werden jetzt alle Kraft
und Konzentration auf die Umsetzung legen.

Liebe Abgeordnete der SPD, Sie haben einen Zu-
satzantrag mit dem Titel "Bessere Bildung durch
bessere Schulreformen" gestellt. Wir wollen besse-
re Bildung durch unsere Schulreform und ich finde,
Sie sollten uns dabei unterstützen, diese Reform
noch besser zu machen und uns nicht ständig si-
gnalisieren, dass wir sie lassen sollen.

Es ist Zeit, jetzt die großen Probleme im Schulsys-
tem anzupacken. Der gute Herr Kluge von McKin-
sey hat recht, wir sollten uns trauen und endlich
diesen großen Schritt machen. Ich würde mich
freuen, wenn nicht nur die Kolleginnen der Regie-
rungsfraktionen heute ihre Stimme für einen bes-
seren Unterricht, für mehr Gerechtigkeit und länge-
res gemeinsames Lernen abgeben, denn die Sie-
ger werden unsere Kinder in Hamburg sein. – Vie-
len Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der GAL und
der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Lemke.

Dittmar Lemke CDU:* Wir wiederholen heute eine
Debatte, die bereits vor einigen Wochen in der
Bürgerschaft fast inhaltsgleich geführt worden ist.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Dann können wir
es uns doch jetzt sparen!)

Wenn wir das Für und Wider der Primarschule wei-
ter austauschen, dann kommen wir vom Erkennt-
nisgewinn her nicht weiter. Ich versuche, noch ein-
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mal ein paar Einzelpunkte herauszuarbeiten. Ich
habe gelesen und gehört, dass die Schulgesetzän-
derung in der Bürgerschaft von der Regierungsko-
alition durchgepeitscht werde. Das ist grober Unfug
und ich habe selten ein Gesetzgebungsverfahren
erlebt, das mit einer solchen Akribie und Ausführ-
lichkeit bearbeitet worden ist.

(Ingo Egloff SPD: Das wurde auf dem
CDU-Parteitag gesagt, Herr Lemke!)

Ich möchte mich bei allen bedanken, die daran mit-
gewirkt und ihre Argumente eingebracht haben.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Wir haben das volle Programm durchgeführt: Öf-
fentliche Anhörung, Expertenanhörung, Senatsan-
hörung und die CDU hat auf einem eigens einberu-
fenen Bildungsparteitag auch die Basis eingebun-
den.

(Ingo Egloff SPD: Das muss noch mal ge-
sagt werden!)

Es kann also wirklich niemand behaupten, dass
diese Reform nicht mit der nötigen Sorgfalt behan-
delt worden wäre. Es ist einfach wichtig klarzustel-
len, dass die Abgeordneten der Bürgerschaft sehr
sorgfältig vorgegangen sind und wir uns genau
überlegen, was wir tun.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Ich habe Kritik daran gehört, dass diese Reform
Geld kostet.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Da haben Sie
nicht zugehört, Herr Lemke!)

Das kann man nicht leugnen. Es werden Kosten
entstehen und diese Reform bekommen wir ein-
fach nicht zum Nulltarif. Das ist ein Moment, wo
man als Politiker Farbe bekennen muss. Wir geben
dieses Geld aus, um in Hamburg das modernste
Schulsystem aller Bundesländer zu schaffen. Wo-
von leben wir denn in diesem Land eigentlich? Wir
leben doch von dem, was wir zwischen den Ohren
haben. Deswegen müssen wir den Kindern gute
Schulbedingungen bieten. Beweisen Sie Mut und
sagen Sie, dass es richtig ist, das Steuergeld der
Bürger für die Schulen auszugeben.

(Dirk Kienscherf SPD: Aber nicht für den
Schulbau!)

Der Schulbau ist mein nächster Punkt. Ich habe
gelesen, dass Sie den Schulbau der nächsten Jah-
re kritisieren, Herr Rabe. Das finde ich sachlich
nicht in Ordnung, dass Sie diesen Punkt so brin-
gen.

(Beifall bei der CDU und bei Michael
Gwosdz GAL)

– Vielen Dank.

Wir alle wissen doch, dass wir seit Jahrzehnten
einen Berg von notwendigen Schulbaumassnah-
men und Sanierungen vor uns herschieben. Wer
ist denn dafür verantwortlich? Das ist doch be-
stimmt nicht die CDU-Fraktion. Dann vermischen
Sie natürlich ständig diesen allgemeinen Sanie-
rungsbedarf mit der Reform. Sie wissen genau,
Herr Rabe, dass man diese beiden Punkte nicht
vermischen darf. Die Reform hat nichts mit dem
allgemeinen Sanierungsbedarf der Schulen in den
nächsten Jahren zu tun. Das sind wirklich Nebel-
kerzen, was Sie hier werfen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vorgestern habe ich etwas Interessantes vom
SPD-Fraktionsvorsitzenden Herrn Neumann ge-
hört, der gerade leider nicht da ist. Wir waren zu-
sammen in einer Diskussionsveranstaltung mit Sol-
daten der Bundeswehr und dort sagte Herr Neu-
mann, dass es gut für Hamburg wäre, wenn ein
Bildungskonsens zwischen den Parteien bestünde.
Ich bin fast vom Stuhl gefallen, als ich das gehört
habe. Da erinnert man sich doch sofort daran,
dass ein Bildungskonsens schon einmal greifbar
nahe war.

(Ties Rabe SPD: Ja, den haben Sie gebro-
chen!)

Das war die Enquete-Kommission in der letzten
Legislaturperiode und es gibt eine Menge Beispie-
le, wo Konsens zwischen CDU und SPD herrschte.

(Zuruf von der SPD: Ja, und was haben Sie
daraus gemacht!)

Wenn man sich das jetzt ansieht, zum Beispiel Sei-
te 36 des Berichtes der Enquete-Kommission,
Empfehlung jahrgangsübergreifendes Lernen: wird
umgesetzt im Schulgesetz, Seite 39 des Berichtes,
keine Klassenwiederholungen mehr: wird umge-
setzt im Schulgesetz, Seite 84 des Berichtes, Bil-
dung der Stadtteilschule: wird verwirklicht im neu-
en Schulgesetz.

(Ties Rabe SPD: Sie können doch nicht ein-
zelne Sätze da jetzt rausnehmen!)

Seite 94 des Berichtes, am Ende von Klasse 6 tref-
fen die Schulen die Entscheidung über die weitere
Schullaufbahn:

(Andy Grote SPD: Wo genau steht denn die
Primarschule drin?)

auch verwirklicht im neuen Schulgesetz.

(Ties Rabe SPD: Lesen Sie doch mal die
Seite vor mit der Primarschule!)

Ein Konsens in Bildungsfragen täte dieser Stadt
wirklich gut, aber Sie sind es doch, die diesen Kon-
sens aufgekündigt haben.

(Beifall bei der CDU und der GAL)
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Vielleicht weicht jetzt diese Frontstellung ein
bisschen auf. Ich freue mich darüber, dass die Par-
tei der LINKEN signalisiert hat, dass sie der Pri-
marschule zustimmen wird. Das führt vielleicht
wirklich zu dem, was wir uns wünschen, nämlich
dass wir über diese Grundfragen eben auch Kon-
sens erzielen. Für Sie, Herr Rabe, wird dann viel-
leicht nur der nachträgliche Konsens bleiben, den
Sie dann vielleicht noch erzielen können. Wenn
Sie allerdings solche Worte wie Schulkrieg verwen-
den, werden Sie es sich wirklich erschweren, noch
Einfluss auf die Politik zu nehmen; ich finde diese
Worte abscheulich.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Nach den vielen Bedenken und der Kritik ist es an
der Zeit, einmal darauf hinzuweisen, welche Chan-
cen das Schulgesetz den Schülern bieten wird. An
einigen Stellen ist bereits die Stadtteilschule zitiert
worden, die keine Restschule ist, wie manchmal
populistisch behauptet wird. Hier wird ein völlig
neues Bildungsangebot geschaffen. Die Möglich-
keit für jeden Schüler, auf das Abitur zuzusteuern,
hat es in dieser Form noch nicht gegeben, das ist
völlig neu. Wir öffnen das Bildungssystem in einer
beispiellosen Weise und die Weichen dafür hat die
CDU bereits in der letzten Legislaturperiode ge-
stellt.

(Beifall bei der CDU)

Ich erwähne noch einmal die Inklusion, auf die
auch die Senatorin hingewiesen hat. Der regelhaf-
te Schulbesuch von Schülern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf ist ein großer Schritt nach vor-
ne, ich hatte das in der letzten Debatte detailliert
ausgeführt. Die Reformpädagogik muss erwähnt
werden, eine Lernkultur mit stärkerer und doku-
mentierter Individualisierung bestimmt das schuli-
sche Lernen. Das ist kein Programmsatz, sondern
das ist wirklich konkreter gesetzgeberischer Auf-
trag für den Unterricht. Daran müssen wir zukünftig
messen, was an den Schulen getan wird. Das soll-
ten wir beobachten und genau sehen, dass es
auch wirklich umgesetzt wird.

Hamburg setzt Maßstäbe in der Schulgesetzge-
bung und ich prophezeie Ihnen, dass andere Bun-
desländer von Hamburg abschreiben werden und
wir werden es Ihnen erlauben. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Rugbarth.

Andrea Rugbarth SPD: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Sie können jetzt
wieder aufwachen. Das sozialdemokratische Bil-
dungsziel war und ist immer gewesen, dass Kinder
die gleichen Chancen und die bestmögliche Bil-
dung garantiert bekommen.

(Viviane Spethmann CDU: Phrasengedre-
sche! – Hartmut Engels CDU: Dann können
wir ja gleich wieder einschlafen!)

Vor diesem Hintergrund haben wir zu beurteilen
gehabt, ob das vorliegende Gesetz diesen Ansprü-
chen genügt. Da liest man zunächst einmal ganz
viel von Strukturen. Die Ankündigung der Metho-
den, die dazu führen sollen, dass unsere Kinder
tatsächlich besser gefördert werden, findet sich
zwar in den Begleitmaterialien, aber zwei Jahre
länger gemeinsam in einer Klasse zu sitzen, reicht
allein noch nicht für ein längeres gemeinsames
Lernen aus, wenn die Rahmenbedingungen nicht
stimmen. Die Rahmenbedingungen sind zum Bei-
spiel auch die Weiterbildungen für die Lehrer. In
diesem Lehrerarbeitszeitmodell sind 30 Stunden
Weiterbildung pro Lehrer im Schuljahr vorgesehen.
30 Stunden reichen schlichtweg nicht aus, um
wirklich neue Unterrichtsmethoden erlernen zu
können.

Bei dieser Bildungsoffensive, die Frau Goetsch an-
gesprochen hat und auch andere hier, geht es dar-
um, dass diejenigen, die jetzt mit den Primar-
schulen anfangen, fit gemacht werden und dann
ihrerseits als Multiplikatoren an den Schulen wir-
ken, wo das dann fortgeführt werden soll. Soll das
ausreichend sein? Ich glaube es noch nicht.

(Beifall bei Michael Neumann SPD)

Diese Schule wird noch nicht deshalb gut, nur weil
Sie heute ein Gesetz ändern. Diese Reform wird
durch die Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer mit
Leben erfüllt werden. Da sind Sie uns bisher noch
ganz viel schuldig geblieben.

(Hartmut Engels CDU: Ist die Schule auch
für Kinder da?)

– Für die Kinder ist die Schule immer da, das ist
völlig klar.

Aber wer setzt das denn letzten Endes vor Ort um?
Das sind die Lehrer und die haben Sie jämmerlich
im Stich gelassen. Denen kippen Sie das alles
über, die sollen diese Reformen durchführen, die
Sie gut und richtig finden. Wir sind uns ja einig,
dass es mehr Individualisierung braucht, aber ich
sehe noch nicht, dass Sie auch die Ressourcen
dafür bereitgestellt haben.

(Hartmut Engels CDU: Das ist ein persönli-
cher Wettstreit der SPD mit den LINKEN um
die Lehrergewerkschaften!)

Deswegen haben wir unter anderem nach Res-
sourcen gefragt, danach, was Sie denn wirklich
wofür zur Verfügung stellen, damit man zumindest
in Ansätzen sehen könnte, das ist für die Förde-
rung von Kindern und das ist für die Weiterbildung
von Lehrern vorgesehen. Die Grundhaltung, die si-
cherlich in der Stadt zum längeren gemeinsamen
Lernen vorhanden ist, darf man ganz einfach nicht
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verwechseln mit der Grundhaltung zu dieser Re-
form. Die ist nämlich durchaus nicht so positiv.

Kommen wir zu dem, was allenthalben gesagt
wird. Es ist ein Schritt zum längeren gemeinsamen
Lernen und einige sagen auch, dass es der Ein-
stieg in das längere gemeinsame Lernen sei. Ein-
stieg klingt ganz einfach nach einer Fortsetzung,
als gäbe es anschließend noch einmal zwei Jahre
nach Belieben obendrauf. Bis sich das gesamte
Schulsystem von diesem Umbau erholt hat, von
den schon vorhandenen Reformen und von denen,
die wir jetzt durchführen – es sind genau genom-
men zwei Reformen, die Primarschulreform und
die Einführung der Stadtteilschule –, werden Jahre
vergehen, bis wir überhaupt wieder an weitere
Strukturänderungen, an noch weiteres gemeinsa-
mes Lernen herangehen können.

Als Vertreterin der einen Schule für alle – wir sind
gemeinsam dafür auf die Straße gegangen, Frau
Heyenn und ich und auch Frau Goetsch – reicht
mir das System, das wir jetzt aufbauen, ganz ein-
fach nicht aus. Es zementiert im Anschluss an die-
se sechs Jahre gemeinsamen Lernens ein
Zwei-Säulen-System. Dafür standen wir nicht auf
der Straße und haben Unterschriften gesammelt.

(Beifall bei der SPD – Viviane Spethmann
CDU: Das geht Ihnen nicht weit genug!)

– Ja, natürlich.

Das vorliegende Gesetz, und das muss ich ganz
einfach kritisieren, enthält nicht ansatzweise etwas
dazu, wie sich dieses System weiterentwickeln soll
und darauf kommt es doch an. Diese übergreifen-
den pädagogischen Konzepte, so wie wir sie als
SPD in unseren Dokumenten festgehalten haben,
nämlich eine Langformschule, in der die Grund-
schulen und die Stadtteilschulen sich gemeinsam
hätten entwickeln können, vermisse ich in Ihrem
Gesetzentwurf. Stattdessen ist es wahrscheinlich,
dass sich auch die Gymnasien mit den Primar-
schulen zusammentun werden und da muss man
ganz einfach befürchten, dass eine soziale Ausle-
se stattfindet.

Jenseits aller neu einzuführenden Verfahren am
Übergang von der Primarschule zur weiterführen-
den Schule sehe ich noch nicht, dass dieser Über-
gang so problemlos ist, so positiv er auch von Frau
Goetsch mit umfangreicher Leistungsbewertung,
Kompetenzfeststellung und dergleichen mehr ge-
schildert wurde. Viele Jahre ausgiebiger Diskussio-
nen mit Lehrkräften haben mir gezeigt, dass unter
den tatsächlichen Bedingungen, welchen Back-
ground ein Kind hat, auch diese subjektiven Ein-
schätzungen in so eine Kompetenzfeststellung mit
einfließen. Diese wird demzufolge nicht frei von
subjektiver Beurteilung sein. Inwieweit wollen Sie
mir denn dann sagen, dass keine soziale Kompo-
nente da drin ist und wir wirklich die Chancen-
gleichheit erhalten. Ich sehe es noch nicht.

Was hatten Sie noch alles gesagt?

(Antje Möller GAL: Wollen Sie eine Antwort
haben oder reden Sie gleich weiter?)

– Ich habe jetzt die Gehässigkeit da drüben gar
nicht gehört, es war irgendetwas Böses, aber
macht nichts.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nein, das
war ganz lieb gesagt! – Beifall bei Andreas
Waldowsky GAL)

An einer Stelle bin ich ein bisschen verwirrt, Frau
Goetsch. Sie haben gesagt, dass wir die Stadtteil-
schule schlechtreden würden. Wir reden sie nicht
schlecht, denn die Stadtteilschule wäre ohne die
Gesamtschule, die wir vorher installiert hatten,
überhaupt nicht möglich, denn sie basiert auf den
Erfahrungen unserer Gesamtschule. Ganz im Ge-
genteil, wir sind traurig, dass unsere Gesamtschule
dann gar nicht mehr auftaucht.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Wir könnten aber damit leben, wenn die Stadtteil-
schule wirklich die Säule wäre, die zu dem ausge-
baut würde, was wir uns vorstellen, nämlich das
längere gemeinsame Lernen. Aber das ist es nicht,
sondern es besteht die große Gefahr, dass eine
Resteschule entsteht, die keine Akzeptanz durch
die Eltern findet.

Auf etwas möchte ich noch eingehen.

(Wolfgang Beuß CDU: Eine spannende Re-
de!)

– Herr Beuß, Ihre Rede gestern Abend vor Ihren
eigenen Kollegen war auch nicht viel spannender.

(Beifall bei der SPD – Kai Voet van Vormi-
zeele CDU: Waren Sie da?)

Jetzt bin ich aber tatsächlich ein bisschen durch-
einander gekommen.

(Egbert von Frankenberg CDU: Das Thema
hat bei der SPD hohe Priorität, das merkt
man! – Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Das Wort hat die Abgeordnete
Rugbarth. Sie dürfen es auch ausnutzen.

Andrea Rugbarth (fortfahrend): – Danke, Herr
Präsident.

Trotz der Bedenken, die ich auch jetzt geäußert
habe, sehe ich, dass diese Reform gute Ansätze
enthält, das kann man nicht bestreiten.

(Egbert von Frankenberg CDU: Das hörte
sich bei Herrn Rabe aber anders an!)

Perspektivisch aber, das haben Sie völlig richtig er-
kannt, haben wir in unseren Papieren das wirklich
längere gemeinsame Lernen mit der einen Schule
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für alle auf unser Papier geschrieben. Perspekti-
visch sehe ich eben nicht, dass sich dieses System
dahingehend umbauen lässt und deswegen lehne
ich es ab, auch weil die sechs Jahre ganz einfach
nicht ausreichen. Die zwei Säulen darauf zemen-
tieren etwas und ich sehe keine vernünftige Wei-
terentwicklung. – Danke.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Kerstan.

Jens Kerstan GAL: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Debatten über die Schulpolitik sind im-
mer sehr emotionale Debatten, weil es um die Zu-
kunft unserer Kinder geht. Das ist auch gut und
richtig so. Wenn ich heute nicht mit der gleichen
Leidenschaft und Beweglichkeit rede, dann liegt
das nicht daran, dass mir die Leidenschaft fehlt,
sondern dass ich unfallbedingt etwas in der Bewe-
gung eingeschränkt bin.

Bevor wir noch einmal in die Debatte einsteigen,
möchte ich eines sagen. Wir haben heute eine De-
batte über ein Schulgesetz, das nicht nur in Ham-
burg, sondern in ganz Deutschland Aufmerksam-
keit erregt,

(Dirk Kienscherf SPD: Ja, aber nicht nur po-
sitiv!)

nicht nur deshalb, weil es eine der größten Verän-
derungen der Schulstruktur in unserem Lande dar-
stellt, sondern auch, weil erstmalig zwei Partner
versuchen, ein Schulsystem neu zu gestalten, die
sich in der Vergangenheit in unterschiedlichen La-
gern befunden haben.

(Ties Rabe SPD: Dann muss es ja gut sein!)

Wenn wir einmal analysieren, warum das deutsche
Schulsystem und die darin erbrachten Leistungen
im internationalen Vergleich nur beklagenswerte
Ergebnisse erbringen, dann muss man doch fest-
stellen, dass die schulpolitischen Debatten der
Vergangenheit von zwei Lagern geprägt waren, die
jeweils immer auf alles oder nichts, auf Sieg oder
Niederlage gesetzt hatten. Zu dem einen Lager ge-
hörten auch wir Grünen, die immer gesagt haben,
wir wollen längeres gemeinsames Lernen und wir
wollen kein gegliedertes Schulsystem und die Ver-
teidiger des gegliederten Schulsystems.

Das Ergebnis war eine immer mehr aufgesplitterte
Schullandschaft. Es gab neue Koalitionen, es gab
neue Schulversuche und wenn man sich das Ham-
burger Schulsystem anguckt, so wie es heute exi-
stiert, muss man sagen, das ist nicht dreigliederig,
das ist vier-, fünf-, sechs-, siebengliedrig. Das ist
einer der Gründe dafür, dass wir so schlechte Er-
gebnisse in der Schule, von der Leistung her, aber
natürlich auch in puncto soziale Gerechtigkeit er-
zielen.

Das Besondere an diesem Schulgesetz ist, dass
wir erstmalig in diesem Land nicht mehr versucht
haben, welche Seite gewinnt, sondern dass zwei
Partner aus unterschiedlichen Lagern versucht ha-
ben, einen Kompromiss zu finden, der einerseits
längeres gemeinsames Lernen befördert und damit
mehr soziale Gerechtigkeit, aber auch ein lei-
stungsstärkeres Schulsystem schafft und anderer-
seits einen Teil des alten Schulsystems bewahrt.
Das ist das Große und Bedeutsame heute.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Dieser Meilenstein ist zu einem Großteil auch sozi-
aldemokratischer Programmatik geschuldet, so wie
Sie es in Ihren Programmen schreiben.

All Ihre Reden, Herr Rabe und auch Frau Rug-
barth, mit all diesen vielen unterschiedlichen De-
tails und ähnlichen Dingen sind doch einfach nur
Nebelkerzen, die Sie zu werfen versuchen, weil
Sie ganz offenkundig allein aus taktischen Erwä-
gungen über die Meinungshoheit an den Stammti-
schen glauben, machtpolitisch Vorteile zu erringen,
und dafür bereit sind, Ihre eigene Programmatik
ein Stück weit zu vergessen. Damit bestätigen Sie
all die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt und
diesem Lande, die sagen, Politik sei ein schmutzi-
ges Geschäft.

(Ingo Egloff SPD: Und Sie sind der weiße
Ritter, Herr Kerstan!)

Damit erweisen Sie nicht nur der Schulpolitik, son-
dern der Politik insgesamt einen Bärendienst, Herr
Rabe und die Sozialdemokraten.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Und wenn Sie angesichts dieses historischen
Kompromisses, der beinhaltet, dass widerstreiten-
de Lager, die sich unversöhnlich gegenüberstan-
den, jetzt einen gemeinsamen Entwurf haben,
dann von Schulkrieg und ähnlichen martialischen
Begriffen reden, Herr Rabe, dann zeigt das nur ei-
nes: Sie mögen sich hier als Biedermann darstel-
len, dem es um das Wohl der Kinder in unserer
Stadt geht. In Wirklichkeit haben Sie heute wie ein
Brandstifter geredet und dafür sollten Sie sich
schämen.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Michael
Neumann SPD: Das ist doch lächerlich!)

Dass Sie dafür den Beifall der gesamten sozialde-
mokratischen Fraktion bekommen haben, das
macht mich ein Stück weit fassungslos.

(Michael Neumann SPD: Mich macht die
Rede fassungslos!)

Wir hätten vor einer Weile nicht gedacht, dass wir
diesen großen Schritt hin zu einem gerechteren
und leistungsstärkeren Schulsystem zusammen
mit der CDU gehen können. Wir wussten, dass wir
harten Widerstand aus den Ecken bekommen wür-
den, wo er jetzt auch herkommt und wo man viel

2334 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 37. Sitzung am 7. Oktober 2009

(Andrea Rugbarth)



Überzeugungsarbeit leisten muss, aus dem Be-
reich der Handelskammer und der Wirtschaftsver-
bände. Was wir uns aber nicht hätten träumen las-
sen,

(Michael Neumann SPD: Jetzt fängt er noch
an zu weinen!)

wenn es darum geht, mehr Gerechtigkeit in diesem
Schulsystem zu schaffen und auch Kindern aus
sozial benachteiligten Familien oder mit Migrati-
onshintergrund bessere Chancen zu verschaffen,

(Michael Neumann SPD: Schwarz-Grün hat
vielen die Augen geöffnet!)

dass die Sozialdemokratie Schulter an Schulter mit
Handelskammer und Wirtschaftsverbänden erbit-
tert mit Zähnen und Klauen gegen dieses gerech-
tere Schulsystem kämpft. Das hätten wir uns wirk-
lich nicht träumen lassen. Aber all Ihre Argumente
heute, die Sie zu Beispielrechnungen, zu fehlender
Ausbildung und Ähnlichem angeführt haben, ha-
ben keine Antwort darauf gegeben, warum Sie ei-
gentlich, obwohl Sie für längeres gemeinsames
Lernen sind, gegen diesen Schulentwurf sprechen
wollen. Diese Antwort sind Sie schuldig geblieben.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Es empört mich regelrecht, Herr Rabe, dass Sie
das bestehende Schulsystem mit dem jetzigen El-
ternwahlrecht so darstellen, als ob es die soziale
Integration unterstütze.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Da haben Sie
überhaupt nicht zugehört!)

Das ist doch das Argument von Herrn Rabe, der
gesagt hat, in Wilhelmsburg und in anderen Stadt-
teilen führe das jetzige Schulsystem dazu, dass
viele Kinder in diesen Stadtteilen auf Gymnasien
gehen, obwohl sie keine Gymnasialempfehlung ha-
ben. Das erweckt den Eindruck, als ob das Schul-
system, so wie es jetzt ist,

(Ingo Egloff SPD: Das zeigt doch nur, dass
die Eltern ihre Chancen wahrnehmen!)

nicht diese soziale Teilung aufweist, bei der die
Herkunft der Eltern das entscheidende Kriterium
dafür ist, wer Chancen auf Bildungserfolg in dieser
Stadt hat.

(Zuruf von Ties Rabe SPD)

Ich möchte Ihnen einmal an zwei Beispielen dar-
stellen, wie die Realität in diesem Lande bisher
wirklich war, Herr Rabe.

Unser Parteivorsitzender Cem Özdemir war im
Bundestagswahlkampf hier in Hamburg und hat
über seine Schulzeit gesprochen. Am Ende der
Grundschule wurden die Schüler gefragt, auf wel-
che Schule sie denn gehen wollen. Da wurde ge-
fragt, wer geht auf die Hauptschule? Da hat er sich
nicht gemeldet, weil er dachte, ich will Erfolg ha-
ben. Da wurde gefragt, wer will auf die Real-

schule? Da hat er sich auch nicht gemeldet und er
war nur eines von zwei Kindern in dieser Klasse,
das einen Migrationshintergrund hatte. Und dann
wurde gefragt, wer geht aufs Gymnasium? Da hat
er sich gemeldet und wissen Sie, was passiert ist?
Da hat der Lehrer gelacht und die erste Reihe in
der Klasse hat auch gelacht und wie eine Welle
ging das weiter vor. Cem Özdemir hat gesagt, es
gibt Momente im Leben, die vergisst man nicht.
Die Botschaft ist angekommen: Du mit deinem El-
ternhaus wirst in dieser Gesellschaft keinen Erfolg
haben.

(Ties Rabe SPD: Deshalb muss man für das
Elternwahlrecht sein!)

Das ist in der Struktur dieses Schulsystems be-
gründet. Dieses Beispiel hat mich sehr betroffen
gemacht, auch deshalb, weil ich meine eigene Ge-
schichte ganz gut kenne.

(Zurufe von der SPD)

Ich selbst hatte auch keine Gymnasialempfehlung.
Aber als Kind, das im Bergedorfer Villenviertel auf-
gewachsen ist mit einem Vater, der geschäftsfüh-
render Gesellschafter einer Reedereigruppe war,
war es vollkommen klar, dass, egal was Grund-
schullehrer empfehlen, ich aufs Gymnasium gehen
würde. So ist unser Schulsystem aufgebaut und
das ist der Grund, dass wir im Vergleich der Indu-
striestaaten ein Schulsystem haben, in dem die so-
ziale Herkunft der Eltern den entscheidenden Ein-
fluss ausübt auf den Bildungserfolg von Kindern in
dieser Stadt.

(Michael Neumann SPD: Da gibt es doch
überhaut keinen Widerspruch!)

Schlimm genug, dass wir diesen Zustand jahrelang
geduldet haben. Endlich sind wir bereit, diesen
Schritt zu gehen, und wir werden ihn gehen, auch
wenn Sie Sozialdemokraten heute entgegen all Ih-
ren Überzeugungen gegen dieses Gesetz stimmen
werden.

(Beifall bei der GAL, der CDU und vereinzelt
bei der LINKEN)

Ich möchte zu den Sozialdemokraten auch jetzt
nicht viel mehr sagen, das ist ein weiteres Trauer-
spiel der Demontage der eigenen Glaubwürdigkeit,
aber ich möchte etwas zu den Eltern sagen, deren
begründete Sorge um die Zukunft ihrer Kinder
auch wirklich Antworten verlangen. Da muss man
eines sagen, glauben Sie nicht unseren Worten,
achten Sie auf unsere Taten. Schauen Sie sich an,
was wir getan haben, als wir gesagt haben, wir
nehmen die Sorgen der Eltern ernst.

Zum Beispiel hatten wir im Koalitionsvertrag vorge-
sehen, dass die jetzige Jahrgangsstufe 3 in die Pri-
marschule wechseln wird. In den regionalen Schul-
entwicklungskonferenzen hat es sehr viel Kritik
daran gegeben. Viele Eltern haben ihre Sorge dar-
über geäußert, dass ihre Kinder dort zwischen
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Baum und Borke landen werden, und wir haben
das geändert. Die jetzige Jahrgangsstufe 3 wird
nicht als Jahrgangsstufe 5 in der Primarschule
starten, sondern wird weiterhin in der jetzigen Glie-
derung vorangehen können.

(Michael Neumann SPD: Dann frag' doch
einmal die jetzigen Eltern, die werden die
gleiche Antwort geben!)

Daran zeigt sich doch deutlich, dass wir es sehr
ernst nehmen und berechtigte Kritik auch aufgrei-
fen. Sie werden in ganz Deutschland keinen Pro-
zess wie die Regionalen Schulentwicklungskonfe-
renzen finden, wo mit den Beteiligten, den Eltern,
den Schulleitungen und den Lehrern, diskutiert
wird und das, was dort erarbeitet wurde, ernst ge-
nommen wird. 70 Prozent der Empfehlungen der
Regionalen Schulentwicklungskonferenzen sind
von der Behörde komplett übernommen worden.
Bei 25 Prozent ist eine Variante von mehreren
übernommen worden, die diese Konferenzen
selbst erarbeitet haben, und nur in 5 Prozent die-
ser Fälle hat die Behörde eine andere Entschei-
dung getroffen. Das zeigt sehr deutlich, dass dies
keine Reform ist, die von oben durchgesetzt wird,
sondern dass die Eltern und die Vorschläge ernst
genommen werden. So werden wir auch den wei-
teren Prozess dieser Reform vorantreiben und
letztendlich unserem Ziel einer gerechteren, aber
auch leistungsstärkeren Schule einen großen
Schritt näherkommen. Das ist eine gute Botschaft
für die Kinder in dieser Stadt und ich würde mir
wünschen, dass Sie, wenn Sie es wirklich ernst
meinen und mitarbeiten wollen, diese Fundamen-
talopposition aufgeben, die Ihnen überhaupt nichts
nützen wird, sondern Ihnen schadet und auch der
Debatte in dieser Stadt schadet. Lassen Sie uns
gemeinsam wie bisher an guten Reformen und an
weiteren Schritten arbeiten zum Wohle der Kinder
und der Qualität der Bildung an unseren Schulen.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Michael
Neumann SPD: Da muss man sich die Trä-
nen trocknen!)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Dr. Bischoff.

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Herr Kerstan, Sie
haben uns Einblick gegeben in Ihre Träume vom
letzten Jahr anlässlich der Debatte über die Regie-
rungserklärung. Sie sagten, Sie hätten sich wirklich
nicht träumen lassen, dass dieser zentrale Bau-
stein der schwarz-grünen Koalition in dieser Stadt
und dieser Gesellschaft so viel Konflikte und Dis-
sens produziert.

(Jens Kerstan GAL: Das habe ich nicht ge-
sagt!)

– So habe ich Sie verstanden.

(Jens Kerstan GAL: Dann haben Sie mich
falsch verstanden!)

Zunächst einmal ist es richtig, dass diese Reform
nicht unter dem großen Etikett Schulfrieden ab-
läuft, wie es der Bürgermeister damals, wenn ich
richtig gehört habe, noch gesagt hat. Wir hatten
schon häufiger den Streit und wenn Sie sich ein
bisschen Gefühl für Fairness bewahrt hätten, dann
würden Sie hier nicht auf irgendjemanden zeigen
und sagen, da sitzt der Brandstifter für den Kon-
flikt. Das ist viel komplizierter. Hier sind noch ein-
mal Argumente vorgebracht worden. Und wenn wir
mit dieser Reform wirklich dahin kommen wollen,
dass wir wieder ein bisschen runterfahren und uns
in Richtung auf einen Schulfrieden bewegen, dann
ist es nicht mit der Entscheidung heute getan, son-
dern dann geht es um die Frage, was passiert da-
nach.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Martin
Schäfer SPD)

Dazu müssen wir alle – ich sehe das auch als Auf-
gabe der Linksfraktion – unseren Beitrag leisten.

Herr Rabe hat vorhin zu Recht gesagt, gute Schule
brauche Konsens. Das Problem ist nur, Herr Rabe,
dass wir keine gute Schule haben. Wir stehen mit
dem Rücken zur Wand, um es einmal drastisch
auszudrücken. Das war immer unser zentrales Ar-
gument, Frau Heyenn hat es vorgetragen. Den ge-
genwärtigen Zustand fortschreiben zu wollen, geht
nicht.

(Ingo Egloff SPD: Das ist Konsens!)

Das ist für uns bei dieser ganzen Debatte die
Grundüberlegung.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL)

Die spannende und politisch entscheidende Frage
ist, wie wir aus dieser Sackgasse herauskommen.
Wir können nicht einfach warten, bis eine bessere
politische Konstellation kommt. Frau Goetsch hat
noch einmal eine Reihe von Argumenten ange-
führt, wie man aus dieser Sackgasse heraus-
kommt: erstens Abschaffung der Hauptschule,
zweitens Abschaffung des Sitzenbleibens, Recht
auf Förderung auch in der Regelschule, UN-Kon-
vention, drei neue Schulformen, kleinere Klassen
und Einstieg in eine individuelle Lernkultur. Das
sind die aus meiner Sicht wichtigen Argumente, die
jetzt auf den Tisch gelegt worden sind.

(Zuruf von Ties Rabe SPD)

– Ich diskutiere hier nicht die Schulform. Wir ste-
hen mit dem Rücken zur Wand, das sind die wich-
tigsten Argumente.

Dann muss ich mir den Verweis auf einen führen-
den Mitarbeiter einer Unternehmensberatung an-
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hören, der gesagt hat, habt nicht solche Angst, ihr
könnt ruhig einen großen Schritt machen. Wenn
wir genau hingucken, dann ist der Schritt aus der
Sackgasse heraus nicht sehr groß. Aber das hilft
uns in der Situation jetzt nicht weiter. Wir würden
sicher etwas anderes wollen, andere Schritte, Frau
Rugbarth, und das wären Schritte in Richtung einer
Schule für alle. Da müssten wir auch lange Über-
gangszeiten kalkulieren, aber wir hätten von vorn-
herein vielleicht ein Ziel, das uns wirklich aus der
Sackgasse herausführen würde. Das erreichen wir
jetzt politisch nicht.

Herr Rabe, ich möchte noch etwas zu Ihren Argu-
menten und denen Ihrer Fraktion anmerken. Sie
haben gesagt, dass die vorliegenden Argumente
Sie nicht überzeugten, weil diese Reform mehr
zerstöre als heile. Wenn ich in meinem Bild bleibe,
treten wir im Grunde auf der Stelle und kommen
aus der Sackgasse nicht heraus.

Erstens führen Sie das Argument an, die Spaltung
werde verstärkt. Diese Befürchtung teilen wir. Wir
sind da nicht sicher, aber das hängt auch davon
ab, wie wir diese Reform begleiten und ob das in
den nächsten Auseinandersetzungen wirklich ernst
genommen wird. Die Gefahr ist da und Frau Hey-
enn hat es schon gesagt, die Gefahr ist auch des-
halb da, weil wir zum Schluss noch Änderungsan-
träge von der CDU-Fraktion gesehen haben, die
uns die Zustimmung zu diesem Konzept wirklich
nicht leichter machen.

Ihr zweites Argument besagt – Sie haben mehr
vorgebracht, aber für uns ist dieses wichtig –, die
finanziellen Ressourcen würden hinter den Erfor-
dernissen zurückbleiben. Erfordernisse heißt nicht
irgendetwas noch Besseres, sondern die Erforder-
nisse bleiben hinter den genannten konkreten
Punkten zurück. Diese Einschätzung teilen wir zum
Teil, weil wir noch keine genauen Vorstellungen
haben, was das finanziell im Einzelnen bedeutet.

Es sind drei wichtige Aspekte, auf die wir immer
zurückkommen werden. Der erste Aspekt: Gute
Schule kostet Geld und mehr Geld. Das müssen
wir wirklich nachher bei den Lehrerstellen sehen,
aber auch bei der Arbeitszeitregelung, bei der Al-
tersteilzeit und bei der Frage, wie die Fortbildung
aussieht. Diese Bedenken teilen wir, aber wir sa-
gen jetzt erst einmal, wenn Ihr diese konkreten
Punkte umsetzt, dann sind wir damit einverstan-
den. Wir werden sicherlich weitergehende Vorstel-
lungen haben.

Der zweite Punkt ist auch unstrittig: Gute Schule
braucht andere Räume. Diese Debatte führen wir
noch einmal, auch da wird man genau hinschauen,
ob das konzeptionell hinkommt.

Abschließend der dritte Punkt: Gute Schule kostet
Geld. Wenn diese Koalition über ihren Schatten
gesprungen wäre und gesagt hätte, jetzt gehen wir
schon einmal so ein Wagnis ein – Herr Kluge sagt,

eine solche kleine leise Revolution –, dann hätte
ich es gut gefunden, wenn Sie den ganz kleinen
Schritt in Sachen Büchergeld und kostenloses Mit-
tagessen auch gegangen wären.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Herr Kerstan, dann hätten Sie nicht nur eine sehr
skeptische und kritische Begleitung von uns zum
Thema Primarschule bekommen, sondern dann
hätten wir vielleicht sogar mit Überzeugung für das
Ding gestimmt.

(Beifall bei der LINKEN – Olaf Ohlsen CDU:
Reichtum für alle!)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Dr. Petersen.

Dr. Mathias Petersen SPD:* Vielen Dank, Herr
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich möchte nur ganz kurz mitteilen, warum ich
wie abstimme. Unsere Fraktion hat einen Be-
schluss gefasst, den ich aber nicht teilen kann. Ich
bin, seitdem ich in die Sozialdemokratische Partei
eingetreten bin, für längeres gemeinsames Lernen
und bin fest davon überzeugt, dass dieser Schritt,
der jetzt gegangen wird, ein historischer und muti-
ger Schritt ist, der in die richtige Richtung geht.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Dieses Gesetz hat durchaus Teile, die die Sozial-
demokratie nicht unterschreiben kann. Das Bü-
chergeld wurde genannt und manche anderen
Punkte auch. Ich bin aber fest davon überzeugt,
dass das längere gemeinsame Lernen dazu führen
wird, dass es mehr Bildungsgerechtigkeit in dieser
Stadt gibt. Das brauchen wir dringend und deswe-
gen stimme ich dem Gesetz zu. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der GAL und der LIN-
KEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Rabe.

(Wolfgang Beuß CDU: Der stimmt jetzt auch
zu!)

Ties Rabe SPD:* Glaube und Hoffnung, das habe
ich in jeder Rede gehört. Es ist schön, dass die
CDU das immer anführt, es steht im Kolosserbrief,
Paulus schreibt es: Glaube, Liebe, Hoffnung.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das
Größte ist die Liebe!)

Aber das Spannende ist doch, dass wir in diesem
Haus sind, um nicht nur unseren Glauben zum
Ausdruck zu bringen, sondern wir müssen versu-
chen, diesen Glauben oder diese Hoffnung auch
zu übersetzen in konkrete Politik. Da muss etwas
Konkretes passieren. Deswegen sind wir 121 be-
zahlte Parlamentarier gewählt worden von dieser
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Stadt, um genau hinzugucken. Ab und zu verges-
sen wir das, wie wir wissen. Im Nachhinein könnte
man sagen, war das so klug mit der Elbphilharmo-
nie, da hätte man vielleicht einmal hingucken kön-
nen. Oder bei der HSH Nordbank hätte man ein-
mal hingucken können.

(Jens Kerstan GAL: Ach, hör doch auf!)

Deswegen sage ich auch hier, lieber Jens Kerstan,
hingucken kann nichts schaden. Wenn ich in je-
dem dieser Redebeiträge Überzeugungen höre, ist
das der richtige Anfang, aber das kann doch nicht
alles sein. Wir können doch nicht aufgrund von
Glauben sagen, so muss es gemacht werden, son-
dern es darf gestattet sein,

(Zuruf von der CDU: Das nennt man Vision!)

einmal genau hinzugucken.

Es werden Beispiele angeführt zum Elternwahl-
recht, ich will das gerne aufgreifen. Wenn Herr Öz-
demir von seinen Lehrern nicht empfohlen worden
ist, so ist das gemein. Aber genau das machen Sie
jetzt. Wir haben im Schulausschuss gefragt, wie
Sie das eigentlich umsetzen wollen, dass es in Zu-
kunft gerechter zugeht und die Eltern nicht mehr
entwischen können. Dann hieß es, das haben wir
uns noch nicht überlegt. Wir haben gefragt, ob es
irgendwelche Tests gibt, die genau belegen, ob je-
mand das oder das kann. Es hieß, die müssen wir
noch erfinden. Dann haben wir gefragt, wie das mit
den sozialen Kompetenzen sein soll, auch die sol-
len eine Rolle bei der Empfehlung für die weiter-
führende Schule spielen. Und da hieß es, auch
darüber müssen wir noch nachdenken.

Hier wird eine große Wolke versprochen, die heißt,
es wird eine gerechte Empfehlung geben, aber es
gibt nichts, gar nichts. Es gibt keine Tests, es gibt
keine Vorschläge, es gibt null. Wenn es aber so
gerecht ist und wenn ich nun einfach einmal glau-
ben würde, dass Sie das hinbekommen, was bis-
her in Europa noch nicht erfunden worden ist,
nämlich einen Test, der das supergerecht macht,
dann frage ich mich, warum Sie die Eltern trotzdem
nicht mitreden lassen. Wenn Ihre Empfehlung so
prima ist, dann kann man doch den Eltern auch zu-
trauen, dass sie in diesen Prozess mit eingebun-
den werden. An dieser Stelle wird aus meiner Sicht
schon deutlich, wie fadenscheinig und brüchig es
zugeht, wenn man bei diesem Schulgesetz ein
Stück weit von Glaube, Liebe, Hoffnung weggeht
und sich konkrete Details anschaut. Ihr wollt das
alle nicht, das haben wir mitbekommen. Ich sage
aber, dass uns das in den nächsten drei Jahren
Schritt für Schritt auf die Füße fallen wird. Wenn
man das so will, meinetwegen. Ich rate nur dazu,
nicht nur zum Thema Glaube und Überzeugung zu
sprechen, sondern sich Details anzugucken, und
das unterscheidet uns Sozialdemokraten in der Tat
von Ihnen in der CDU und der GAL. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Zurufe bei der CDU:
Oh!)

Präsident Berndt Röder: Gibt es weitere Wort-
meldungen? – Die sehe ich nicht. Dann kommen
wir jetzt zur Abstimmung.

Zunächst zum Antrag der SPD–Fraktion aus der
Drucksache 19/4252. Wer möchte diesen Antrag
annehmen? – Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-
gen? – Das ist mehrheitlich abgelehnt.

Nun zum Antrag der GAL-Fraktion aus der Druck-
sache 19/4255. Wer möchte diesem zustimmen?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
einstimmig angenommen.

Weiter mit dem Antrag der GAL-Fraktion aus der
Drucksache 19/4256. Wer möchte diesem folgen?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen?. – Das
ist ebenfalls einstimmig so beschlossen.

Wir kommen dann zum Bericht des Schulaus-
schusses aus der Drucksache 19/4150 und den
darin aufgeführten Empfehlungen zum Zwölften
Gesetz der Änderungen des Hamburgischen
Schulgesetzes aus der Drucksache 19/3195. Die
SPD-Fraktion möchte über die Paragrafen 12, 22a,
45 und 86 separat abstimmen lassen. Das betrifft
die Ziffern 10, 20, 38 und 60 aus Artikel 1 des Ge-
setzesentwurfs.

Wer möchte nun den Ziffern 1 und 12 der Aus-
schussempfehlung folgen? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist mit großer Mehr-
heit so beschlossen.

Wer möchte die Ziffern 2, 7, 9, 10, 11, 13 und 14
der Ausschussempfehlungen annehmen? – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist bei
einer Stimmenthaltung einstimmig so beschlossen.

Wer möchte sich den Ziffern 3 und 8 der Aus-
schussempfehlungen anschließen? – Gegenstim-
men? – Stimmenthaltungen? – Das ist bei einigen
Stimmenthaltungen einstimmig so beschlossen.

Wer möchte den Ziffern 4 und 5 der Aus-
schussempfehlungen zustimmen? – Gegenstim-
men? – Stimmenthaltungen? – Das ist mit großer
Mehrheit bei einer großen Anzahl von Stimment-
haltungen so beschlossen.

Wer möchte Ziffer 6 der Ausschussempfehlungen
seine Zustimmung geben? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist bei einer
Stimmenthaltung mehrheitlich so beschlossen.

Wer möchte Ziffer 15 der Ausschussempfehlungen
folgen? – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen?
– Das ist bei einer Stimmenthaltung mit großer
Mehrheit so beschlossen.

Wer möchte Ziffer 16 der Ausschussempfehlungen
mit Ausnahme der Ziffern 10, 20, 38 und 60 aus
Artikel 1 des Zwölften Gesetzes zur Änderung des
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Hamburgischen Schulgesetzes folgen? – Gegen-
stimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist bei ei-
ner Stimmenthaltung mehrheitlich so beschlossen.

Wer möchte nun die Ziffer 10, 20, 38 und 60 aus
Artikel 1 des Zwölften Gesetzes zur Änderung des
Hamburgischen Schulgesetzes annehmen? – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist mit
sehr großer Mehrheit so beschlossen.

Wir kommen jetzt zur abschließenden Abstimmung
in erster Lesung.

Wer möchte das Zwölfte Gesetz zur Änderung des
Hamburgischen Schulgesetzes aus Drucksache
19/3195 mit den soeben beschlossenen Änderun-
gen in erster Lesung beschließen? – Gegenstim-
men? – Stimmenthaltungen? – Das ist bei einigen
Stimmenthaltungen mehrheitlich so beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das ist nicht der Fall.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz in zweiter Lesung beschließen? – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist mit
derselben Mehrheit und demselben Abstimmungs-
ergebnis wie in der ersten Lesung und damit end-
gültig beschlossen worden.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 36 auf, Drucksa-
che 19/4114, ein Antrag der SPD-Fraktion: Bei-
tragsfreie Kindertagesbetreuung im Jahr vor der
Schulpflicht – auch für die Eltern sogenannter
Kann-Kinder!

[Antrag der Fraktion der SPD:
Beitragsfreie Kindertagesbetreuung im Jahr
vor der Schulpflicht – auch für die Eltern soge-
nannter Kann-Kinder!
– Drs 19/4114 –]

Wird das Wort gewünscht? – Das ist der Fall. Die
Abgeordnete Veit hat es.

(Erste Vizepräsidentin Barbara Duden über-
nimmt den Vorsitz.)

Carola Veit SPD:* Frau Präsidentin, meine Damen
und Herren! Nachdem die Vertreter aller Fraktio-
nen und des Senats sich in dieser Debatte eben
glaubhaft versichert haben, wie sehr ihnen Chan-
cengleichheit, eine möglichst gleichberechtigte Bil-
dungsbeteiligung und eine optimale Förderung al-
ler Hamburger Kinder am Herzen liegen, könnten
wir es uns jetzt eigentlich einfach machen und die
Gleichbehandlung aller Hamburger Kinder auch im
letzten Kita-Jahr gleich einmal beschließen. Aber

da sehen Sie und Sie leider einen entscheidenden
Unterschied. Sie, meine Damen und Herren vom
Senat und von den derzeitigen Mehrheitsfraktionen
sind bereit, mehrere hundert Millionen Euro für Ihre
Schulreform einzusetzen. Da kommt es auf die ei-
ne oder andere Million nicht an und so genau will
man das alles auch gar nicht wissen. Aber Sie wol-
len zugleich kleinkariert und kleinkrämerisch den
Eltern von etwa 1500 bis 2000 Hamburger Kindern
Geld für eine Leistung abnehmen, die Sie rund
10 000 anderen Hamburger Kindern kostenlos ge-
währen. Das sind übrigens bis zu 2300 Euro im
Jahr für die Familien. Finden Sie das richtig oder
finden Sie das etwa gerecht? Wir tun das nicht.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben Hamburgs Eltern versprochen, dass das
letzte Jahr vor Eintritt in die Schule kostenlos wer-
den soll. Sie haben das allen Eltern versprochen,
ohne Ausnahme. Sie haben immer wieder verkün-
det, die Betreuungs- und Kita-Angebote im Jahr
vor der Einschulung und die Vorschule würden ab
September dieses Jahres beitragsfrei sein. Das ist
gefeiert worden und darüber haben wir uns hier
gemeinsam mit Ihnen auch gefreut, weil wir näm-
lich finden, dass Bildung grundsätzlich kostenfrei
gehört. Dann haben Sie bei der Formulierung Ihres
Gesetzes aber gehandelt wie so ein windiger Ver-
käufer von Finanzdienstleistungen, der bei der Un-
terschrift das Kleingedruckte im Vertrag mit dem
Hochglanzprospekt verdeckt. Sie haben die soge-
nannten Kann-Kinder, das sind die, die nach dem
30. Juni eines jeden Jahres sechs Jahre alt wer-
den und trotzdem im August in die Schule kom-
men, von Ihrer Regelung ausgenommen. Tatsache
ist, dass wir diese Ungleichbehandlung überhaupt
erst bei der Beratung der Drucksache im Familien-
ausschuss haben aufdecken können, weil sie näm-
lich sehr versteckt war, und die meisten betroffe-
nen Eltern von Fünfjährigen haben natürlich erst
jetzt mitbekommen, woran sie sind, wenn sie ihre
neuen Kita-Gutscheine und Gebührenbescheide in
den Händen halten. In letzter Zeit bekomme ich zu
keinem anderen Thema so viele E-Mails von El-
tern, die vor allem eines schreiben: So ein Be-
schiss – das war ein Zitat, Frau Präsidentin – und
außerdem, warum hat uns das keiner gesagt, wir
haben doch mit dem Geld geplant.

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Frau Veit, Sie sind lange genug im Parla-
ment, um zu wissen, dass auch Zitate auf die par-
lamentarischen Gepflogenheiten hin überprüft wer-
den müssen. Sie können sich nicht darauf zurück-
ziehen zu sagen, das wäre ein Zitat. Ich bitte Sie,
zum parlamentarischen Sprachgebrauch zurückzu-
kommen.

(Michael Neumann SPD: Richtig ist es trotz-
dem!)
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Carola Veit (fortfahrend): – Vielen Dank für den
Hinweis, Frau Präsidentin, ich werde ihn befolgen.

Die Eltern haben natürlich mit dem Geld geplant
beziehungsweise ohne das Geld. Ich wollte in ei-
ner Kleinen Anfrage, die Sie gestern freundlicher-
weise beantwortet haben, gerne wissen, wie denn
die Eltern von Kann-Kindern auf ihre Beitragspflicht
hingewiesen worden sind. Da antworten Sie:

"Auf Nachfrage der Eltern wurde von den
Bezirksämtern über die aktuelle Rechtslage
informiert."

Das ist super, wenn das vorher so groß im "Ham-
burger Abendblatt" stand. Sie sagen außerdem,
über die genaue Ausgestaltung der Beitragsfreiheit
sei die Öffentlichkeit bereits am 5. Mai durch die
gemeinsame Pressemitteilung der zuständigen Be-
hörden informiert worden. Darin würde unter der
Überschrift "Ab wann und für wen gilt die Beitrags-
befreiung?" ausgeführt, dass die Beitragsbefreiung
für fünfstündige Betreuungsangebote im Jahr vor
der regulären Einschulung gilt. Hat also die Presse
wieder einmal gepennt und das Volk unzureichend
informiert? Nein, bei genauerem Hinsehen stimmt
dies nicht, denn in der Pressemitteilung heißt es:

"Die Beitragsbefreiung gilt für fünfstündige
Betreuungsangebote in Kita und Vorschule
[…] im Jahr vor der regulären Einschulung."

Und jetzt kommt es:

"Stichtag ist der Beginn der Schulpflicht ge-
mäß Paragraf 38 Hamburgisches Schulge-
setz."

So haben Sie die Eltern informiert. Jetzt schauen
wir einmal gemeinsam in Paragraf 38 des Hambur-
gischen Schulgesetzes. Das ist auch gar nicht
kompliziert, dort gibt es zwei Absätze. Absatz 1 re-
gelt, dass Kinder, die vor dem 1. Juli jeden Jahres
sechs Jahre alt werden, im selben Jahr schulpflich-
tig werden. Absatz 2 regelt, dass auch Kinder, die
nach diesem Tag sechs werden, in die Schule auf-
genommen werden können und dass mit der Auf-
nahme die Schulpflicht beginnt. Wer also Ihre
Pressemitteilung bis ins Kleingedruckte sorgfältig
gelesen hat, der konnte sicher sein, dass auch
sein Kann-Kind das kostenfreie Jahr bekommt,
denn es wird auf die Schulpflicht Bezug genom-
men und diese beginnt mit der Einschulung. Alles
super, dachte man.

Wir haben das Ganze hier schon zweimal ausführ-
lich diskutiert. Damals haben Sie erklärt, das müs-
se so sein. Man brauche einen Stichtag, aber Sie
können bis heute nicht begründen, warum das
letzte Jahr vor Schuleintritt nicht eine vollkommen
klare und eindeutige Regelung vorsieht. Ein Jahr,
zwölf Monate, 52 Wochen, 365 Tage, wie klar wol-
len Sie es denn noch haben?

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Frau Veit, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten Hamann?

Carola Veit (fortfahrend): Klar.

Zwischenfrage von Jörg Hamann CDU:* Frau
Veit, auch meine Tochter ist ein Kann-Kind. Sie
wird jetzt werktags sechs Stunden betreut und be-
kommt ein Mittagessen. Dafür zahle ich den
Höchstsatz, das sind ungefähr 130 Euro im Monat
und das alles kann ich noch von der Steuer abset-
zen. Finden Sie das nicht angemessen?

Carola Veit (fortfahrend): Ich kann Ihnen einfach
nur raten, weiter zuzuhören,

(Jörg Hamann CDU: Das ist keine Antwort!)

dann werden Sie möglicherweise den Sinn dieser
Debatte verstehen und auch den unseres Antra-
ges. Sie können das auch gerne noch einmal
nachlesen, aber wenn Sie der Meinung sind, Kita-
Gebühren seien in Hamburg in angemessener Hö-
he fällig, dann ist dies wunderbar, aber das ist
nicht der Punkt, um den es geht. Herzlichen Glück-
wunsch, schön, dass Sie dem Senat in dieser Ge-
schichte folgen, wir tun es nicht.

Wirklich peinlich ist auch, was Sie zur Abrechnung
des letzten Jahres mit den Eltern vortragen. Sie
sagen, man könne nicht vorher wissen, wer sein im
Juli oder August geborenes Kind mit knapp
sechs Jahren tatsächlich einschult und wer nicht.
Dann kann man ganz einfach den Beitrag zurück-
zahlen, wenn das Kind in die Schule geht. Machen
Sie doch unsere tüchtige Hamburger Verwaltung
nicht so schlecht. Die kann das, und zwar genauso
gut, wie es ihre Kolleginnen und Kollegen in
Schleswig-Holstein tun, da funktioniert das nämlich
so. Im Übrigen kennen Sie diese Schwierigkeiten
beim Einziehen von Büchergeld oder Studienge-
bühren ja wohl auch nicht.

(Beifall bei der SPD)

Unvergessen ist auch der Auftritt des Kollegen
Gwosdz, der uns vor drei Monaten begründen woll-
te, warum Eltern von Kann-Kindern angeblich
übervorteilt würden, wenn sie auch das letzte Kita-
Jahr kostenlos bekämen. Nur für den Fall, dass Sie
heute wieder einen Versuch in diese Richtung un-
ternehmen wollen, Herr Gwosdz: Drei Viertel der
Kann-Kinder, die am 1. Juli noch nicht sechs wa-
ren und trotzdem eingeschult werden, sind Som-
merkinder, also im Juli, August oder September
geboren. Das sind 1 500 der betroffenen Kinder.
Sie wollen doch nicht ernsthaft behaupten, dass
ein Kind, das am 15. August Geburtstag hat, kür-
zer in der Kita gewesen sei als ein Kind, das am
15. Juli Geburtstag hat. Das ist wirklich hanebü-
chen.
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(Beifall bei der SPD)

Aber wer keine Argumente hat, erfindet sich be-
kanntlich welche und deshalb argumentieren Sie
heute in Ihrer Pressemitteilung, mit der sich die
GAL wieder einmal bei Senator Wersich beliebt
machen möchte, dass dann diese Kinder alle zu
früh eingeschult würden, was ihrer Entwicklung
nicht förderlich sei, und dass man keinesfalls An-
reize dafür schaffen dürfe, Kinder immer früher ein-
zuschulen. Dazu vier Bemerkungen.

Erstens: Habe ich das richtig verstanden, dass Sie
Hamburgs Eltern unterstellen, sie würden nicht auf
das Wohl ihrer Kinder, sondern auf das Geld
schauen?

Zweitens: Wenn Sie das unterstellen – Herr Ha-
mann, jetzt hören Sie gut zu –, dann gibt es wohl
keinen besseren Beleg, dass der Kindergarten in
Hamburg etwas teuer ist.

Drittens: Gerade weil es ein sensibles Thema ist,
halten wir die nachträgliche Erstattung für sinnvoll,
da nämlich gerade nicht bei einem erst vierjährigen
Kind entschieden werden soll, wann die Ein-
schulung stattfindet, sondern ganz normal im Win-
ter vor dem sechsten Geburtstag, wie bei allen Kin-
dern. Je nachdem, welches Kita-Jahr das letzte
war, gibt es das Geld zurück.

Viertens: Da will ich der Vollständigkeit halber ein-
mal auf die Vorschule hinweisen. Wer sein Kind
dort anmeldet, zahlt nämlich künftig grundsätzlich
keinen Beitrag mehr im Vorschuljahr, ganz egal,
wann das Kind Geburtstag hat. Dem müsste man
doch Einhalt gebieten, denn somit wird für diese
Kinder auch ein Anreiz zur früheren Einschulung
geschaffen. Aber da schaffen Sie Abhilfe. Selbst
wenn das Vorschulkind am Ende wegen fehlender
Schulreife in der Vorschule bleibt und nicht einge-
schult wird, wenn es also ein zweites Jahr in der
Vorschule ist, dann kostet das immer noch nichts.
Insofern haben Sie sogar zwei beitragsfreie Jahre
vor der Schule, während Sie einem Teil der Kita-
Kinder nicht einmal ein beitragsfreies Jahr gönnen.
Wo bleibt da die Gleichbehandlung und wo bleibt
die Gleichberechtigung von Kita und Vorschule,
ganz abgesehen davon, dass die in diesem Jahr
betroffenen Eltern kaum noch ihre Kinder auf die
Vorschule ummelden können oder im Sinne des
Kindeswohls wollen? Ich weiß nicht, Herr Wersich,
ob Ihnen das bekannt ist, aber es gibt Eltern in
Hamburg, die auf eine Ganztagsbetreuung ange-
wiesen sind. Denen ist mit einem Vormittagsplatz
in der Vorschule, die nicht einmal verlässlich ist,
nicht gedient. Im Übrigen bekommen sie in vielen
Kitas keinen Hortplatz, wenn das Kind dort nicht
bis zum Schluss im Kindergarten war, und zwar
auch im letzten Jahr. Gerade bei Kann-Kindern,
die immer ein bisschen zwischen den Stühlen sit-
zen, ist es wichtig, die Schulentscheidung mög-
lichst spät zu treffen und den Entwicklungsstand
des Kindes zu berücksichtigen und das geht eben

in der Kita. In einer Vorschule haben Kinder sonst
gleich das erste Versagenserlebnis, wenn sie die-
se wiederholen müssen.

Damit sind wir auch schon beim neuesten Akt in
der Verteidigungsschlacht gegen die aufgebrach-
ten Eltern und Betroffenen. Sie hatten dem Lan-
deselternausschuss mitgeteilt – das haben Sie
auch in der Pressemitteilung gesagt und werden
es hier bestimmt auch heute noch einmal vertiefen
–, dass für derlei Spielereien kein Geld da sei und
man 500 Millionen Euro im Haushalt einsparen
müsse. Immerhin ginge es jetzt noch einmal um et-
wa 300 000 bis 400 000 Euro. Frau Blömeke,
schauen Sie ins Protokoll der Haushaltsberatun-
gen. Dort hat Ihr Senat dezidiert versichert, dass
das Geld jeweils für einen kompletten Jahrgang
der Kinder eingeplant sei. Wir haben extra nachge-
fragt. Genau das Geld, von dem Sie behaupten, es
würde fehlen, ist im Haushalt im Kita-Etat einge-
stellt. Das haben wir beschlossen und es ist nicht
in Ordnung, dass Sie das in Abrede stellen.

(Beifall bei der SPD)

Nun geben Sie sich einen Ruck und stimmen Sie
unserem Antrag zu. 1 500 Hamburger Eltern wür-
den sich sehr freuen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Müller.

Stephan Müller CDU:* Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, liebe Frau Veit! Ein
bisschen ist die Luft jetzt raus nach dieser span-
nenden Schuldebatte.

(Andy Grote SPD: Geben Sie mal Gas!)

Auch aus diesem Antrag ist die Luft schon ein
bisschen raus. Wir haben ihn hinlänglich diskutiert
und unsere jeweiligen Argumente ausgetauscht.
Ihre heutigen Argumente waren nicht neu und ich
bedauere es sehr, dass Sie eher auf die Form ein-
gehen als auf inhaltliche Bedenken, die wir Ihnen
schon einmal vorgetragen haben, die Sie aber völ-
lig ignorieren.

Sie werfen uns vor, wir würden Hamburger Eltern
unterstellen, dass es ihnen nur ums Geld ginge.
Aber Sie wollen doch bitte nicht abstreiten, dass
ein nachträgliches Rückerstattungssystem einen
gewissen Anreiz schafft, sein Kind möglicherweise
trotz unzureichendem Entwicklungsstand mit ei-
nem kleinen Blick aufs Geld einzuschulen. Das fin-
den wir unverantwortlich, das haben wir in der letz-
ten Debatte schon einmal mitgeteilt und deswegen
wollen wir dieses nicht und deswegen gibt es auch
keinen Ruck in dieser Frage. Dieser Antrag wird
von uns abgelehnt.

(Beifall bei der CDU und der GAL)
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Dabei schauen Sie wirklich nur auf das Geld und
ich würde Ihnen empfehlen, einmal mehr auf die
Kinder zu schauen.

(Dirk Kienscherf SPD: Ach, Herr Müller!)

Unser Argument, dass Kann-Kinder womöglich zu
ihrem Nachteil vorzeitig eingeschult werden, haben
Sie einfach vom Tisch gefegt und bestritten. Wie
aber aktuelle Studien belegen, ist ein zu frühes
Einschulen tatsächlich schädlich für die Kinder und
kann letztendlich Langzeitschäden verursachen,
wie zum Beispiel keine Empfehlung für den Über-
tritt aufs Gymnasium zu bekommen. Es hängt also
schon eine ganze Menge vom Einschulungstermin
ab und deswegen sollte man dieses Thema nicht
einfach des schnöden Mammons wegen ignorie-
ren.

Verwundert habe ich festgestellt, dass Sie die von
uns angedachte veränderte Stichtagsregelung in
Ihrem Beitrag gar nicht erwähnt haben. Aber auch
über diese haben wir bereits intensiv diskutiert und
festgestellt, dass eine Verschiebung des Stichtags
im Grunde genommen nur neue Probleme schafft
beziehungsweise neue vermeintliche kleine Unge-
rechtigkeiten. Solange wir dieses Schulsystem ha-
ben, brauchen wir eine Stichtagsregelung. Mit ei-
ner individuellen Einschulung hätten wir dieses
Problem nicht, aber diese steht zurzeit überhaupt
nicht zur Debatte und deswegen ist eine Stichtags-
regelung sehr wichtig.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Ich habe mir gewünscht, dass wir dieses Thema
möglichst genau so diskutieren wie die Schulde-
batte, aber auch da hat sich die SPD bereits von
einem Konsens verabschiedet, deswegen lasse ich
das jetzt. Ich wollte Sie eigentlich auffordern, mehr
an die Zukunft der Kinder zu denken.

(Carola Veit SPD: Welche!)

Klar ist, dass Sie dieses Thema nicht zu Ende ge-
dacht haben. Den von Ihnen im Antrag angeführ-
ten Beispielen Niedersachsen und Schleswig-Hol-
stein halte ich entgegen, dass Sie wieder einmal
Birnen und Äpfel miteinander vergleichen. Das
passt alles hinten und vorne nicht.

(Carola Veit SPD: Warum passt das denn
nicht, Herr Müller!)

Deshalb wird dieser Antrag von uns abgelehnt und
Frau Blömeke wird sicherlich noch das eine oder
andere Argument finden, warum wir dieses tun
sollten.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt, wie gerade angekündigt, Frau Blömeke.

Christiane Blömeke GAL: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich komme der Aufgabe

gerne nach, Herr Müller. Zunächst möchte ich
noch ein paar Worte zu Frau Veit sagen. Frau Veit,
Ihr Antrag und Ihre Rede erwecken den Eindruck,
als hätte der Senat in Bezug auf das beitragsfreie
Jahr etwas bewusst verschleiert oder sogar ver-
schwiegen.

(Dirk Kienscherf SPD: Natürlich hat er das!)

Auch wenn Sie es anders ausgeführt haben, soll-
ten Sie wissen, dass das bei Weitem nicht so ist.
Im Gesetzesentwurf war von Anfang an nachzule-
sen, dass die Beitragsbefreiung im letzten Jahr vor
Beginn der Schulpflicht gemäß Paragraf 38 Ab-
satz 1 für alle Kinder gilt, die vor dem Stichtag am
30. Juni sechs Jahre alt werden.

(Carola Veit SPD: Es macht es ja nicht bes-
ser, wenn es da drin steht!)

– Das macht es nicht besser, es macht es aber
richtig. Es steht da drin und wer das nicht liest,
kann das natürlich nicht verstehen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Sie erwähnen immer wieder den Absatz 2. Ab-
satz 2, Frau Veit, regelt lediglich die Ausnahme
und nicht den Regelfall. Es kommt hier aber auf
den Regelfall an und weil es von Anfang an im
Schulgesetz stand, wurde weder etwas verschlei-
ert noch verschwiegen. Richtig ist jedoch, da stim-
me ich Ihnen zu, dass in der allgemeinen politi-
schen Diskussion oder im Wahlkampf oder in den
Medien immer sehr verkürzt von dem letzten kos-
tenlosen Kita- oder Vorschuljahr die Rede war. Da-
mit wurde sicherlich bei einigen Eltern eine Erwar-
tung geweckt, die in dieser konkreten Ausgestal-
tung nicht für alle Familien erfüllt werden konnte.
Dieser berechtigten Kritik stellen wir uns als Frakti-
on. Hier hätte man eine genauere Wortwahl finden
können. Das ändert allerdings wenig an den Fak-
ten, die aus unserer Sicht gegen eine Ausweitung
der pauschalen Beitragsfreiheit für diese Kann-Kin-
der sprechen und damit letztendlich auch zur Ab-
lehnung Ihres Antrages führen. Frau Veit, zu Ihrem
besseren Verständnis wiederhole ich für Sie noch
einmal einige Argumente, da Sie eben gesagt ha-
ben, Sie könnten sie nicht nachvollziehen.

(Andy Grote SPD: Nein, wir sind alle doof,
Frau Blömeke!)

Erstens: Selbst bei den Juli- und Augustkindern
macht nur eine Minderheit der Eltern von dieser
vorzeitigen Einschulung tatsächlich Gebrauch. Die
von der SPD-Fraktion geforderte rückwirkende Ge-
bührenerstattung würde die Mehrheit der Eltern,
die ihre Kinder im Juli und August geboren haben,
aber nicht einschulen lassen, benachteiligen. Die-
se Eltern würden im Vergleich ein Jahr länger Ge-
bühren zahlen müssen. Ich würde mir wünschen,
dass Sie bei Ihrem Vorwurf der Ungerechtigkeit
den Blick auf die Gesamtheit aller Kinder und aller
Eltern lenken würden. Ich sehe jetzt, wie es in Ih-
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rem Kopf arbeitet, vielleicht, weil Sie jetzt erst ein-
mal nachrechnen müssen, aber Sie werden ganz
schnell zu dem Ergebnis kommen, dass es so ist.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Wilfried
Buss SPD: Dann macht es doch!)

Ohnehin fehlt mir – Herr Buss, dafür sind Sie ja ei-
gentlich Experte – in der gesamten Diskussion die
Perspektive der Kinder. Herr Müller hatte bereits
erwähnt, dass es aktuelle Studien gibt, wie zum
Beispiel vom Zentrum für Europäische Wirtschafts-
förderung oder die Hamburger LAU-Studie, die be-
legen, dass eine vorzeitige Einschulung der Kinder
in vielerlei Hinsicht auch benachteiligen kann. Sie
wiederholen in der Regel häufiger eine Klasse,
wechseln seltener auf das Gymnasium als regulär
eingeschulte Kinder, ihre Leistungen liegen oft hin-
ter denen älterer Mitschüler zurück und sie können
unter Umständen auch häufiger das Opfer von
Mobbing und Gewalt sein. Solange wir die flexible
Eingangsstufe nicht flächendeckend in den Grund-
schulen umgesetzt haben, lehnen wir auch auf-
grund der Erkenntnisse aus den Studien finanzielle
Anreize für eine vorzeitige Einschulung ab.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Die Finanzen – Frau Veit, es geht hier übrigens
nicht um Peanuts – sind der dritte Aspekt, der zur
Ablehnung einer Ausweitung der Beitragsfreiheit
führt. "Die Welt" hat am 30. September ein Inter-
view mit Ole von Beust geführt, in dem deutlich ge-
macht wurde, welche drastischen Sparmaßnah-
men uns in den nächsten vier Jahren ins Haus ste-
hen.

(Zurufe von Andy Grote und Dirk Kienscherf,
beide SPD)

Man sprach in der Tat von 500 Millionen Euro, also
noch mehr als bisher angenommen. Sie können
rumpöbeln, soviel Sie wollen, aber es ist verant-
wortungsbewusste Politik, wenn man das Geld
nicht wie Sie einfach ausgibt, obwohl man es nicht
hat, sondern genau überlegt, wofür man es aus-
gibt.

(Beifall bei der GAL und bei Dr. Friederike
Föcking CDU)

Noch mehr als jetzt werden wir also gezwungen
sein, unsere Ausgaben zu begrenzen und vor allen
Dingen in Einklang mit unserer politischen Schwer-
punktsetzung zu bringen. Ich sage Ihnen ganz
deutlich, dass wir als GAL-Fraktion eine Auswei-
tung der Beitragsbefreiung in der aktuellen Situati-
on nicht verantworten können. Wie Frau Veit richtig
gesagt hat, betragen die Mehrausgaben, die mit
dieser Beitragsbefreiung einhergehen, schätzungs-
weise um die 300 000 bis 500 000 Euro. Das ist ei-
ne halbe Million, die an anderer Stelle fehlen wür-
de, zum Beispiel bei der Förderung benachteiligter
Kinder oder auch beim Erhalt der Qualität.

(Zuruf von Carola Veit SPD)

Ich gebe zu, der politisch bequemere Weg wäre
– Frau Veit, diesen Weg gehen Sie –, sich dem
Drängen der betroffenen Eltern oder auch der SPD
und dem Ruf nach Mehrausgaben anzuschließen.
Es wäre bequemer, aber es wäre nicht verantwor-
tungsbewusst.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Wenn Sie davon sprechen, dass im letzten Dop-
pelhaushalt der Senator hier gesagt hat, man kön-
ne im Protokoll nachlesen, dass das Geld im Haus-
halt eingestellt wäre, dann möchte ich nur auf die
aktuelle Entwicklung verweisen. Wie auch Sie wis-
sen, haben wir den letzten Doppelhaushalt 2008
entworfen und beschlossen.

(Carola Veit SPD: Im März haben wir den
beschlossen!)

Mittlerweile haben wir fast Ende 2009 und auch Ih-
nen sollte nicht entgangen sein, dass Hamburg ge-
rade seit dem letzten Halbjahr vor allem von den
drastischen Auswirkungen der Finanzkrise negativ
betroffen ist. Politik lebt unter anderem auch da-
von, dass wir uns den aktuellen Bedürfnissen stel-
len und nicht, wie Sie es gerne tun, in der Vergan-
genheit herumwühlen.

(Zurufe von Andy Grote SPD)

Lassen Sie mich abschließend noch zu dem Ver-
gleich mit den anderen Bundesländern kommen.
Immer wieder fragen Sie, auch in Ihrem Antrag,
warum Hamburg das, was andere Bundesländer
wie Schleswig-Holstein und das Saarland machen,
nicht auch mache wegen dieser paar Euro. Dazu
kann ich Ihnen nur sagen, dass die anderen Bun-
desländer vielleicht einen anderen Schwerpunkt
gesetzt haben. In Hamburg ist der Schwerpunkt
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und der
Krippenausbau. Hamburg investiert laut Bertels-
mann-Stiftung 2 300 Euro pro Kind. Das ist we-
sentlich mehr als das Saarland mit 1 500 Euro
oder Schleswig-Holstein mit 1 100 Euro. Das heißt,
in Hamburg wird viel Geld ausgegeben für die vor-
schulische Betreuung, auf die ein Schwerpunkt ge-
setzt wird, und die anderen Länder fallen beim
Krippenausbau weit hinter die Hamburger Zahlen
zurück. Wenn man den Krippenausbau nicht vor-
antreibt, wenn man die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf und unseren hohen Rechtsanspruch
nicht vorantreibt, wäre möglicherweise Geld für
den Ausbau der Beitragsfreiheit übrig. Das ist aber
nicht der Weg, den wir in Hamburg gehen wollen.

(Beifall bei Horst Becker und Jenny Weg-
gen, beide GAL)

Wir sind uns alle, auch mit der SPD, darin einig,
dass es ein langfristiges Ziel sein muss, die Kin-
derbetreuung komplett beitragsfrei zu gestalten.
Aber in Zeiten der Finanzkrise ist die Ausweitung
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der Beitragsfreiheit ein absolut falsches Signal und
darum gibt es für Ihren Antrag keine Zustimmung,
auch nicht von der Regierungsfraktion, von der
GAL und von der CDU.

(Beifall bei der GAL und bei Wolfgang Beuß
und Jens Grapengeter, beide CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Yildiz.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wir werden den Antrag der
SPD unterstützen. Zu Beginn meiner Rede möchte
ich meinen Kollegen Norbert Hackbusch zitieren.
Als er auf unserer Fraktionssitzung am Montag den
Antrag sah, sagte er, ich zitiere:

"Kann-Kinder gibt es nicht. Es gibt entweder
Kinder oder keine Kinder."

Dem stimme ich vollkommen zu, denn es kann
nicht angehen, dass Kinder aufgrund ihres um we-
nige Wochen oder Monate unterschiedlichen Ge-
burtstermins gegeneinander ausgespielt werden.
Deswegen halten wir es für richtig, dass alle Kinder
gleichberechtigt das Recht auf Bildung haben. Wie
auch aus dem Beitrag von Frau Blömeke deutlich
geworden ist, dürfen unsere Kinder nicht als Spar-
schweine gesehen werden, sondern jedes Kind
sollte das Recht auf Bildung haben.

Unabhängig vom vorliegenden Antrag verweise ich
noch einmal auf die Drucksache 19/2993, die der
Senat uns damals zur Verfügung gestellt hat. Ich
zitiere die Überschrift:

"Entlastung der Eltern von Beiträgen und
Gebühren im Jahr vor der Einschulung und
Erweiterung des Kreises der beim schuli-
schen Büchergeld entlasteten Familien."

Übersetzt man das in die Alltagssprache, so heißt
das erstens, dass man einen Rechtsanspruch auf
nur vier oder fünf Stunden Beitragsfreiheit im letz-
ten Kita-Jahr hat, mehr nicht.

Zweitens ist es im Vorschuljahr faktisch genau
dasselbe. Man hat einen Rechtsanspruch auf vier
oder fünf Stunden Beitragsfreiheit, Mittagessen
und Büchergeld sind komplett beitragsgebunden.

Deswegen sehen wir hier eine erneute Benachteili-
gung der Menschen in sozial benachteiligten
Stadtteilen, Hartz-IV-Empfänger und Migrantenfa-
milien. Dies führt dazu, dass gerade deren Kinder
nicht gefördert werden, damit sie die deutsche
Sprache besser erlernen. Deswegen fordern wir
das Ende der Einsparungen an falscher Stelle.

Wir hatten gestern im Kinder-, Jugend- und Famili-
enausschuss auch eine Anhörung zum Thema In-
obhutnahme. Die Experten waren der Meinung,
dass man sehr früh ansetzen muss, das heißt, mit
der Förderung bereits in der Kita beginnen muss.

Wenn man die Kinder nicht sehr früh fördert, sollte
man sich am Ende nicht darüber wundern, dass
diese Kinder nicht erfolgreich sind, dass sie schei-
tern und nicht weiterkommen. Deswegen fordern
wir, wie bereits in der Vergangenheit, die Abschaf-
fung des Kita-Gutscheinsystems.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn man die aktuellen Folgen der Wirtschaftskri-
se berücksichtigt und bedenkt, wie wichtig die Bil-
dung unserer Kinder ist, dann muss Bildung von
Kita über die Schule bis zur Uni umsonst sein, un-
abhängig vom Status der Eltern, egal ob sie arm
sind, arbeiten gehen, arbeitslos sind oder irgend-
welche hochkarätigen Posten besetzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen unterstützen wir den Antrag der SPD
und halten es für sinnvoll, dass somit fast 2 000 El-
tern entlastet werden. – Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Kienscherf.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Frau Blömeke, bei Ihrem Bei-
trag ist es einem besonders als Elternteil echt
schwergefallen, ruhig zu bleiben. Wir reden hier
über die HafenCity-Universität und darüber, wie
viele Millionen Sie dafür mehr ausgeben. Wir reden
darüber, dass Sie irgendwelchen Vorstandsmen-
schen der HSH-Nordbank sogar noch Geld hinter-
herschießen …

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Herr Kienscherf, entschuldigen Sie, aber
es ist im Plenum bedeutend zu laut und ich bitte al-
le Abgeordneten, sich auf ihre Plätze zu setzen.
Wer es gar nicht mehr aushalten kann, kann drau-
ßen weiterreden.

Dirk Kienscherf (fortfahrend): Überall in dieser
Stadt, sei es bei der U4, sei es bei der Elbphilhar-
monie, sei es selbst bei dieser Schulreform geben
Sie Geld aus, und zwar in Massen, und jetzt wollen
Sie uns sagen, dass Sie die Beitragsbefreiung
nicht schaffen, weil es keine 400 000 oder
500 000 Euro in diesem Haushalt gibt. Das können
Sie doch keinen Eltern in Hamburg als richtig
verklickern.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Was hier abläuft, ist doch irrwitzig und man könnte
noch einiges dazu sagen. Warum ist denn in der
Presse, aber auch bei den Hamburger Eltern ange-
kommen, dass mit Beitragsbefreiung auch wirklich
eine Beitragsbefreiung für alle gemeint ist? Ich
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kann Ihnen sagen, warum, weil Sie das erstens
den Eltern so versprochen haben und weil das
zweitens in allen anderen Bundesländern, wo es
die Beitragsbefreiung gibt, der Fall ist. Niemand im
Saarland, in Sachsen, in Niedersachsen oder in
Schleswig-Holstein ist auf die Idee gekommen,
man könne den Eltern doch verklickern, dass für
ein Kind, das einen Tag später geboren ist, über
2 300 Euro mehr gezahlt werden müssen. So et-
was kann man auch keinem verklickern, Frau Blö-
meke.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen machen diese Länder das auch nicht
und das ist auch gerechtfertigt. Dann führen Sie,
Herr Müller, aber auch Frau Blömeke, das Thema
Kinderschutz ins Feld. Die Kinder sollen nicht zu
früh eingeschult werden. Dazu hat sich der Kollege
Wersich, der kleine Wersich sozusagen,

(Zurufe von der SPD)

auch öffentlich bekannt, nachdem eine Bürgerin
ihn angeschrieben hatte, und erklärt, dass die Kin-
der in der Tat vor einer frühzeitigen Einschulung
geschützt werden müssen. Darin seien wir in Ham-
burg Spitzenreiter, hat er geschrieben. Wir haben
das aufgenommen und ich habe den großen Wer-
sich gefragt, wie es denn damit aussehe.

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Also, Herr Kienscherf, einmal habe ich es
Ihnen durchgehen lassen, aber ich finde, das kann
man anders ausdrücken.

Dirk Kienscherf (fortfahrend): – Gut.

Wir haben also den Sozialsenator und die Schulse-
natorin gefragt, ob wir in Hamburg tatsächlich Spit-
zenreiter seien, ob die Hamburger Eltern ihre Kin-
der besonders früh einschulen. Der Senat hat
geantwortet, dass dies eine entsprechende Schul-
verlaufsstatistik und eine entsprechende Schüler-
ID voraussetzen würde, die es in Hamburg nicht
gäbe, und deshalb könne er zu dieser Thematik
auch nichts sagen. Nur so viel dazu, dass Sie nach
wie vor behaupten, Hamburger Eltern gingen un-
verantwortlich mit ihren Kindern um. Das stimmt
nicht, Frau Blömeke.

(Beifall bei der SPD)

Dies ist durch nichts belegt. Nehmen Sie das Bei-
spiel Nordrhein-Westfalen. Natürlich können Sie
herausfinden, dass 19 Prozent der sogenannten
Kann-Kinder die Klasse wiederholen. Aber 16 Pro-
zent der sogenannten Muss-Kinder wiederholen
auch die Klasse; also haben Sie da keine großen
Unterschiede. Das ist nicht der Grund. Ihnen geht
es darum, Geld zu sparen und sich zulasten der
Kinder zu sanieren. Wir halten das für den völlig
falschen Weg und deswegen können wir Ihnen nur

raten, Ihre Haltung zu überdenken und mit uns für
unseren Antrag zu stimmen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie das nicht machen

(Klaus-Peter Hesse CDU: Was passiert
dann?)

und wenn Sie wirklich der Ansicht sind, dass eine
vorzeitige Einschulung ein Fehler ist – ich muss
zum Schluss kommen –,

(Klaus-Peter Hesse CDU: Was Besseres
konnte uns gar nicht passieren!)

dann verstehe ich Ihren Verweis auf die Vor-
schulen überhaupt nicht. Dort geschieht das ja,
dort wird entsprechend früh eingeschult. Ihre gan-
ze Argumentation haut nicht hin und deswegen
sollten Sie unserem Antrag zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Dr. Föcking.

Dr. Friederike Föcking CDU: Sehr geehrte Frau
Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD,
lieber Herr Kienscherf, ich kann mich eines Ein-
drucks einfach nicht erwehren. Wenn Sie ein
großes Thema nicht kleinreden können, dann re-
den Sie ein kleines Thema groß. Das haben wir
gerade wieder einmal mitbekommen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Die Einführung eines kostenfreien Jahres in Kita,
Vorschule oder in der Tagespflege vor der regulä-
ren Einschulung ist ein großes Thema für immerhin
15 000 Hamburger Familien.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Das fanden auch Ihre Fraktionskollegen im Übri-
gen so gut, dass sie bereits vor der Sommerpause
dem entsprechenden Gesetz zugestimmt haben.
Wenn man Sie jetzt hört, könnte man das fast ver-
gessen. Aber getreu der Maxime, wenn wir etwas
Großes nicht kleinreden können, dann reden wir
Kleines eben groß, stürzen Sie sich seit Monaten
mit Vehemenz auf eine vergleichsweise kleine
Gruppe von Eltern, die von der neuen Regelung
nicht in jedem Fall profitiert. Sie tun das so vehe-
ment, dass Sie einen bereits einmal in der Bürger-
schaft eingebrachten und dort abgelehnten Antrag
heute fast wortgleich noch einmal einbringen. Da-
bei hat sich die Lage seit Ihrem ersten Antrag ei-
gentlich nicht geändert. Die Gründe, die gegen die
Einbeziehung der Eltern der sogenannten Kann-
Kinder gesprochen haben, sind die gleichen ge-
blieben; ich will sie ganz kurz noch einmal nennen.
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Erstens: Aus praktischen Gründen brauchen wir ei-
ne eindeutige Stichtagsregelung. Sie gibt Eltern,
Kitaträgern und den Jugendämtern Planungssi-
cherheit.

Zweitens: Wir wollen keinen finanziellen Anreiz da-
für schaffen, dass Eltern ihre Kinder vorzeitig ein-
schulen. Es wäre ein finanzieller Anreiz, auch
wenn Sie jetzt behaupten, wir würden den Eltern
unterstellen, sie würden dem in jedem Falle folgen.
Aber Sie scheinen aktuelle Studien – schauen Sie
sich Jürgen Roth, Ludwig-Maximilians-Universität
München an – und auch Hinweise zum Thema vor-
zeitige Einschulung einfach nicht zu berücksichti-
gen. Vorzeitig eingeschulte Kinder haben ein grö-
ßeres Risiko, später soziale oder Verhaltenspro-
bleme zu haben. Eines sollten wir nicht ganz ver-
gessen, Eltern müssen ihre Kinder nicht vorzeitig
einschulen. Selbst von den Eltern im Juli gebore-
ner Kinder, also von Kann-Kindern, entscheidet
sich mehr als die Hälfte – Frau Blömeke hat es ge-
sagt – gegen eine vorzeitige Einschulung und pro-
fitiert dann ebenfalls von dem kostenfreien letzten
Jahr vor der Schule.

(Zuruf von Carola Veit SPD)

– Doch, es sind 47 Prozent, Frau Veit.

Und wenn bei einem Juli-Kind im Rahmen der
Viereinhalbjährigen-Untersuchung festgestellt wird,
dass es vermutlich in eineinhalb Jahren schulreif
sein wird, dann können die Eltern, denen es vor al-
lem um das Thema Kostenfreiheit geht, ihr Kind
mit knapp fünf Jahren zur Vorschule anmelden und
haben ebenfalls ein Jahr beitragsfrei.

(Carola Veit SPD: Und wenn sie das nicht
machen?)

Drittens: Eine Beitragsrückerstattung für Kann-Kin-
der, die eingeschult werden, schafft neue Unge-
rechtigkeiten. Was ist denn mit den Eltern, die ihr
Kann-Kind nicht einschulen? Wenn ihr Kind dann
sieben Jahre alt ist, haben sie drei Jahre Beiträge
gezahlt und ein Jahr kostenfrei gehabt, die ande-
ren Eltern zwei Jahre bezahlt und dann ein Jahr
Kostenfreiheit. Ist das gerechter? Das Thema Ge-
rechtigkeit ist hier sehr wackelig.

Es bleibt dabei: Trotz der gewissen Ungleichbe-
handlung von Eltern von Kindern, die um den
1. Juli herum geboren wurden, die Einführung des
kostenfreien Jahres für rund 15 000 Familien in
Hamburg ist ein großes Thema, das auch mit noch
so vielen Anträgen nicht kleingeredet werden
kann. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Blömeke.

Christiane Blömeke GAL: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Kienscherf, jetzt geht

es Ihnen ja schon wieder etwas besser. Ich war
schon etwas in Sorge, dass Sie vielleicht den
Wahlkampf noch nicht ganz überstanden haben,
denn dies hier erinnerte stark an eine Wahl-
kampfrede. Ich finde das manchmal etwas schade,
ich weiß, Sie können auch anders.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Nein, der kann
nicht anders!)

– Kann er nicht? Okay.

Aber bei diesem Thema einen derartig undifferen-
zierten Wortbeitrag zu leisten, das versetzt mich in
Erschrecken.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Ich erwarte von einem Abgeordneten, dass er nicht
dasselbe macht wie vielleicht manche Bürger aus
Unwissenheit: Investitionskosten mit Betriebshaus-
haltskosten ständig zu vermischen, ständig Investi-
tionskosten für die Elbphilharmonie und der U4 ins
Spiel zu bringen; das ist einfach schwach, Herr
Kienscherf. Genauso schwach ist, dass Sie sich
hier wieder hinstellen und behaupten, obwohl ich
eben in aller Ausführlichkeit erzählt habe, warum
die anderen Bundesländer möglicherweise das
Geld übrig haben für die Kann-Kinder – ich habe
Ihnen berichtet, wie hoch der Ansatz ist und wie
viel in Hamburg ausgegeben wird, nämlich immer-
hin 2300 Euro pro Kind –, Kinder würden als Spar-
schweine benutzt. Das ist geradezu lächerlich,
wenn man sich überlegt, dass das beitragsfreie
Jahr allein rund 15 Millionen Euro kostet und dass
wir für den Kitaetat etwa 460 Millionen Euro ausge-
ben. Es ist also sehr albern, wenn Sie sagen, jetzt
seien diese 500 000 Euro nicht auch noch möglich.
Man muss differenziert hinsehen und überlegen,
wofür man sein Geld ausgeben muss und möchte.

Dann möchte ich noch etwas zu Herrn Yildiz sa-
gen. Sie haben gesagt, jedes Kind solle das Recht
auf Bildung haben. Das ist genau unser Ansatz,
den wir auch stützen, aber ich möchte Sie bitten zu
überlegen, woher diese Kinder kommen, die als
Kann-Kinder eingeschult werden. In der Regel
kommen sie nicht aus benachteiligten Elternhäu-
sern, sie kommen nicht aus Elternhäusern, in de-
nen es vielleicht an Geld mangelt, sondern sie
kommen in der Regel aus Bildungselternhäusern
und wenn wir ein gerechtes System schaffen wol-
len, dann müssen wir unseren Fokus doch auf die
benachteiligten Kinder richten und die in die Kita
und in die Schulen holen und dort Förderung be-
treiben.

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Frau Blömeke, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Böwer?
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Christiane Blömeke (fortfahrend): Nein, Herr Bö-
wer. Ich freue mich, wenn ich Sie mal wieder hinter
dem Pult sehe, aber ich habe jetzt keine Lust, mit
Ihnen in einen Dialog zu treten.

(Beifall bei der GAL und bei der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Yildiz.

(Zurufe von der CDU: Oh, oh!)

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Frau Blömeke, mit Ih-
rem Beitrag haben Sie noch einmal deutlich ge-
macht, dass Sie den einen gegen den anderen
ausspielen. Wenn Sie sagen, wer diese Kann-Kin-
der sind – ich kenne die Untersuchungen – und
aus welchen Schichten sie kommen, ist das für
mich völlig egal. Es sind Kinder und wir sollten den
Eltern überlassen, ob sie ihre Kinder drei Wochen
früher oder später zur Schule schicken wollen oder
nicht.

Wenn Frau Föcking betont, dass man ein Kind
nach einer Viereinhalbjährigen-Untersuchung im
fünften Lebensjahr in die Vorschule schickt und
dafür Beitragsfreiheit erhält, während sie unter-
schlägt, dass ein anderes, zufällig nach dem 30.
Juni geborenes Kind als ein Kann-Kind klassifiziert
wird und somit für die Eltern die Beitragsfreiheit
entfällt, dann frage ich mich, wo wir überhaupt
sind.

(Christiane Blömeke GAL: Ja, das frage ich
mich auch!)

Sie reden diesen 500 000-Euro-Beitrag klein.
Letztendlich müssen wir aber auch sehen, dass
diese Beitragsfreiheit im letzten Vorschuljahr kein
Ganztagsbeitrag ist, sondern sie bezieht sich nur
auf vier oder fünf Stunden und die Familien, die
schon benachteiligt sind, profitieren davon wenig.
Es profitieren davon hauptsächlich die Familien,
die gut verdienen. Nicht, dass Sie mich falsch ver-
stehen, ich bin sowieso dafür, dass Bildung kom-
plett umsonst ist, egal, welchen Status die Eltern
haben. In diesem Sinne teile ich Ihre Meinung
nicht. Was die Kostenfreiheit betrifft, sagen Sie
zwar, Sie seien dafür, aber in dieser wirtschaftli-
chen Situation müssten wir uns überlegen, was wir
machen.

In der Wirtschaftskrise müssen wir mehr in die Bil-
dung investieren, damit wir am Ende nachhaltig
davon profitieren. Es geht nicht nur um das letzte
Jahr, sondern auch um die ersten Jahre eines Kin-
des. Für uns ist ab dem ersten Lebensjahr eines
Kindes das Recht auf Kita und dann das Recht auf
Bildung wichtig und deswegen stimmen wir dem
Antrag zu. Man sollte auch nicht ständig den An-
trag kleinreden und der Opposition immer den Vor-
wurf machen, sie bringe keine sinnvollen Anträge.
Auch wenn sinnvolle Anträge kommen, kommt für
Sie am Ende immer etwas Unsinniges heraus.

Deswegen stimmen wir auch dem Antrag zu, viel-
leicht haben die Eltern etwas davon.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Wenn kei-
ne weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen, kom-
men wir zur Abstimmung.

Wer den Antrag der SPD–Fraktion aus der Druck-
sache 19/4114 annehmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. – Gegenprobe. – Stimment-
haltungen? – Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zu Punkt 37 der heutigen Tagesord-
nung, Drucksache 19/4152, dem Antrag der Frak-
tionen der CDU und der GAL: Gesetz zum Staats-
vertrag über die Nutzung von Übertragungskapazi-
täten für privaten Rundfunk vom
19. Dezember 1995.

[Antrag der Fraktionen der CDU und GAL:
Gesetz zum Staatsvertrag über die Nutzung
von Übertragungskapazitäten für privaten
Rundfunk vom 19. Dezember 1995 (HmbGVBl.
1995, S. 426)
– Drs 19/4152 –]

Wer wünscht das Wort? – Herr Müller, bitte.

Farid Müller GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Zu etwas späterer Stunde wid-
men wir uns jetzt noch dem Thema Radio. Es be-
gleitet die meisten Menschen dieser Stadt in ihrem
Tagesablauf und hat uns heute als Koalitionspart-
ner veranlasst, Ihnen einen Vorschlag zu unterbrei-
ten. Wie Sie vielleicht wissen, ist inzwischen in
Hamburg und Schleswig-Holstein durch den Me-
dienstaatsvertrag auf dem Papier und in vielen an-
deren Dingen ein gemeinsamer Medienraum ent-
standen. Über die Weiterentwicklung des Dritten
Medienänderungsstaatsvertrags werden wir mor-
gen noch sprechen.

Wir haben aber inzwischen festgestellt, dass wir
auch noch andere Verträge haben, nämlich den
Frequenzstaatsvertrag aus dem Jahre 1995, der
auch im vorliegenden Antrag erwähnt wird und in
diesen gemeinsamen Medienraum einfach nicht
mehr passt. Der Senat hat in den letzten Monaten
immer wieder Gespräche mit der Kieler Landesre-
gierung geführt, um diesen alten Frequenzstaats-
vertrag aus dem Jahr 1995 in die heutige Medien-
wirklichkeit Norddeutschlands zu bringen.

ch möchte für diejenigen, die das verständlicher-
weise nicht so recht wissen, kurz erläutern, was
dieser alte Medienstaatsvertrag beinhaltet. Er hat
zum Inhalt, dass zwei volle Radiofrequenzen vom
Heinrich-Hertz-Turm, die Hamburg komplett ab-
decken, an zwei Sender aus Schleswig-Holstein
gehen. Wir sind der Überzeugung, dass das keine
allzu gerechte Aufteilung der Frequenzen in Nord-
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deutschland ist. Wir haben die Situation, dass zwei
schleswig-holsteinische Sender in Hamburg voll
empfangbar sind, und zwar weit über die Grenzen
hinaus, sogar nach Niedersachsen. Wir haben auf
der anderen Seite die Situation, dass wir kleinere
Radiosender haben wie Radio Energy, Oldie 95
und auch Klassik Radio, die Mühe haben, über-
haupt das Hamburger Stadtgebiet ganz abzu-
decken.

Die Koalition und als Vertreter der Senat haben
versucht, mit Kiel eine Übereinstimmung zu finden,
diesen Zustand von fairer Verteilung der Frequen-
zen neu zu justieren. Kiel hat aus seiner Sicht na-
türlich verständlicherweise gesagt, das sei eine
hübsche Idee, aber sie wüssten schon, was sie an
dem Staatsvertrag hätten und sie würden eigent-
lich gern alles so belassen, wie es ist. Wenn man
sich den Staatsvertrag anschaut, dann gibt es dort
eine Kündigungsfrist, die zum Ende des Jahres ge-
nutzt werden kann. Wir haben jetzt als Koalitions-
fraktion gesagt, wir würden gern dem Senat den
Rücken stärken bei der Neuverhandlung einer fai-
ren Frequenzverteilung in Norddeutschland und
haben deswegen diesen Antrag auf den Weg ge-
bracht. Wir glauben, dass Kiel dann auf jeden Fall
mit uns eher über einen fairen Interessenausgleich
reden möchte. Wir haben jetzt schon festgestellt,
dass die gemeinsame Medienanstalt Hamburg/
Schleswig-Holstein ein entsprechendes Gutachten,
das wir heute als Antrag verabschieden möchten,
bereits in Auftrag gegeben hat, um zu sehen, was
im Hamburger Umland möglich ist an einer Neu-
verteilung der Frequenzen, sodass kleinere Sender
die Gelegenheit haben, Hamburg voll abzudecken,
aber darüber hinaus auch ein wenig ins Umland
hineinzustrahlen, denn wir wissen, dass diejeni-
gen, die im Speckgürtel Hamburgs wohnen, ihren
Lebensmittelpunkt eigentlich in der Hansestadt ha-
ben. Dies hat sich dann im Radioalltag so nicht
wiedergefunden und wir denken, das sollte geän-
dert werden.

Ein Ziel ist, dass die kleineren Sender bessere
Möglichkeiten haben, mehr Hörer und Hörerinnen
zu erreichen, das andere Ziel ist, dass wir auch ein
bisschen mehr Bewegung am Hamburger Radio-
markt brauchen. Wir Koalitionäre wollen im Rah-
men der Musikstadt Hamburg auch Platz schaffen
für ein redaktionelles Musikradio, das dann ganz
zentral als Aufgabe hat, die Musik zu spielen, die
wir in vielen Radiosendern so heute in Hamburg
nicht hören.

Ein kleines Beispiel: Das Reeperbahn-Festival hat
gerade stattgefunden, es war sehr erfolgreich. Lei-
der haben die meisten Hamburgerinnen und Ham-
burger von dieser neuen Musik, die in den Clubs
gespielt wird, tagsüber relativ wenig mitbekommen.
Wir finden, das muss in Zukunft nicht so bleiben.
Wir wollen deswegen auch solchen Newcomern
neuer Musik, aber auch überhaupt Musik, die viel-
leicht bisher so in den Radios in Hamburg nicht

ausgestrahlt wird, eine Chance geben und wir hof-
fen, dass wir mit diesem Antrag dem Senat den
Rücken stärken, einen fairen Interessenausgleich
bei dieser Frage der Radio-Frequenzverteilung in
Norddeutschland zu schaffen und wünschen uns
Ihre Zustimmung. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Wankum.

Andreas C. Wankum CDU: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Die Fraktionen der Regie-
rungskoalition, das hat der Kollege Müller eben ge-
sagt, werden heute unserem Antrag zustimmen,
mit dem der Senat ersucht wird, zuerst einmal ge-
meinsam mit der schleswig-holsteinischen Landes-
regierung und der Medienanstalt Hamburg/Schles-
wig-Holstein die Versorgungssituation in und um
Hamburg im Bereich der Übertragungskapazitäten
für privaten Rundfunk auf Optimierungspotenziale
untersuchen zu lassen. Aus den Ergebnissen sol-
len mögliche Handlungsoptionen für beide Länder
gefunden werden im Sinne eines Gesamtinteres-
senausgleichs. Wir regen an, die damit eventuell
erforderliche Kündigung fristgerecht zum Ende die-
ses Jahres mit Wirkung zum Ende nächsten Jah-
res auszusprechen. Da wird niemand Schaden
nehmen, sehr geehrte Frau Artus, sondern Ham-
burg wird seine Position verbessern, ohne dass
Schleswig-Holsteins Position damit verschlechtert
wird. Das bisherige Gesetz, das die Beziehungen
diesbezüglich regelt, stammt, wie gerade gesagt,
aus dem Jahr 1995, ist mithin ein Dutzend Jahre
alt und das sind in diesem Bereich Generationen.

Uns kommt es darauf an, Hamburg und diese
Branche in Hamburg für künftige Generationen fit
zu machen. Liebe Frau Artus, da hoffe ich auf das,
was uns Frau Heyenn eben in der Schuldebatte at-
testiert hat, auf Ihre Lernfähigkeit. Mir fällt auf,
dass im Medienbereich Ihre Fraktion leider zu oft
zu den ewig Gestrigen gehört.

(Barbara Ahrons CDU: Nicht nur im Medien-
bereich!)

– Nicht nur im Medienbereich, da haben Sie recht,
das stimmt.

Aber Sie haben uns eben Lernfähigkeit attestiert,
vielleicht haben Sie sie in diesem Bereich auch.

Wir sind für die Stärkung der Metropolregion. Wir
sind für ein faires und ausgeglichenes Miteinander
mit Niedersachsen, vor allen Dingen aber mit
Schleswig-Holstein. Und so kann es nicht ange-
hen, dass schleswig-holsteinische Sender, wie ins-
besondere "radio delta" und Radio Schleswig-Hol-
stein in ganz Hamburg zu hören sind, damit gewal-
tig am Hamburger Werbekuchen teilnehmen und
Einnahmen generieren, die dem Hamburger Markt
und der Stärkung der Medienwirtschaft in Hamburg
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verlorengehen, während die Hamburger Sender
nicht einmal im Speckgürtel rund um Hamburg her-
um zu empfangen sind. Auch gehen in Hamburg
dadurch Arbeitsplätze verloren.

Ich kann den Direktor der Medienanstalt Hamburg/
Schleswig-Holstein, Thomas Fuchs, gut verstehen.
Er muss einfach auch auf die Belange Schles-
wig-Holsteins Rücksicht nehmen. Aber ich denke,
nach einem Austausch hat er auch verstanden,
warum wir das heute beschließen, was wir be-
schließen werden und ich bin mir sicher, dass die
Ergebnisse der gutachterlichen Untersuchungen
beide Seiten dazu bringen werden, vertragliche
Regelungen für die Zukunft miteinander zu verein-
baren, die kleineren hamburgischen Veranstaltern
eine adäquate Umlandversorgung ermöglichen.

Dass wir dieses ohne eine Kündigung des Staats-
vertrages erreichen, hoffe ich, nur: Der kluge Ham-
burger baut eben vor.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Zum Abschluss darf ich uns alle daran erinnern,
dass wir an dieser Stelle am 9. Juli dieses Jahres
einstimmig unseren Antrag zum Masterplan Musik
für die Musikstadt Hamburg angenommen haben.
In diesem haben wir gemeinsam festgestellt, dass
die vitale Hamburger Musikszene nachhaltig zu
stärken ist, zum Beispiel durch ein redaktionelles
Musikradio, das dann entsprechend ausgeschrie-
ben wird. Die Voraussetzungen dafür, diesen ein-
stimmig beschlossenen Antrag auch in die Realität
umsetzen zu können, werden wir mit der Annahme
des heutigen Antrags schaffen. Ich hoffe im Sinne
Hamburgs auf Ihrer aller Unterstützung. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Grund.

Uwe Grund SPD:* Meine Damen und Herren!
Hamburg und Schleswig-Holstein sind eine medi-
enpolitische Ehe eingegangen. Wir haben richtig
viel gemacht, nämlich einen gemeinsamen Me-
dienstaatsvertrag, wir haben eine gemeinsame
Landesmedienanstalt. Nun wollen Sie uns erzäh-
len, dass es notwendig ist, wenn man sich in die-
ser Ehe verständigen will, sich gegenseitig mit der
Zaunlatte zu winken und mit Kündigung zu drohen.
In einer anständigen Partnerschaft ist so etwas
nicht notwendig, Herr Wankum. Ich glaube, das
kann man anders machen. Wenn es notwendig
wäre, verstehe ich diesen Senat nicht. Morgen re-
den wir über den Medienstaatsvertrag in der dritten
Änderungsfassung. Was hätte den Senat daran
gehindert, mit den Schleswig-Holsteinern über die
Probleme zu reden. Was haben Sie sich gedacht,

haben Sie da geschlafen oder was ist jetzt pas-
siert?

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Warum muss man jetzt eigentlich mit der Kündi-
gung winken? Über die Sache brauchen wir nicht
zu streiten, da gibt es Anlass genug, nachzuden-
ken. Wenn Sie prüfen lassen, Herr Wankum und
Herr Müller, dann seien Sie doch so freundlich und
lassen Sie auch einmal prüfen, wie es denn mit
den Doppelbelegungen Hamburger Privatsender
auf dem Stadtgebiet Hamburg aussieht, ob das al-
les so notwendig ist, und was man mit den Fre-
quenzen macht. Darüber hinaus – ich komme zum
Schluss – wird die Frequenzdebatte immer unwich-
tiger.

(Beifall bei Gabi Dobusch SPD)

Die Digitalisierung wird voranschreiten, in ein paar
Jahren werden wir nicht mehr so lange über das
Thema reden müssen. Das Ganze ist ziemlich auf-
geblasen, Herr Müller, ich glaube, von Ihnen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Artus.

Kersten Artus DIE LINKE:* Frau Präsidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Ich fasse mich ähnlich
kurz wie mein Vorredner Uwe Grund. DIE LINKE
ist dagegen, diesen Rundfunkstaatsvertrag vor-
sorglich zu kündigen. Grundsätzlich finden wir es
nicht verkehrt, kleineren privaten Veranstaltern ei-
ne Umlandversorgung zu ermöglichen, aber es ist
mir zumindest überhaupt nicht klar, ob die über-
haupt daran interessiert sind. Ich möchte darauf
verweisen, dass es auch in anderen Städten wie
zum Beispiel in Berlin nicht so ist, dass alle Berlin-
sender auch in Brandenburg zu empfangen sind.
Raumgewinn würde auch bedeuten, Reichweiten-
verluste in Kauf zu nehmen, weil die Zielgruppe
nicht mehr adäquat erreicht wird. Und wer wie ich
aus den Medien kommt, weiß, welche Probleme
entstehen können, wenn man zu große Reichwei-
tenstreuung hat. Dies wirkt sich auf die Preisge-
staltung beim Verkauf von Werbeplätzen aus, und
zwar negativ. Zusätzliche Kosten, die durch die
Verbreitung und möglicherweise Erweiterung der
Programme entstehen können, können unter Um-
ständen gar nicht aufgefangen werden.

Den Staatsvertrag nun angeblich vorsorglich zu
kündigen, um freiwerdende UKW-Frequenzen für
redaktionelles Musikradio zu verwenden, wie es in
den Pressemeldungen vom 5. Oktober 2009 von
der CDU, ich glaube, auch von der GAL, heißt,
kann ich nur als Verschleierung bezeichnen. Es ist
für mich auch ein Indiz, dass hier geschlafen wur-
de; da gebe ich Uwe Grund vollkommen recht. Der
Bedarf und die nötigen Schritte dazu hätten näm-
lich schon lange festgestellt werden können und
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auch müssen und es hätte auch festgestellt wer-
den können und müssen, zu welchen Veränderun-
gen Schleswig-Holstein überhaupt bereit ist. Nun
wird die Landesmedienanstalt und das Nachbar-
land Schleswig-Holstein mit der angekündigten
Kündigung des Rundfunkstaatsvertrages regel-
recht brüskiert. Sie haben mit Ihrem Antrag der
Nachbarschaft wirklich keinen guten Dienst erwie-
sen.

Ich kann den Ärger von Medienanstaltsdirektor
Thomas Fuchs gut verstehen, den er gestern in
seiner Pressemeldung deutlich machte. Was hat
Sie hier eigentlich dazu getrieben, eine derartige
Aktion machen zu wollen und dann in der Presse-
meldung auch noch so zu tun, als sei die Kündi-
gung bereits beschlossene Sache, denn so kom-
men Ihre – verzeihen Sie mir diese Begrifflichkeit –
undemokratischen Formulierungen bei unbedarften
Lesern und Leserinnen an. Wir beschließen das
morgen. Warum melden Sie überhaupt noch eine
Plenardebatte an, wenn Sie sowieso schon in der
Presse ankündigen, dass Sie das hier beschließen
wollen?

Ich hätte zumindest von den Medienpolitikern von
CDU und GAL folgende Schritte zur Prüfung er-
wartet: Welche Sender wollen sich überhaupt er-
weitern, welche technischen Möglichkeiten gibt es
für die realen Anforderungen und welche gesetz-
geberischen Änderungen wären dann nötig. Eine
Pro-forma-Kündigung könnte nur dazu führen,
dass der alte Staatsvertrag in einem Jahr mögli-
cherweise wieder neu beschlossen werden müs-
ste. Und wer sagt, dass ein neuer Staatsvertrag
besser für uns aussehen würde?

Im Übrigen, lieber Herr Kollege Wankum – zur
Lernfähigkeit gebe ich den Ball dann zurück –,
möchte ich das Parlament noch darüber informie-
ren, dass die Lizenzen der von Ihnen angespro-
chenen Sender für Radio Schleswig-Holstein erst
2011 und für "delta radio" sogar erst 2012 auslau-
fen. Was wollen Sie insofern mit der Kündigung?

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Müller.

Farid Müller GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Liebe Kollegin, welche Sender
gemeint sind, habe ich vorhin erwähnt, das sind
die drei kleinen Sender Radio Energy, Oldie 95
und Klassik Radio. Wenn Sie mit denen bisher
noch keinen Kontakt hatten, sodass Sie hätten er-
fahren können, dass da Probleme sind, dann wür-
de ich Ihnen jetzt raten, das zu tun, denn es gibt
diese Probleme, die sind auch schon länger be-
kannt. Sie haben die Stilfrage kritisiert, ob wir mit
der Kündigung eines Vertrages einem Land dro-

hen sollen, mit dem wir momentan immer weiter
zusammenwachsen wollen.

(Zuruf von Uwe Grund SPD)

Das ist eine berechtigte Frage, aber dazu sind
auch Ausführungen gemacht worden. Es gab die-
se Verhandlungen. Übrigens wurde der Frequenz-
staatsvertrag 1995 zulasten Hamburgs ausgestellt,
wahrscheinlich mit einem anderen Tauschgeschäft
im Hintergrund. Da hat natürlich Schleswig-Hol-
stein ganz klar das Interesse beibehalten, was ihm
und auch den Schleswig-Holsteiner Sendern mo-
mentan sehr nützt. Ich fände es nicht nett, wenn
wir bei der Beschließung des Medienstaatsvertra-
ges ein Junktim machen mit einem anderen
Staatsvertrag und eine Erpressung begehen; das
finde ich nicht richtig. Wir sind dagegen den nor-
malen Weg gegangen. Im Staatsvertrag ist damals
vereinbart worden, dass es eine Kündigungsfrist
gibt. Die gibt es jetzt zum Ende des Jahres, wirk-
sam zum Ende nächsten Jahres, zum ersten Mal.
Wenn man in Verhandlungen nicht weiterkommt,
dann hält man sich an den Vertrag und sagt, wir
finden, dass der Vertrag aus heutiger Sicht so
nicht mehr die Interessen Hamburgs widerspiegelt,
lasst uns dann neu verhandeln, wenn wir ihn kün-
digen. Das hat nichts mit den Lizenzen zu tun,
Frau Kollegin, die die beiden schleswig-holsteini-
schen Sender haben. Die haben sie auch weiter-
hin, die Frage ist nur, ob sie weiter vom Hein-
rich-Hertz-Turm in Hamburg ausgestrahlt werden,
das ist die schlichte Frage.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe
keine weiteren Wortmeldungen mehr, dann kom-
men wir zur Abstimmung. Die SPD-Fraktion möch-
te dieses ziffernweise tun.

Wer Ziffer 1 des Antrags aus Drucksache 19/4152
annehmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dies ist
bei nicht durchgängiger Beteiligung einstimmig an-
genommen.

Wer sich Ziffer 2 anschließt, den bitte ich um das
Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Das ist mit Mehrheit angenommen.

Es wäre zur Urteilsfindung für mich etwas hilfrei-
cher, wenn sich mehr beteiligen würden.

Wer Ziffer 3 zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Ziffer 3 ist mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen zu Punkt 42 der Tagesordnung,
Drucksache 19/4164, Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE: Menschenwürdige Bedingungen im Alter si-
cherstellen – Personalschlüssel in der Pflege ver-
bessern.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

2350 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 37. Sitzung am 7. Oktober 2009

(Kersten Artus)



Menschenwürdige Bedingungen im Alter si-
cherstellen - Personalschlüssel in der Pflege
verbessern
– Drs 19/4164 (Neufassung) –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 19/4253 ein An-
trag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Qualität der Pflege sichern – angemessene und
ausreichende Personalausstattung in der Al-
tenpflege
– Drs 19/4253 –]

Beide Drucksachen möchte die SPD-Fraktion an
den Sozial- und Gleichstellungsausschuss über-
weisen.

Wer wünscht das Wort? – Frau Artus hat das Wort.

Kersten Artus DIE LINKE:* Mein Kollege Hack-
busch hat mich aufgehalten.

(Heiterkeit bei der CDU)

– Das musste ich einmal petzen.

Frau Präsidentin, sehr geehrte Herren und Damen!
Pflegefachkräfte in Hamburg haben sich auf die-
sen Tag gefreut. Sollte die Hamburgische Bürger-
schaft der Bundesratsinitiative heute zustimmen
und damit auf die Reise nach Berlin senden, hät-
ten sie seit langem das Gefühl, dass wirklich ein-
mal etwas für ihre Arbeitsbedingungen und für die
Aufwertung ihres Berufes getan und vorangebracht
wird.

Ich zitiere aus einer Studie, die die Universität Wit-
ten/Herdecke im April 2009 durchgeführt hat. Dem-
nach seien die Hälfte aller Altenheimbewohner und
-bewohnerinnen von Mangelernährung bedroht.
Grund sei unter anderem der Personalmangel; den
Pflegebedürftigen fehle zum Beispiel die notwendi-
ge Hilfe beim Halten eines Trinkgefäßes oder beim
Zerkleinern des Essens. Besonders Demenzkran-
ke seien der Hilfe einer mangelhaften Ernährung
ausgesetzt.

Nun stellen Sie sich vor, wenn schon die medizini-
sche Pflege zu kurz kommt, wie sieht es dann erst
mit der sozialen aus. Gespräche gibt es dann gar
nicht mehr, sondern nur noch Fließbandarbeit.

Sehr geehrte Herren und Damen und auch liebe
Kollegen und Kolleginnen, die hier heute zuhören!
Ich habe selten so engagierte Menschen getroffen,
die mit einer derartigen Leidenschaft und Liebe
zum Beruf tätig sind, wie die Altenpfleger und Al-
tenpflegerinnen. Sie leisten einen unglaublich wert-
vollen und unersetzlichen Beitrag zur Aufrechter-
haltung der Würde des Menschen im Alter.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Wie furchtbar muss es für sie sein, wenn dann sol-
che Studien herauskommen und man sich viel-

leicht selbst eingestehen muss, dass man auf-
grund von Zeitnot und Personalmangel oder weil
man auch am Ende der eigenen Kräfte war, schon
ähnliche Erfahrungen erlebt oder selbst gemacht
hat. Das Schlimme daran ist, dass sich aus Sicht
dieser Berufsgruppe die Politik weiter über Kompe-
tenzen und Zuständigkeiten streitet, statt dass
endlich etwas passiert.

Die Arbeitsbedingungen der Altenpfleger und Al-
tenpflegerinnen – wir haben im Sozialausschuss
viel und lange darüber diskutiert und viele Exper-
ten und Expertinnen gehört – müssen sich drin-
gend verbessern. Der Beruf muss aufgewertet wer-
den, was unter anderem durch bessere Bezah-
lung, vernünftigere Arbeitsbedingungen und höhe-
re Aufstiegschancen erreicht werden kann. Die An-
zahl der Pflegebedürftigen steigt, doch dieser Ent-
wicklung stellt sich Hamburg unzureichend. Auch
wenn schon viel auf den letzten Sitzungen zu die-
sem Thema gesagt wurde und sich alle der Pro-
blemlage bewusst sind, habe ich nachhaltig den
Eindruck, dass letztendlich doch wenig passiert.

Das Personal muss dringend aufgestockt werden,
doch aus verschiedenen Gründen stehen keine
ausreichenden Fachkräfte zur Verfügung. Dies
hängt unter anderem mit der Privatisierung der Al-
tenheime von ehemals PFLEGEN UND WOHNEN
und des Landesbetriebs Krankenhäuser inklusive
des dazugehörigen Bildungszentrums für Gesund-
heitsberufe zusammen. Es gibt nur eine staatliche
Schule für Gesundheitspflege in Hamburg und vie-
le private Altenpflegeschulen verlangen Schulgeld.
Diese Situation haben wir bereits ausführlich im
Sozialausschuss besprochen. Die derzeitigen Ver-
sorgungslücken in der Pflege müssen mit Hilfe von
Personalbemessungsinstrumenten, die den tat-
sächlichen Bedarf feststellen, ermittelt und mit ver-
besserter Bezahlung abgedeckt werden.

Die Pflegeversicherung müsste dringend dahinge-
hend verändert werden, dass eine ganzheitliche
Pflege möglich ist, die dem individuellen Bedarf der
Pflegebedürftigen entspricht.

Wir meinen auch, dass die Privatisierung der sta-
tionären Pflege dringend auf den Prüfstand gehört
und rekommunalisiert werden muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sollten nicht vergessen, dass die Altenpflege
ein Zukunftsberuf ist. Auch das sollte man wissen,
wenn derzeit ganze Industriezweige wegbrechen
und man sich fragt, wohin mit den Jugendlichen,
die in fünf oder zehn Jahren einen Arbeitsplatz be-
nötigen.

Daher nun unser Vorschlag, dass im Elften Sozial-
gesetzbuch einheitliche Standards und Kriterien für
den Einsatz von Personalbemessungssystemen
gesetzlich festgelegt werden. Es müssen endlich
landesweite Personalrichtwerte vereinbart werden,
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die sich am tatsächlichen pflegerischen Bedarf der
Bewohnerinnen und Bewohner orientieren.

Was den Antrag der SPD betrifft, so habe ich per-
sönlich es als unangenehm empfunden, lesen zu
müssen, wie die eigene Gesundheitspolitik auf
Bundesebene über eine DIN-A4-Seite lang gelobt
wird. Außerdem werden Teile des Elften Sozialge-
setzbuches abgeschrieben und die SPD wendet
einen Trick an, indem sie die Phrase "nach Ansicht
vieler Experten" verwendet, die ich übrigens aus
vielen Frauenzeitschriften kenne.

(Christiane Blömeke GAL: Das gibt es bei
Männerzeitschriften auch!)

– Die lese ich nicht, deren Zielgruppe bin ich nicht.

Wenn Sie sich selbst als Experten bezeichnen,
dann sagen Sie das. Ich weiß um Ihre Erfahrungs-
werte und auch um Ihr Engagement in der Pflege-
politik, aber ich befürchte, Sie stellen sich mit Ihrer
Angst, unsere Bundesinitiative könnte die vergan-
gene Politik der Bundesgesundheitsministerin Ulla
Schmidt kritisieren, selbst ein Bein.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Das ist die mit
dem Dienstwagen!)

Irgendwelche Experten als Alibi für Ihre Befürch-
tung anzugeben, erscheint mir zumindest nicht
glaubwürdig.

Kurzum, wir befürworten es, wenn unser Antrag
zusammen mit dem SPD-Antrag an den Sozialaus-
schuss überwiesen wird, um noch bessere Daten
zu sammeln und um dann ein gemeinsames Vor-
gehen zu verabreden. Ich halte Vergleichsanaly-
sen, wie von der SPD gefordert, für gar keine
schlechte Idee. Sollten sich jedoch CDU und GAL
dem verschließen, so behindern sie das Thema lei-
der massiv und dann müssen wir auch den Antrag
der SPD ablehnen, weil er alternativ zu unserem
Antrag steht.

(Zurufe bei der CDU: Oh, oh! – Olaf Ohlsen
CDU: Das ist ja grausam, bitte nicht!)

Das fände ich wirklich sehr schade, denn dann
wird der Tag, der für die Altenpflegerinnen und Al-
tenpfleger in Hamburg heute gut begonnen hat, zu
keinem guten Ende führen.

(Beifall bei der LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr von Frankenberg.

Egbert von Frankenberg CDU:* Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Der Antrag ist sicherlich
gut gemeint und Ihren Beitrag und die Problem-
schilderung fand ich zum Teil richtig. Dagegen ist
nichts sagen, wobei gut gemeinte Worte und eine
hilfreiche Vorstellung allein das Problem nicht lö-
sen. Ich möchte ausdrücklich sagen, dass der uns

vorliegende Antrag in meinen Augen nicht unbe-
dingt weiterhilft.

(Beifall bei der CDU)

Ganz kurz zur Lage. In Hamburg gibt es
20 000 Beschäftigte in 500 Einrichtungen, Heimen
und Dienstleistungsunternehmen, wobei darunter
mittlerweile 8 456 Pflegefachkräfte sind, das sind
gut 2 000 mehr als 2001. Wir verzeichnen also
durchaus eine deutliche Steigerung und auch das
Verhältnis Pflegekraft/Patient hat sich verbessert,
nämlich im ambulanten Bereich um 25 Prozent und
im stationären Bereich um 15 Prozent. Auch die
Zahl der Auszubildenden ist um 17 Prozent gestie-
gen. Wir sprechen also durchaus bei einem wach-
senden Bedarf auch über wachsende Zahlen und
es stimmt mitnichten, dass alles im Argen läge, wie
es hier gerne behauptet wird. In Hamburg arbeiten
heute so viele Menschen in der Pflege wie noch
nie, das sollte man sich klarmachen, bevor man
den Sachverhalt falsch darstellt.

Nun zum Antrag selbst. Der Paragraf 75 im
SGB XI nennt die Landesverbände der Pflegekas-
sen, die Vereinigungen der Träger, die örtlichen
Sozialhilfeträger und die Umsetzung wird auf Lan-
desebene geregelt, was ich für ein sinnvolles Ver-
fahren halte. Es geht meiner Meinung nach um die
grundsätzliche Frage, ob man einen zentralisti-
schen Ansatz favorisiert, weil es einem womöglich
unheimlich ist, wenn etwas auf Landesebene gere-
gelt wird. Ich bin eher ein Freund des föderalen
Ansatzes, auch wenn es dadurch etwas schwierig
sein mag, die gewünschten Ergebnisse zu erzie-
len. Auch im Ausschuss haben wir uns über viele
Details Punkt für Punkt unterhalten und es ist un-
sere Aufgabe, dieses Problem hier zu klären. Ich
glaube nicht, dass der Ruf nach dem Bund wirklich
weiterhilft. Oft weiß man nicht recht weiter und
dann sagt man, der Bund solle es richten. Das hal-
te ich nicht für sinnvoll.

Der Antrag widerspricht auch der Systematik des
SGB XI, die auf die Eigenverantwortlichkeit der Be-
teiligten und auf Verhandlungen setzt. Ich finde, in
Hamburg läuft es im Großen und Ganzen unter
den Vertragspartnern recht gut und insofern sehe
ich keine Notwendigkeit, nach dem Bund zu rufen.
Natürlich haben wir Probleme, deswegen reden wir
auch darüber und suchen nach Lösungen. Das
sollten wir aber schon auf Landesebene tun. Der
Antrag hilft uns nicht weiter und ich halte ihn für die
falsche Lösung. Wir werden ihn ablehnen und
auch einer Überweisung nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU und bei Antje Möller
GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Blömeke.
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Christiane Blömeke GAL: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Verehrte Frau Artus, auf
der einen Seite steht Ihr Gefühl, auf der anderen
Seite stehen die Taten. Es ist ganz wichtig, nicht
nur um das Gefühl herumzureden, sondern auch
Taten zu präsentieren und das hat die schwarz-
grüne Regierung unter anderem schon mit der Vor-
lage für das neue Wohn- und Betreuungsgesetz
getan, aber auch mit dem Bündnis für Altenpflege,
das Sie in Ihrem Antrag erfreulicherweise sehr ge-
lobt haben.

Das Personalbemessungssystem, das Sie jetzt for-
dern, ist aus grüner Sicht grundsätzlich ein geeig-
netes Instrument, um sich einen Überblick zu ver-
schaffen, wenn es um personelle Fragen geht. Von
daher sind wir in diesem Punkt durchaus einer
Meinung. Aber es ist wichtig, nicht nur auf das In-
strument zu schielen, sondern auch den geeigne-
ten Zeitpunkt im Blick zu haben wie auch die aktu-
ellen Umstände und die Auswirkung, die ein derar-
tiges Instrument haben kann. Wenn man das
macht, dann kommt man schnell zu dem Ent-
schluss, dass man dem vorliegenden Antrag der
LINKEN nicht zustimmen kann, weil verschiedene
Aspekte nicht berücksichtigt sind.

Wegen der knappen Zeit will ich im Folgenden kurz
drei Aspekte aufzeigen. Erstens gibt es kein geeig-
netes Verfahren für eine Personalbemessung.
2003 wurde das kanadische System PLAISIR in
Hamburg erprobt, jedoch wieder verworfen und so-
gar auch von der Pflegegesellschaft als nicht ge-
eignet abgewiesen.

Da es zweitens kein geeignetes Instrument zur
Personalbemessung gibt, hat sich Hamburg darauf
verständigt, den Stellenschlüssel in den Rahmen-
vereinbarungen zu fixieren, wobei dieser auch
schon nachgebessert wurde. In den Jahren 2004
und 2007 wurde in Verhandlungen mit den Trägern
der Personalschlüssel um fünf beziehungsweise
zwei Prozent angehoben. Ich halte eine derartige
gemeinsame Verständigung zwischen Landesbe-
hörde und den Trägern für sehr viel sinnvoller als
eine politisch von oben diktierte Lösung, die uns
ein bundesweiter Personalschlüssel vorgeben wür-
de. Hamburg liegt übrigens mit dem Personal-
schlüssel im Bundesvergleich über dem Mittelwert.
Frau Artus, ein direkter, bundesweit diktierter Per-
sonalschlüssel könnte für Hamburg sogar einen
gegenteiligen Effekt haben, weil er in bestimmten
Bereichen zu Personaleinsparungen führen könn-
te, insbesondere im Dementenprogramm. Das
kann von der LINKEN im Ernst nicht gewollt wer-
den. Ich verstehe nicht, dass Sie pauschal einen
bundesweiten Personalschlüssel fordern, ohne
sich zuvor die Auswirkungen auf Hamburg bewusst
zu machen. In diesem Punkt bin ich ganz bei der
SPD, die in ihrem Zusatzantrag eine ähnliche Kritik
geäußert und gesagt hat, eine Bundesratsinitiative
mit bundesweiter Lösung sei hier nicht richtig, da

sie möglicherweise zur Herabsenkung der Ham-
burger Standards führt.

Einen ganz entscheidenden dritten Punkt möchte
ich noch anführen. Den Antrag der LINKEN, aber
auch den der SPD halte ich für nicht mehr zeitge-
mäß. Sie fokussieren sich bei dem Erhalt des Per-
sonalschlüssels nur auf die Fachkraftquote. Doch
schon seit längerer Zeit und vor allen Dingen auch
bei unserer Expertenanhörung, in der die Experten
einstimmig das neue Wohn- und Betreuungsgesetz
gelobt haben, hören wir, dass allein der Rat der
Sachverständigen nicht mehr der richtige Weg sei,
sondern dass wir eine Reformierung der Berufsbil-
der in der Pflege zu erwarten haben. Mehr Perso-
nal kann auf Dauer nicht nur heißen, ausschließ-
lich hoch qualifiziertes Personal, sondern ein Per-
sonalmix. In diesem Personalmix arbeiten neben
Fachkräften, die wir im Übrigen auch im Wohn-
und Betreuungsgesetz mit einer Quote von 50 Pro-
zent festgeschrieben haben, auch Angehörige
oder sogenannte ehrenamtliche Bürgerhelfer mit.
Dieser Ansatz ist äußerst wichtig, weil es nicht nur
um die gesetzliche Betreuung der alten Menschen
geht, sondern auch um die Teilhabe, für die, wie
alle Experten bestätigt haben, auch Familienange-
hörige oder eben die sogenannten Bürgerhelfer
benötigt werden.

Diese drei wichtigen Argumente sollten ausrei-
chen, um einen bundesweiten Personalschlüssel
nicht übers Knie zu brechen. Ich würde den LIN-
KEN raten, sich zunächst mit den Vertretern der
Bundespartei oder den Hamburger Pflegeträgern
auszutauschen. Dann würden Sie wahrscheinlich
Ihren Antrag zurückziehen, weil er in dieser Art und
Weise eher an Aktionismus erinnert als an einen
bewusst durchdachten Lösungsansatz.

Auch den SPD-Antrag lehnen wir ab, Herr Kien-
scherf. Sie sind, wie so manches Mal, noch schnell
auf diesen Zug aufgesprungen und wollten auf je-
den Fall mitreden, was ich verstehen kann. Wir
lehnen Ihren Antrag hauptsächlich aus dem Grund
ab, weil man die von Ihnen geforderten Punkte
sehr gut in eine Große Anfrage kleiden, sie dann
bewerten und gemeinsam noch einmal debattieren
kann. Jetzt hintenrum noch schnell einen Antrag
reinschieben, in dem sich die SPD – das empfand
ich ähnlich wie Frau Artus – mit den Relikten aus
der letzten Bundesregierungsfraktion lobt, das
brauchen wir hier nicht. Unbestritten ist, dass wir
weiter an dem Thema arbeiten müssen, wie wir die
Personalsituation in den Pflegeheimen verbessern.
Aber dann lassen Sie uns gemeinsam auch
moderne Wege gehen und überlegen, wie man ne-
ben einer Fachkraftquote auch den Personalmix
steigern und fördern kann. Dafür ist ein bundesweit
aufgedrückter Personalschlüssel für Hamburg
ganz bestimmt nicht der richtige Weg.

(Beifall bei der GAL und der CDU)
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Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Kienscherf.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Das Lob im ersten Teil Ihrer
Rede, Frau Blömeke, macht einen fast schon
skeptisch. Der Grund für unseren Zusatzantrag,
Frau Artus, liegt in der Tat darin, dass man selbst-
verständlich einen einheitlichen Personalbemes-
sungsschlüssel oder ein einheitliches Personalbe-
messungsverfahren fordern kann. Allerdings sollte
man dann auch vorgeben, an welchem Standard
sich dieses zu orientieren hat. Wir haben Gesprä-
che mit diversen Experten geführt, die uns sagten,
man wüsste noch gar nicht, wohin die Reise gehen
wird. Genau das wollen wir verhindern. Das Ziel
der SPD ist es, auch in Zukunft einen gewissen
Standard in Hamburg zu erhalten.

(Beifall bei der SPD)

Dabei berücksichtigen wir natürlich auch die be-
sonders problematische Personalsituation in den
Altenheimen. Dies belegt auch die Bilanz der Ar-
beitsagentur, die aufzeigt, dass es mehr als
200 offene Stellen in diesem Bereich gibt und dass
mit weiteren dramatischen Steigerungen zu rech-
nen ist.

Wir sind gut beraten, uns mit diesem Thema in
Hamburg zu befassen und es nicht einfach auf
Bundesebene abzuschieben, da wir doch wissen,
dass man es im Rahmen der Pflegeversicherung
auf Bundesebene nicht schafft, sich auf ein einheit-
liches System zu verständigen. Deshalb sind unse-
rer Meinung nach die Länder gefordert. Wir als
SPD-Fraktion möchten den Senat weiterhin antrei-
ben, wir möchten, dass darüber in Hamburg ent-
schieden wird, weswegen wir diesen Zusatzantrag
gestellt haben, und wir möchten darüber auch im
Sozialausschuss weiter debattieren. Schade, dass
Sie sich dieser Diskussion verweigern, Frau Blö-
meke. – Vielen Dank.

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Artus.

Kersten Artus DIE LINKE:* Ich kann natürlich Vor-
würfe, von wegen unser Antrag sei aktionistisch
und ein einheitliches Verfahren wäre von oben dik-
tiert, so nicht stehen lassen. Da zweifle ich aller-
dings wirklich an der qualifizierten fachlichen Dis-
kussion zu dem Thema im Ausschuss, die ich an-
sonsten sehr schätze.

Ein bundesweit einheitliches Verfahren gewährlei-
stet einheitliche Lebensverhältnisse pflegebedürfti-
ger Menschen und insofern die Einhaltung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes. Es entspricht also
dem Verfassungsgrundsatz, liebe Kollegin Blöme-
ke, wenn bei der Personalausstattung bundesweit
nach den gleichen methodischen Maßstäben ver-

fahren wird und keine Willkür und Beliebigkeit
herrscht.

(Egbert von Frankenberg CDU: Das hat
doch nichts mit Willkür zu tun!)

Auch bei einer gleichen Methode werden sich re-
gionale Unterschiede niederschlagen. Dann kommt
es allerdings auf objektive Unterschiede an, die
sich aus dem individuellen Bedarf ergeben, und
gerade nicht mehr auf die herrschenden Machtver-
hältnisse, wie wir sie oft in den Landesregierungen
haben, die kein Maßstab für die Gestaltung der Le-
bensverhältnisse pflegebedürftiger Menschen sein
dürfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe
keine weiteren Wortmeldungen mehr. Dann kön-
nen wir zur Abstimmung kommen.

Wer einer Überweisung der Drucksache 19/4164 in
der Neufassung und 19/4253 an den Sozial- und
Gleichstellungsausschuss zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Das Überweisungsbegehren ist ab-
gelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen, zunächst
zum Antrag der SPD-Fraktion aus Drucksache
19/4253. Wer diesem folgen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE aus
Drucksache 19/4164 in der Neufassung zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit großer
Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum Punkt 13 der heutigen Tagesord-
nung, Drucksache 19/3997, der Großen Anfrage
der CDU-Fraktion: Wirtschaftszentrum Hamburg:
Zentrale Anlaufstelle für Hamburgs Wirtschaft.

[Große Anfrage der Fraktion der CDU:
Wirtschaftszentrum Hamburg: Zentrale Anlauf-
stelle für Hamburgs Wirtschaft
– Drs 19/3997 –]

Wird das Wort gewünscht? – Frau Ahrons, bitte.

Barbara Ahrons CDU: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! So ganz nach dem Motto "Tue
Gutes und rede darüber" haben wir zum Thema
Wirtschaftszentrum Hamburg die Große Anfrage
an den Senat gestellt. Die Antwort zeigt, dass sich
das Hamburger Wirtschaftszentrum, bestehend
aus den sechs Hamburger Wirtschaftsförderungs-
gesellschaften, tatsächlich zu einem Kompetenz-
netzwerk entwickelt hat und heute die zentrale An-
laufstelle für die Hamburger Wirtschaft ist.

(Beifall bei der CDU)
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Wir wissen alle, dass die Wirtschaftspolitik die ste-
tige Aufgabe hat, immer wieder die Rahmenbedin-
gungen für den Mittelstand zu überprüfen und so
zu gestalten, dass kleine und mittlere, aber auch
größere Unternehmen ihr Potenzial entfalten und
nutzen können. Es war und ist stets das Ziel der
CDU, eine Wirtschaftsförderung für Hamburger
Unternehmen entlang der gesamten Wirtschafts-
kette aufzubauen. Das Spektrum reicht von der
Förderung von Existenzgründungen über die Be-
standssicherung von Unternehmen bis hin zur För-
derung von Forschungs- und Entwicklungsaktivitä-
ten sowie auch zur Verbesserung des Zugangs für
Betriebe zu Kapital.

Ich bin sehr froh, dass es uns gelungen ist, inzwi-
schen eine vielfältige, umfassende, effektive und
effiziente zentrale Wirtschaftsförderungsstruktur in
Hamburg mit dem Wirtschaftszentrum in der Ha-
bichtstraße auf- und auszubauen. So sichert die
Bürgschaftsgemeinschaft unter anderem die Be-
reitstellung von zinsgünstigen Krediten durch die
Gewährung von Bürgschaften mit einem Volumen
von rund 450 Millionen Euro bis vorerst 2012. Exi-
stenzgründer und Unternehmer aller Branchen
können darauf zurückgreifen. Die Beteiligungsge-
sellschaft übernimmt stille Beteiligungen für die
gleiche Zielgruppe bis zu 6 Millionen Euro jährlich,
was der Erhöhung der Eigenkapitalquote in den
Unternehmen dient.

Die Hamburger Existenzgründungsinitiative H.E.I.
ist die erste Anlaufstelle für angehende Jungunter-
nehmer, denen sie Information, Beratung, Weiter-
bildung und ein Netzwerk anbietet. Die uns hof-
fentlich allen bekannte HWF wiederum ist die zen-
trale Anlauf-, Beratungs- und Servicestelle für die
gesamte Wirtschaft in Hamburg bei der Verwirkli-
chung von Unternehmensprojekten und -ansiede-
lungen. Hier erhält man kostenlose Unterstützung,
von der Standortberatung über Gewerbeimmobili-
enservice bis hin zu Genehmigungsverfahren. Die
Innovationsstiftung hingegen konzentriert sich auf
F&E-Projekte Hamburger Unternehmen zur Reali-
sierung innovativer Projekte, Prozesse und Dienst-
leistungen. Sie berät zudem über die Förderpro-
gramme Hamburgs, des Bundes und der EU und
ist mit ihrem Projekt Mittelstandsförderinstitut der
zentrale Ansprechpartner in Sachen Beratung für
Förderprogramme.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Als Letztes nenne ich die Gesellschaft MAZ level
one, die sich auf die Finanzierung und Betreuung
sehr junger Technologieunternehmen in Nord-
deutschland spezialisiert hat.

Mit unserem Programm und durch unser Wirt-
schaftszentrum stärken wir den Hamburger Wirt-
schaftsstandort und sichern somit Arbeitsplätze.
Wichtig ist für uns die Tatsache, dass Unterneh-
men immer einer Förderung und einer am tatsäch-

lichen Bedarf ausgerichteten Unterstützung bedür-
fen. Darum müssen wir stets evaluieren, ob die
Förderinstrumente und -programme der aktuellen
Situation entsprechen, und sie gegebenenfalls neu
ausrichten.

Derzeit stehen viele kleine und mittlere Betriebe in
der Finanz- und Wirtschaftskrise vor riesigen neu-
en Herausforderungen. Ein großes Problem be-
steht in mangelnder Liquidität und erschwerter Ka-
pitalbeschaffung. Das Wirtschaftszentrum ist hier-
für ein ganz wichtiger Ansprechpartner und bietet
Beratung, Kompetenz, passende Förderprogram-
me und ein gut funktionierendes Netzwerk und das
alles unter einem Dach, was sich gerade in Krisen-
zeiten als äußerst positiv herausstellt. Darüber hin-
aus bestehen ein enger Kontakt und eine sehr gu-
te Zusammenarbeit mit der Verwaltung und den
Kammern. Das alles hilft unseren Unternehmen
am Standort.

Wie groß das Bedürfnis nach Beratung und Infor-
mation ist, zeigt allein schon der starke Anstieg an
nachgefragten Informationsveranstaltungen, an
denen die Innovationsstiftung teilgenommen und in
denen sie Hunderte von Unternehmen über das
Angebot der Förderung in Hamburg informiert hat.
Die Antwort des Senats zeigt zudem die erfreuliche
schnelle Reaktion auf die derzeitige wirtschaftliche
Situation. Bürgschaftsvolumina wurden aufge-
stockt, Bürgschaftsvergaben beschleunigt, statt
vier Wochen dauert es oft nur noch eine, manch-
mal sogar nur einen Tag und die Eigenrisikoquoten
wurden gesenkt.

Aufgrund der höheren Nachfrage wurden für die
Existenzgründer zusätzliche Scheckhefte zur Wei-
terbildung und Qualifizierung bewilligt und der Be-
reich Unterstützung ansässiger Unternehmen bei
der HWF wurde aufgestockt. Die Innovationsstif-
tung wird ihre Projektförderung zugunsten der Un-
ternehmen umstellen, das heißt, die Förderungen
sind nur noch bedingt rückzahlbar. Gerade in Kri-
senzeiten ist es für die Unternehmen wichtig, über
Innovationen nachzudenken und in die Qualifikati-
on ihrer Mitarbeiter zu investieren. Wer am Markt
nicht up to date bleibt und dadurch die Trends ver-
passt, geht natürlich ein hohes Risiko ein.

Gerade vorgestern wurde uns mitgeteilt, dass der
Hamburger Schiffsbauzulieferer SAM Electronics
trotz der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise in
Hamburg mehrere Millionen Euro in die Entwick-
lung eines neuen Systems zur Navigation von
Schiffen investiert oder dass das Unternehmen te-
sa, ein Unternehmen der Beiersdorf-Gruppe, der-
zeit unwahrscheinlich viele Patente anmeldet, das
heißt, stark in Forschung und Entwicklung inve-
stiert. Viele unserer kleinen und mittleren Unter-
nehmen tun das natürlich derzeit auch, nur landen
sie wesentlich seltener damit in der Presse.

Es zeigt sich, wie wichtig Investitionen sind, und
wir, die CDU, werden weiterhin dafür sorgen, dass
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solche Unternehmen, Existenzgründer, das Hand-
werk und viele andere Unternehmen mehr in Ham-
burg dafür die richtige Unterstützung durch uns er-
fahren.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Rugbarth.

Andrea Rugbarth SPD: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Der Mittelstand
wird in den üblichen Sonntagsreden immer gerne
gelobt und seine Bedeutung ganz allgemein ge-
würdigt. Ich bedauere, dass dabei aber immer wie-
der der Fokus aufgrund der vorherrschenden Defi-
nition im Wesentlichen auf die größeren mittelstän-
dischen Firmen gerichtet wird und der sehr viel
größeren Anzahl von Kleinst- und Kleinbetrieben
und dem Handwerk nicht der ihnen gebührende
Stellenwert zugebilligt wird, wo doch gerade bei ih-
nen sehr viele Arbeits- und Ausbildungsplätze an-
gesiedelt sind. In Hamburg gibt es über 80 000 sol-
cher Unternehmen und über 500 000 Arbeitneh-
mer.

Meine lieben Kollegen von der CDU-Fraktion!

(Beifall bei Bernd Capeletti CDU)

Ich möchte kurz auf Ihre uns heute vorliegende
Große Anfrage zum Wirtschaftszentrum Hamburg
eingehen. Die Beratungsangebote sind an sich
verdienstvoll, und zwar deshalb, weil ich Ihnen
ganz einfach unterstelle, dass Sie sich mit diesem
Teil der Realität ernsthaft auseinandersetzen wol-
len. Vielleicht kann auch Ihr neu gegründeter Par-
lamentskreis Mittelstand dazu beitragen, denn die
aktuelle Lage vieler kleiner mittelständischer Be-
triebe, vieler Handwerksbetriebe ist viel zu ernst
und wird sich höchstwahrscheinlich noch verschär-
fen.

Die Beantwortung der Großen Anfrage wirkt zu-
nächst einmal auf den nicht sachkundigen Leser
so, als gäbe es in Hamburg schlichtweg für jedes
Problem ein passgenaues Förderprogramm. Wenn
man jedoch genauer hinschaut, Herr Capeletti,
dann stellt man fest, dass in der Beantwortung die-
ser Anfrage im Wesentlichen die bereits vorhande-
nen Informationen über die existierenden Angebo-
te zusammengetragen und nur um einige aktuelle-
re Zahlen ergänzt wurden. Natürlich ist jedes Un-
ternehmen, das in den letzten Jahren mit Unter-
stützungsmaßnahmen gesichert werden konnte,
für sich genommen ein großer Erfolg, gar keine
Frage. Wenn man sich aber die Anzahl der in
Hamburg erteilten Bürgschaftsbewilligungen an-
sieht, dann kann man sich des Verdachts nicht er-
wehren, dass auch in normalen Zeiten jenseits der
Wirtschaftskrise ein weit höherer Bedarf vorgele-
gen hat, der jetzt natürlich noch viel höher ist.

(Beifall bei der SPD)

Dabei ist es kein Geheimnis, dass bereits in der
Vergangenheit die Frage der Liquidität, die Frau
Ahrons angesprochen hat, oftmals das größte Pro-
blem von Klein- und Kleinstunternehmen war. Be-
reits die durch die Wirtschaftskrise ausgelöste Ver-
schärfung der Kreditbedingungen beispielsweise
hat eindeutige Verschlechterungen gebracht. Die-
se Situation ist besonders ärgerlich, weil schließ-
lich bekannt ist, dass wesentliche Innovationen
von diesen Klein- und Kleinstbetrieben ausgehen.
Bei einer Vielzahl der existierenden Hamburger
Unterstützungsmaßnahmen handelt es sich um die
Umsetzung von Programmen des Bundes, KfW-
Kredite oder von der EU geförderte Projekte oder
die Telefon-Hotline; das ist ja nicht unbedingt alles
auf Hamburger Mist gewachsen.

(Barbara Ahrons CDU: Das muss auch ge-
sagt werden!)

– Das muss auch gesagt werden.

Insofern hoffe ich, dass die neue Bundesregierung
die Nöte der kleinen Betriebe ernst nimmt und die
im September von Bundesarbeitsminister Scholz
unterbreiteten Vorschläge hinsichtlich der Schaf-
fung eines neuen Garantiefonds im Kampf gegen
die Kreditklemme einsetzen wird. Dieser Garantie-
fonds würde vor allem kleine Unternehmen berück-
sichtigen, die von der Krise besonders betroffen
sind, insbesondere junge, von Frauen und Migran-
ten geführte Unternehmen.

Lassen Sie mich zum Schluss noch eines hinzufü-
gen. Die staatlichen Unterstützungsmaßnahmen
müssen rechtzeitig angeboten und die betroffenen
Betriebe möglichst umfassend über die Hilfsange-
bote informiert werden. Hier ist vor allem wichtig,
dass auch eine aufsuchende Arbeit geleistet wird
und man nicht wartet, bis die Betriebe in Not zum
Mittelstandsförderinstitut rennen. Insbesondere die
Mittelstandslotsin sollte die Betriebe aufsuchen.

Wenn man sich nämlich einmal in den Betrieben
umhört, dann merkt man ganz einfach, dass die
vielfältigen Förderprogramme gar nicht alle be-
kannt sind.

Lassen Sie mich abschließend noch eines sagen.
Der Staat handelt dann vernünftig, wenn er Ar-
beits- und Ausbildungsplätze dort unterstützt, wo
diese in großer Menge vorhanden sind, bei den
Klein- und Kleinstunternehmen.

Wir werden auch in Zukunft notwendige Verbesse-
rungen in diesem Bereich mittragen, aber auch
weiterhin auf unumgänglich zu beseitigende
Schwächen der vorhandenen Unterstützungsmaß-
nahmen hinweisen. – Danke.

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Möller.
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Antje Möller GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Es ist manchmal so, dass man
bei Debatten über Große Anfragen nicht nur zu
völlig unterschiedlichen Schlussfolgerungen
kommt, sondern sich auch neue Fragen ergeben.
Frau Rugbarth, Sie haben bemängelt, dass in der
Antwort des Senats ausschließlich darlegt wird,
welche Fördermaßnahmen es gibt. Genau das war
aber die Frage der Großen Anfrage. Es wurde er-
fragt, welche Wirtschaftsfördermaßnahmen es in
Hamburg für Unternehmen gibt.

Die einzelnen Angebote des Wirtschaftszentrums
Hamburg hat Frau Ahrons hier schon sehr detail-
liert dargestellt. Ich werde das nicht wiederholen,
sondern näher auf andere Aspekte eingehen.

Zunächst einmal teile ich die Einschätzung der
SPD-Kollegin, dass das vorhandene Angebot der
Wirtschaftsfördereinrichtungen nicht ausreichend
sei, nicht. Frau Ahrons hat bereits ausgeführt, dass
in einigen Bereichen aufgestockt wurde; so ist zum
Beispiel die Vergabe von Bürgschaften erleichtert
worden. Ich mache mir eher Gedanken, warum
das vorhandene Angebot eigentlich nicht ausge-
schöpft wird. Die Frage, der wir uns stellen müs-
sen, ist, ob das Angebot des Wirtschaftszentrums
möglicherweise nicht den Kern der Nöte der klei-
nen und mittelständischen Betriebe in Hamburg
trifft. Ist es nicht flexibel genug, um der Krise ge-
recht zu werden? Solche Fragen drängen sich mir
eher auf. Die sind aber nicht gestellt worden und
von daher konnte der Senat auch nicht darauf ant-
worten. Es würde uns sicher weiter führen, wenn
wir uns mit diesen Fragen beschäftigen würden.

Eindeutiges Fazit aus dieser Großen Anfrage ist:
Es gibt ein breites Angebot mit vielen unterschiedli-
chen Schwerpunkten. Wirtschaftsförderung funktio-
niert insgesamt recht gut. Hamburg steht in den
Bereichen Existenzgründung, Fördernetzwerke
und Patentanmeldung gut da; all dies wird durch
das Wirtschaftszentrum Hamburg unterstützt.

Eine Frage nehme ich aus dieser Großen Anfrage
mit. Die Innovationsstiftung Hamburg mit ihrem
sehr umfangreichen Angebot an Förderprogram-
men hat im Jahr 2009 6,7 Millionen Euro zu verge-
ben. In den vergangenen vier Jahren wurden aber
jeweils nur rund 2 Millionen Euro an Fördermitteln
abgefragt, mehr konnte also gar nicht ausgezahlt
werden. Sind die 4 Millionen Euro, die die Stiftung,
flapsig formuliert, in diesem Jahr voraussichtlich
übrig haben wird, an dieser Stelle richtig eingesetzt
oder sollten wir sie stattdessen besser an anderer
Stelle einsetzen? Das sollten wir noch einmal ver-
suchen zu klären.

Nach meiner Einschätzung ist der Fokus im Haus
der Wirtschaft nicht auf die größeren Betriebe aus-
gerichtet; der Fokus in diesem Hause ist übrigens
gerade nicht bei der Debatte, wenn ich das einmal
feststellen darf. Der Wirtschaftsausschuss hat sich
im Wirtschaftszentrum getroffen und wenn man

einmal das Protokoll nachliest, dann liegt ein Fo-
kus zum Beispiel auch auf dem Bereich Kreativ-
wirtschaft. Sie wissen, wie wichtig uns die Kreativ-
wirtschaft ist. Es gibt da eine sprachlich recht inter-
essante Formulierung in dem Protokoll, die ich mir
einmal erlaube, Ihnen vorzulesen. Herr Dr. Eifert
von der Innovationsstiftung Hamburg sagt:

"Von den 46 laufenden Projekten der Stif-
tung sind sechs der Kreativwirtschaft zuor-
denbar, und zwar in dem Sinne, dass die
Kreativwirtschaft natürlich Tools, Werkzeu-
ge, bestimmte Software und so weiter be-
nutzt, um Kreativität zu machen."

Das finde ich hübsch. Das zeigt, dass das Thema
vielleicht noch ein bisschen fremd ist, aber der
Mut, sich in die Ideen der Kreativwirtschaft hinein-
zudenken, sollte auch uns Mut machen. Wir sollten
uns die Effizienz der Förderprogramme genau an-
sehen und prüfen, ob Sie den Kern der Bedürfnis-
se und Bedarfe der Betriebe treffen. Ansonsten ist
Hamburg an dieser Stelle schlicht und einfach gut
aufgestellt.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Bischoff.

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Keine Frage, diese
Große Anfrage ist verdienstvoll. Wir haben in der
Antwort noch einmal eine Zusammenstellung der
Wirtschaftsförderung in Hamburg und ihren Hinter-
grund bekommen. Es ist sicherlich so, Frau Ahrons
hat es hier bereits gründlich interpretiert, dass die
uns vorliegende Antwort durchaus eine gute Refe-
renz ist.

Frau Möller, ich will jetzt nicht alles schlecht reden,
aber ich wäre dennoch ein wenig zurückhaltender
mit der Schlussfolgerung von Frau Ahrons; Sie ha-
ben das auch angedeutet. Frau Ahrons hat über
Gutes gut geredet, was in Ordnung ist, aber die
Frage ist doch, ob man wirklich nicht mehr tun
kann. Muss nicht doch das eine oder andere im
Detail verändert werden, wäre es nicht lohnens-
wert, ein wenig nachzubohren und Umschichtun-
gen vorzunehmen, nicht, weil wir es nicht ertragen
könnten, dass Hamburg hier gut aufgestellt ist,
sondern aus der Logik heraus, das noch ein Stück
besser zu machen.

Ich habe dieselben Überlegungen angestellt und
finde – gestatten Sie mir, das zu sagen – es ein
bisschen schade, dass ihre Anregung einfach nur
zur Kenntnis genommen und nicht gemeinsam
überlegt wird, welche Vorschläge man machen
kann, das umzuschichten.

Auf einen Punkt möchte ich näher eingehen, da
Frau Ahrons in ihrer Interpretation ausgeführt hat,
man könne aus den vorliegenden Daten ablesen,
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dass auf die Krise reagiert worden sei. Vielleicht
nicht alle, aber die wesentlichen Programme sind
aufgestockt worden. Die beteiligten Beratungsun-
ternehmen und die Bürgschaftsgemeinschaft Ham-
burg sind nun flexibler. Das ist sicherlich ein positi-
ver Ansatz, das sehe ich auch so.

Ich bin aber, da ich auch an anderer Stelle mit dem
Alltag dieser Unternehmen konfrontiert bin, ein
bisschen skeptisch, ob das ausreichen wird für den
Krisenprozess, den wir vor uns haben.

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Herr Dr. Bischoff, ich wollte Ihnen nur hel-
fen. Es ist erstaunlich, dass dieses Haus zu so
später Stunde noch so lebendig sein kann, aber es
wäre besser, man wäre etwas leiser und würde
Herrn Dr. Bischoff zuhören.

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN)

Dr. Joachim Bischoff (fortfahrend): – Man muss
schon zur Kenntnis nehmen, dass die ökonomi-
schen Grundbedingungen für Teile der Abgeordne-
ten nicht so interessant sind, aber das ist einfach
so.

Ich sehe also durchaus, dass auf die Krise reagiert
wurde. Frau Ahrons, die in diesem Bereich sicher
genauer Bescheid weiß, sagte, dass in dem Netz-
werk nicht nur die sechs Kompetenzunternehmen
seien, sondern auch Querverbindungen zu den
Kammern mit ihren zusätzlichen Beratungsange-
boten bestehen. Auch das nehme ich zur Kenntnis.

Wir stehen aber vor so großen Herausforderungen,
dass wir trotzdem darüber nachdenken sollten, wie
wir das Förderprogramm noch stärker machen
können. Wir sollten auch die Unternehmen, die ei-
ne Förderung bekommen, weiter kontinuierlich und
dicht begleiten. Das würde die regionale Ökonomie
stärken. Zusammen mit dem Aspekt der Um-
schichtung sind das alles Punkte, an denen man
weiter arbeiten kann. Dann hätten wir nicht nur
über Gutes gut geredet, sondern vielleicht auch
noch ein paar weiterführende Schlussfolgerungen
gezogen. – Danke.

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Stemmann.

Hjalmar Stemmann CDU:* Sehr geehrte Frau
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! In
der Tat ist es der CDU und dem Senat mit dem
Wirtschaftszentrum Hamburg in der Habichtstraße
gelungen, alle relevanten Fördergesellschaften un-
ter einem Dach zu vereinen und eine zentrale An-
laufstelle für die Hamburger Wirtschaft zu schaffen.
Als Mitglied des großen Bewilligungsausschusses
der Bürgschaftsgemeinschaft Hamburg und als in
Innovationen investierender Unternehmer möchte

ich Ihnen direkt aus der Praxis in der Habichtstra-
ße berichten. Ich kann Ihnen bestätigen, wie wich-
tig unsere Förderungen für die Hamburger Unter-
nehmen sind.

Lassen Sie mich darum ein wenig genauer auf die
Arbeit der Bürgschaftsgemeinschaft und der Inno-
vationsstiftung eingehen.

(Uwe Grund SPD: Das kennen wir alles!)

Die Bürgschaftsgemeinschaft Hamburg, kurz BG,
fungiert als Hamburger Bürgschaftsbank. Ihre
Kernbotschaft ist, dass betriebswirtschaftlich sinn-
volle Investitionen im Hamburger Mittelstand nicht
an fehlenden Sicherheiten scheitern dürfen. Dies
gilt insbesondere in der Krise, in der – Frau Ahrons
sagte es bereits – Innovationen besonders wichtig
sind. Die BG ersetzt insoweit fehlende Kreditsi-
cherheiten, indem sie in der Regel sechzigprozen-
tige Ausfallbürgschaften für Hausbankkredite oder
öffentlich refinanzierte Darlehen übernimmt.

(Präsident Berndt Röder übernimmt den
Vorsitz.)

Der Bürgschaftsanteil ist aber als Antwort auf die
Finanzkrise auf bis zu 80 Prozent erhöht worden.
Damit ist die BG insbesondere ein Förderer von
kleineren und mittleren Unternehmen, die, wie
Frau Rugbarth zu Recht betonte, die Mehrzahl der
Betriebe in Hamburg stellen.

Die BG ist nach dem Gesetz ein Kreditinstitut,
durch das die kreditgebenden Primärbanken wert-
haltige Sicherheiten erhalten. In der derzeitigen
Krise hat ihre Arbeit an Bedeutung noch zugenom-
men, denn Unternehmensfinanzierungen werden
zunehmend schwieriger und teurer. Laut einer
Handelskammerumfrage unter Unternehmen füh-
ren höhere Anforderungen an Kreditsicherheiten
und gestiegene Zinsen zu dieser schwierigen Si-
tuation und genau an diesem Punkt setzt die Hilfe
der BG an.

Die Zahlen sprechen für sich: 2008 wurden mehr
als 500 Anträge mit einem Volumen von rund
72 Millionen Euro bewilligt. Mit dem Eigenanteil der
Banken oder Unternehmen ergibt das ein Kreditvo-
lumen von insgesamt 100 Millionen Euro, weil
auch noch der Eigenanteil der Banken oder Unter-
nehmen dazu kommt.

Der Bürgschaftsbestand der BG umfasst rund
3000 Kunden; Herr Bischoff, das ist kein kleiner
Kreis, auch nicht für Hamburg. Infolge der Krise
boomt die Nachfrage. Wir haben in diesem Jahr
bereits einen Zuwachs von 17 Prozent; einen so
hohen Zuwachs hat es in keinem anderen Jahr ge-
geben.

Ich möchte kurz auf die Anmerkung von Frau Rug-
barth eingehen. 63,6 Prozent der genehmigten
Bürgschaften liegen in der Größenklasse eins, in
der maximal 100 000 Euro bewilligt werden. Von
diesen Bürgschaften lagen rund 20 Prozent bei bis
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zu 25 000 Euro. Es werden also durchaus auch
sehr kleine Unternehmen gefördert.

Neu und besonders wichtig im Portfolio der BG ist
die sogenannte Express-Bürgschaft – Frau Ahrons
ist bereits kurz darauf eingegangen –, da bei Stan-
dardprozessen innerhalb von 24 Stunden eine
Bürgschaft genehmigt werden kann. Ebenfalls neu
und für die Krise geschaffen ist der Feuerwehr-
fonds, der Unternehmen, die mit seiner Inan-
spruchnahme Arbeitsplätze erhalten können, eine
Chance gibt. Beide Programme sind wichtige und
richtige Reaktionen auf die Krise.

Die Innovationsstiftung wiederum hat drei Tätig-
keitsschwerpunkte. Sie trägt erstens durch die För-
derung von innovativen Projekten Hamburger Un-
ternehmen aktiv zur Innovationspolitik bei und un-
terstützt die Unternehmen bei Forschung und Ent-
wicklung.

Zweitens hat sie die Trägerschaft für bestimmte
Hamburger Förderprojekte wie das Life-Science-
Programm der Behörde für Wissenschaft und For-
schung oder künftig für das Förderprogramm Ener-
gie und Innovation der BSU, das in Vorbereitung
ist.

Drittens kümmert sie sich um das Projekt Mittel-
standsförderinstitut, um die Förderberatung Ham-
burger Unternehmen. Das heißt, sie informiert und
berät Unternehmen über Förderprogramme der
Hansestadt, des Bundes und der EU. Wer einmal
an einer Ausschreibung der EU teilgenommen
oder auch nur einen Blick auf eine solche Aus-
schreibung geworfen hat, der weiß, was Bürokratie
bedeutet und wie wichtig es ist, Unternehmen zu
unterstützen, damit diese ein solches Förderpro-
gramm überhaupt in Anspruch nehmen können.

Dass unsere Förderprogramme dabei helfen, Ar-
beitsplätze zu schaffen, zeigen zwei Beispiele der
Innovationsstiftung. Zunächst ein Beispiel aus der
Kreativwirtschaft. 1997 wurde CoreMedia mit
100 000 Euro unterstützt. Zum Zeitpunkt des Pro-
jektstarts hatte das Unternehmen fünf Mitarbeiter,
Ende vergangenen Jahres waren es sage und
schreibe 162.

Als zweites Beispiel ein Unternehmen aus dem Be-
reich der Gesundheitsberatung, die Indivumed
GmbH. Sie wurde 2002 mit 500 000 Euro geför-
dert. Bei Projektstart gab es nur den Geschäftsfüh-
rer, heute sind rund 65 Mitarbeiter bei diesem Un-
ternehmen beschäftigt. Das sind Erfolge, die sich
sehen lassen können.

Wichtig ist aus Sicht der CDU-Fraktion zukünftig
eine zielgerichtete und ausreichende Förderung
der Unternehmen. Wir müssen kontinuierlich über-
prüfen, ob und wie die bereits bestehenden Pro-
gramme angenommen werden und ob es mögli-
cherweise Bereiche oder Unternehmenszweige
gibt, die aus der Förderung herausfallen, obwohl
sie ihrer dringend bedürfen.

Neben der eigentlichen Förderung ist es zweitens
wichtig, dass Unternehmen schnell und zentral, oh-
ne viel Bürokratie, Hilfe bekommen können. Mit
dem Wirtschaftszentrum Hamburg und dem Mittel-
standsförderinstitut unter einem Dach sind wir hier
bereits auf dem richtigen Weg. Dazu muss eine
weiterhin gute und enge Zusammenarbeit aller
Fördergesellschaften mit den Behörden, Bezirken,
Kammern und gegebenenfalls auch den Verbän-
den kommen. Besonders wichtig ist, dass wir nicht
beginnen, Parallelstrukturen aufzubauen, sondern
die vorhandenen Strukturen stärken und bestmög-
lich nutzen.

Drittens müssen wir, wenn Bedarf besteht, die
Wirtschaftsförderung stärker an den bereits vor-
handenen und neuen Clustern in Hamburg aus-
richten. So haben wir zum Beispiel die Gesund-
heitswirtschaft neu in unserem Portfolio. Bürg-
schaften im Bereich der Medien- und Informations-
wirtschaft sind ebenfalls stark nachgefragt. Die BG
hat für Unternehmen aus dem Bereich der Medien
und der Kreativwirtschaft 2007 57 Bürgschaften,
2008 53 Bürgschaften und 2009 bislang 39 Bürg-
schaften bewilligt. Als Beispiele für branchenbezo-
gene Sonderprogramme nenne ich die AVALE für
die Filmwirtschaft oder das Barkassenprogramm,
mit dem die bei den Touristen beliebten Hafenbar-
kassen sicherer gemacht wurden.

Hamburg hat den Anspruch, die mittelstands-
freundlichste Stadt Deutschlands zu werden. Das
Wirtschaftszentrum Hamburg ist ein wichtiger Bau-
stein. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der GAL und vereinzelt
bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Meine Damen und Her-
ren! Diese Ausführungen geben mir Gelegenheit,
dem Redner und allen anderen Angehörigen des
Plenums die Lektüre von Paragraf 41 Absatz 1 der
Geschäftsordnung an das Herz zu legen.

Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das ist nicht
der Fall.

Dann stelle ich fest, dass die Bürgerschaft von der
Großen Anfrage aus der Drucksache 19/3997
Kenntnis genommen hat.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 4, Drucksache
19/3286, Große Anfrage der SPD-Fraktion: Situati-
on der Hamburger Museen.

[Große Anfrage der Fraktion der SPD:
Situation der Hamburger Museen
– Drs 19/3286 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Kultur-, Kreativwirtschafts- und Tourismusaus-
schuss überweisen.
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Wird das Wort gewünscht? – Das ist der Fall. Die
Abgeordnete Oldenburg bekommt es.

Dr. Christel Oldenburg SPD: Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Es steht schlecht um die
Hamburger Museen. Das wissen wir nicht erst
durch unsere Große Anfrage. Inzwischen hat sich
dazu auch der Direktor des Harburger Helms-Mu-
seum, Professor Weiss, in der Presse geäußert.

Die erst 2008 gegründete Stiftung Historische Mu-
seen Hamburg hat im ersten Jahr ihres Bestehens
3,5 Millionen Euro Schulden angehäuft. Damit ist
der Konsolidierungskurs, den die Kulturbehörde
mit der Zusammenlegung der vier historischen Mu-
seen angestrebt hat, gründlich misslungen.

(Beifall bei der SPD)

Auch die Kunsthalle versucht noch, ihr Defizit aus
dem Jahr 2007 abzubauen. Ob dieser Versuch er-
folgreich sein wird, kann man derzeit überhaupt
nicht beurteilen.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Darf ich
zunächst einmal das Plenum um mehr Ruhe bitten,
das beschleunigt das Verfahren. Den Abgeordne-
ten Stemmann darf ich darauf hinweisen, worauf
ich auch alle anderen hinweise. – Vielen Dank.

Fahren Sie bitte fort.

Dr. Christel Oldenburg (fortfahrend): Jetzt gei-
stert als Vorschlag durch die Medien, den freien
Eintritt für Kinder und Jugendliche abzuschaffen
oder ein oder mehrere Museen zu schließen. Das
sind Vorschläge, deren Umsetzung der Kulturme-
tropole Hamburg schweren Schaden zufügen wür-
de. Museen sind und bleiben nach wie vor Bil-
dungseinrichtungen; der Zugang muss frei bleiben,
zumindest für Kinder.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Die Schließung von Museen oder Stiftungen, sei
es komplett oder einzelne Teile, bedeutet eine
ernsthafte Museenkrise. Das Museum für Kommu-
nikation wird in diesem Monat geschlossen, weil
die Museumsstiftung Post und Telekommunikation
nicht mehr bereit ist, die im Vergleich zum Gesam-
tumsatz ihrer Unternehmen geringe Summe für
den Betrieb des Museums aufzubringen. Das darf
mit einem staatlichen Museum nicht passieren.

(Beifall bei der SPD)

Man kann sich des Eindruckes nicht erwehren,
dass die Hamburger Museumsstiftung eine riesige
Baustelle geworden ist. Da wird analysiert, da wer-
den die verschiedensten Expertengruppen und Un-
ternehmensberater eingesetzt – was sicherlich
auch nicht ganz billig ist –, da wird umstrukturiert.
Alles scheint irgendwie im Fluss zu sein. Konkrete

Ergebnisse liegen aber nicht vor, geschweige
denn, dass erste Erfolge dieser Maßnahmen sicht-
bar wären.

Wir wissen bereits seit 2001, dass es um die finan-
zielle Situation der Museen nicht gut bestellt ist. Es
wurden 13,6 Millionen Euro Schulden angehäuft,
die der Senat dann getilgt hat. Diese Tilgung ha-
ben wir ausdrücklich begrüßt und mitgetragen.
Seitdem hat sich aber am strukturellen Defizit
überhaupt nichts verändert. Es ist doch so, dass
die Stiftungen insgesamt zu wenig Geld haben für
die Unterhaltung der Häuser – Stichwort Heizkos-
ten –, eine angemessene Personalausstattung,
Restaurierung und Inventarisierung. Ausstellungs-
etats gibt es so gut wie gar nicht mehr; Ausstellun-
gen müssen überwiegend von Sponsorengeldern
finanziert werden und die sind eingebrochen. So
kann das nicht weitergehen.

(Beifall bei der SPD und bei Norbert Hack-
busch DIE LINKE)

2007 hat der Senat ein verbessertes Controlling
angekündigt, aber heute, im Herbst 2009, kann er
noch immer keine Jahresbilanzen für 2008 vorle-
gen. Da frage ich, wo denn jetzt das verbesserte
Controlling ist, sodass jederzeit umgesteuert wer-
den kann, wenn die ersten Defizite auftauchen.

In der Stiftung Historische Museen Hamburg sollte
erstmals im Juli 2009 das monatliche finanzielle
Berichtswesen eingeführt werden; das war viel zu
spät. Jetzt müssen wieder Konsolidierungspro-
gramme aufgelegt werden. Das Ganze wird zu ei-
ner Dauerkonsolidierung ohne Perspektive. Das ist
erschreckend, wenn man bedenkt, wie lange sich
die Stadt schon mit diesem Problem herumschlägt.

(Beifall bei der SPD und bei Norbert Hack-
busch DIE LINKE)

Die SPD-Fraktion hat die Zusammenlegung der
vier stadthistorischen Museen Hamburgs kritisch
gesehen. Uns war nicht einsichtig, wie das funktio-
nieren soll, die übergreifende Zusammenarbeit ei-
nerseits und die Profilierung der einzelnen Häuser
andererseits. Das klingt wie eine Quadratur des
Kreises. Ein Defizit von 3,5 Millionen Euro bestätigt
unsere kritische Haltung. Von Synergieeffekten
kann überhaupt keine Rede sein.

Wir wollen einräumen, dass es auch einige gute
Ideen gibt. Wir begrüßen außerordentlich, dass im
Museum für Hamburgische Geschichte für 2011 ei-
ne große Ausstellung zum Themenbereich "Der
Norden" geplant ist, die Besucher aus ganz
Deutschland anlocken soll.

Auch bei diesem Plan steckt wieder der Teufel im
Detail. Die Finanzierung ist noch nicht gesichert.
Für die drei anderen Museen, das Museum der Ar-
beit und die Museen in Harburg und Altona bedeu-
tet das, dass es 2010 und 2011 kaum eine Son-
derausstellung geben wird. Wie soll da eine Profi-
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lierung der einzelnen Häuser gelingen? Das sieht
überhaupt nicht nach einer guten Lösung aus.

Kommen wir zu einem weiteren Schwachpunkt.
Natürlich ist es erfreulich, dass zwischen 1999 und
2008 die Besucherzahlen gestiegen sind. Aller-
dings ist das kein Hamburger Phänomen. Auch in
anderen Metropolen wie Berlin sind die Besucher-
zahlen gestiegen.

Erstaunlich ist weiterhin, dass der Senat keinerlei
Auskünfte über die Besucherstruktur geben kann.
Er weiß nicht, wie viele Erwachsene, Studenten
oder Rentner die Museen besuchen oder, was be-
sonders wichtig wäre, welchen Bildungshinter-
grund die Besucher haben, weil die Daten nicht
einheitlich erhoben werden.

Wir glauben, dass ein Pisa-Schock, wie ihn die
Schulen erlebt haben, bei den Museen noch aus-
steht. Möglicherweise gehen gar nicht mehr Men-
schen in Museen, sondern Menschen mit höherem
Bildungshintergrund gehen einfach öfter hin. All
das weiß der Senat aber nicht und dass jetzt eine
Besucherbefragung geplant ist, macht das nicht
besser. Wenn man über Besucherstrukturen nichts
weiß, dann kann man auch keine gezielte Ausstel-
lungspolitik machen.

Ein letzter Punkt, einer unter vielen, die wir kritisch
beurteilen. Das Projekt der digitalen Inventarisie-
rung in den stadthistorischen Museen ist nur auf
den ersten Blick ein Erfolg. Es werden zwar mehr
Museumsstücke inventarisiert, als ursprünglich da-
für vorgesehen waren, das ist natürlich sehr gut,
aber es bleiben Millionen von Exponaten, die nach
Abschluss des Projektes Ende 2009 noch nicht er-
fasst worden sein werden. So werden die Museen
nie erfahren, welche Schätze in ihren Kellern lie-
gen und eigentlich ausgestellt werden könnten. Wir
würden uns freuen, wenn die Senatorin heute mit
positiven Nachrichten zur Fortführung des Projek-
tes aufwarten könnte.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich zusammenfassen: Alle seit 2001
unternommenen Versuche des Senats, die staatli-
chen Museen in Hamburg auf eine solide Grundla-
ge zu stellen, sind fehlgeschlagen. Wir brauchen
jetzt, analog zu dem Masterplan für Musik, drin-
gend einen Masterplan für die Hamburger Museen.
Die Ursachen für die Defizite müssen endlich klar
herausgearbeitet werden. Will der Senat die bunte
Museenlandschaft Hamburgs zumindest erhalten,
dann führt kein Weg an einer finanziellen Neube-
wertung vorbei. Der Senat darf Hamburgs Museen
nicht am ausgestreckten Arm verhungern lassen,
das ist einer Kulturmetropole unwürdig. – Danke
schön.

(Beifall bei der SPD und bei Norbert Hack-
busch DIE LINKE)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Martens.

(Dirk Kienscherf SPD: Mal was Inhaltliches!)

Brigitta Martens CDU: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Frau
Oldenburg, ich wollte Sie erst loben, ob des Ver-
dienstes der Großen Anfrage, aber angesichts die-
ser ewigen Untergangszenarien, die Sie immer in
allen Politikfeldern an die Wand malen, finde ich
das Lob einfach nicht mehr angebracht.

(Ingo Egloff SPD: Wir weisen darauf hin und
Sie gehen unter!)

– Das ist miesepetrig, Herr Egloff. Man kann wirk-
lich alles schlechtreden.

(Ingo Egloff SPD: Genau! Wir sind Miesepe-
ter! Alles wird gut! Wie bei der Elbphilharmo-
nie, da ist auch alles gut!)

– Immerhin wächst es.

Der Museumsentwicklungsplan ist jetzt fast drei
Jahre alt. Wir haben im Haushalt 2007 13,5 Millio-
nen Euro zur Entschuldung der Hamburger Muse-
en aufgewendet.

Der ganzheitliche Auftrag eines Museums heißt:
Beschaffen, bewahren, erforschen, bekanntma-
chen und ausstellen. Und das machen die Ham-
burger Museen sehr gut.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vergleiche mit einer Tutanchamun-Ausstellung, die
nur Kopien ausstellt, greifen nicht. Die Ausstellung
hat in München 350 000 Besucher angezogen und
ist jetzt auch in Hamburg zu besichtigen. Die Ham-
burger Museen sind aber keine derartigen Event-
Maschinerien, die à la Disneyland Geschichten er-
zählen. Hamburger Museen sind, wie generell je-
des Museum, dem Original verpflichtet und das
funktioniert auch. Interessieren Sie sich denn nicht
dafür, welche guten Leistungen unsere Museen er-
bringen? 2006 hat die Caspar-David- Friedrich-
Ausstellung 325 000 Besucher angezogen.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Es kommt nicht auf das Inter-
esse an, aber auf den Lautstärkepegel. Der ist im
Moment zu hoch.

Brigitta Martens (fortfahrend): Dass die Hambur-
ger Museen auch gegenwärtig erfolgreiche Arbeit
leisten, zeigt sich darin, das die Sigmar-Polke-Aus-
stellung in der Hamburger Kunsthalle "Wir Klein-
bürger! Zeitgenossen und Zeitgenossinen" als
Ausstellung des Jahres 2009 ausgezeichnet wor-
den ist.
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Ich möchte angesichts der fortgeschrittenen Zeit
gar nicht weiter diskutieren. Das Interesse ist hier
im Plenum sowieso recht gering. Ich denke, wir
sollten das unter uns Fachleuten im Ausschuss
diskutieren und das Ergebnis dann dem gesamten
Plenum vorstellen. Wir haben zu der Großen An-
frage noch keine Abschlussbilanz vorliegen; wir
können hier jetzt sowieso nicht über konkrete Zah-
len reden. Das sollten wir im Ausschuss machen.
Ein Punkt dabei wäre mir ganz wichtig, dass wir
nicht nur den Jahresabschluss von 2008 heranzie-
hen, sondern auch die monatlichen Abschlüsse
der Stiftungen in 2009. Mein Vorschlag wäre, im
Ausschuss eine Anhörung zu machen, dazu die
Experten von vor drei Jahren heranziehen und zu-
sätzlich die Gutachter Birnkraut und Richter sowie
die Direktoren der Museen dazu bitten. Man muss
kein Prophet sein, um zu sagen, dass wir die Lö-
sung für die Hamburger Museen nur im Schulter-
schluss mit Herrn Dr. Freytag schaffen werden.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Dr. Gümbel.

Dr. Eva Gümbel GAL:* Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Liebe Frau Olden-
burg, eines ist klar: Hamburg braucht seine Muse-
en. Sie sind das kulturelle Gedächtnis der Stadt
und der Ort der kulturellen Selbstvergewisserung.
Hamburg muss aber auch von seinen Museen er-
warten können, dass sie als verlässlicher Partner
agieren. Als gutes Beispiel, das konnten wir aus
der Großen Anfrage, die Sie gestellt haben, erse-
hen, geht das Museum für Kunst und Gewerbe
voran. Hier gelingt die Umsetzung dessen, was der
Neuausrichtung der Hamburger Museumsland-
schaft zugrunde gelegt wurde.

Vorausgegangen war ein Diskurs in den Neunzi-
gerjahren. Bundesweit wurde überlegt, wie die
Strukturen der Museen verändert werden müssen,
damit sie ihre Aufgaben besser, wirksamer und
wirtschaftlicher wahrnehmen können. Man ver-
sprach sich von der Umwandlung der Rechtsnorm,
also der Entlassung der Museen in größere Auto-
nomie, dass sich bei den handelnden Personen
das Kostenbewusstsein und die Dienstleistungsori-
entierung verstärken würden. Das ist im Grunde
das, Frau Oldenburg, was Sie angesprochen hat-
ten.

Als Ausdruck dieser Überzeugung wurde 1998 die
rechtliche Verselbstständigung der Hamburger Mu-
seen beschlossen. Da sich aber auch neun Jahre
später der Kostendeckungsgrad nicht wesentlich
verändert hatte, beschloss man 2007, noch einen
Schritt weiter zu gehen und die vier stadt- und kul-
turhistorischen Museen zusammenzulegen. Ziel
war wiederum eine Bündelung der fachlichen und
der finanziellen Ressourcen. Verbunden mit der

Zusammenlegung der vier historischen Museen,
also dem Museum für Hamburgische Geschichte,
dem Altonaer Museum, dem Helms-Museum und
dem Museum der Arbeit zu der Stiftung Hamburgi-
sche Museen für Stadt- und Kulturgeschichte, war
eine Entschuldung aller städtischer Museen vorge-
sehen und realisiert worden. Dafür hat die Stadt
2007 13 Millionen Euro zur Entschuldung in die
Hand genommen.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD – Dr. Andre-
as Dressel SPD: 2007 haben Sie noch nicht
regiert!)

Wir Grüne haben in der letzten Legislaturperiode
aus den oben genannten Gründen die Zusammen-
führung der historischen Museen für richtig befun-
den. Durch diesen großen Schritt hat sich seit
2007 schon viel bewegt; auch das haben die Kolle-
ginnen bereits angesprochen. Ich erwähne es
noch einmal kurz: Die Abstimmung der Ausstel-
lungs- und Sammlungspolitik wurde verbessert, ei-
ne museumsübergreifende Programmkommission
eingesetzt, die digitale Inventarisierung der Samm-
lungsbestände organisiert und die Objekte wurden
deutlich schneller als geplant erschlossen. Die Ent-
wicklung eines prägnanten museumspädagogi-
schen Profils der Museen wurde auf den Weg ge-
bracht und eine verbesserte Zusammenarbeit aller
sieben Museen in der Öffentlichkeitsarbeit erfolg-
reich aufeinander abgestimmt.

Im Gegensatz zu diesen Entwicklungen zum Posi-
tiven blieb die finanzielle Situation der Museen un-
befriedigend.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! So geht es wirklich nicht. Die
frei vorgetragene Rede nach Paragraf 41, Absatz
1 bringt natürlich auch mehr Aufmerksamkeit; auch
darauf weise ich gerne hin.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Fahren Sie fort.

Dr. Eva Gümbel (fortfahrend): – Da haben Sie
vielleicht recht.

Seit Jahren wurde also mit unterschiedlichen Maß-
nahmen versucht, die Museen auf einen tragfähi-
gen Konsolidierungskurs zu bringen. Dies ist aber
bis heute noch nicht gelungen; die Kollegin Olden-
burg hat dies auch gesagt. Die aufgrund der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise wegbrechenden Ein-
nahmen bei Spenden und Sponsoring belasten die
finanzielle Situation der hamburgischen Museen
zusätzlich. Sondereffekte durch die Baumaßnah-
men, etwa im Altonaer Museum und im Helms-Mu-
seum, belasten ebenfalls die Etats.

(Sören Schumacher SPD: Das ist doch zu!)
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– Das Helms-Museum ist zu? Da wurde gebaut,
das hat wieder aufgemacht.

Umso wichtiger wird es auch weiterhin sein, darauf
zu drängen, dass das Controlling in den Häusern
funktioniert. Vor dem Hintergrund der Finanzkrise
und der auf die Stadt zukommenden zusätzlichen
Belastungen im Betriebshaushalt ist klar, dass al-
le…

(Zuruf von der SPD – Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Herr
Kollege, das ist zwar laut, aber hier nicht verständ-
lich.

(Zuruf von der SPD: Er hat gesagt, dass das
Museum für Harburger Stadtgeschichte zu
war!)

Jetzt haben wir es verstanden, auch die Rednerin.

Bitte.

Dr. Eva Gümbel (fortfahrend): – Darf ich jetzt fort-
fahren?

Wir sind gespannt auf das Konsolidierungskonzept
für die historischen Museen, zu dem wir im vierten
Quartal eine Senatsdrucksache erhalten werden.

Bei der Weiterentwicklung der Hamburger Muse-
enlandschaft wird es darauf ankommen, die Balan-
ce zu halten zwischen dem besonderen Kulturauf-
trag, den die Museen erfüllen, und den wirtschaftli-
chen Gegebenheiten, die den Handlungsspielraum
abstecken.

Ich persönlich wünsche mir, dass auch in den an-
deren Museen das gelingt, was im Museum für
Kunst und Gewerbe gelungen ist, nämlich einen
ausgeglichenen Haushalt vorzulegen, denn – und
da komme ich auf den Anfang zurück – Hamburg
braucht seine Museen.

Und wenn ich noch ein Wort zu der Kollegin Olden-
burg sagen darf. Frau Oldenburg, Herr Professor
Weiss hat zwar diesen Vorschlag in die Debatte
eingebracht, aber die Senatorin hat doch sehr
deutlich gesagt, dass der Eintritt für Kinder weiter-
hin kostenlos ist. – Danke.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Hackbusch.

(Zuruf aus dem Plenum: Hacki, mach' dich
nicht unbeliebt!)

Norbert Hackbusch DIE LINKE: – Ja, vielen
Dank.

Herr Präsident, meine Damen und Herren!

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Herr Hackbusch hat maximal
23 Minuten Redezeit zur Verfügung.

(Heiterkeit bei der CDU)

Norbert Hackbusch (fortfahrend): Vielen Dank,
dass ich das jetzt auch erfahren habe. Wir werden
einmal sehen, wie wir damit umgehen.

Erstens erfreut mich, dass wir diese Drucksache
an den Ausschuss überwiesen bekommen und
dementsprechend dort einige Diskussionen genau-
er führen können. Das scheint mir auch der Situati-
on angemessener als das, was wir gegenwärtig an
Debatte hier erleben. Deshalb werde ich mich auf
einige wichtige Punkte konzentrieren.

Ich freue mich über die Große Anfrage, weil sie im
Zusammenhang mit den wichtigsten Fragen, die
das Museum angehen, sehr fleißig und sehr gut or-
ganisiert ist. Bei den Antworten habe ich einige
Schwierigkeiten, die sind zum Teil etwas veraltet.
Ich hoffe, dass, wenn wir das im Kulturausschuss
behandeln, wir einiges nachgelegt bekommen.
Dann kann man das, was im vierten Quartal noch
berichtet werden soll, wie wir gerade erfahren ha-
ben, gleich noch mitnehmen.

Natürlich habe ich eine Frage im Zusammenhang
mit der sozialen Situation im Museum vermisst, ge-
rade von der SPD. Eine der richtigen Katastrophen
in den Museen ist dieser hohe Einsatz – ich betone
das jedes Mal wieder – von Ein-Euro-Kräften, die
unter anderem in Bibliotheken eingesetzt werden
und für viele andere Bereiche. Es ist ein kulturpoli-
tischer Skandal, dass so etwas geschieht und das
können wir nicht akzeptieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte, dass wir diese Frage, auch wenn sie in
der Großen Anfrage nicht gestellt worden ist, trotz-
dem behandeln und sie ein wichtiges Thema ist.

Es sind nicht so viele hier, die die Anfrage gelesen
haben, das weiß ich, deshalb will ich es für alle
kurz zusammenfassen:

(Olaf Ohlsen CDU: Lass nach!)

Die Museen stecken in einer Krise, und zwar in ei-
ner kräftigen Krise. Im Gegensatz zu dem, was
man sich von den vier Hamburger Museen, die
man zusammenfasste, erhofft hat, gibt es weiterhin
ein strukturelles Defizit dieser vier zusammenge-
schlossenen Hamburger Museen. Das wird aus
der Anfrage deutlich und dementsprechend muss
dort etwas geschehen. Die Reform von vor zwei
oder drei Jahren – da waren wir noch nicht dabei,
deswegen will ich nicht sagen, dass sie deswegen
schlecht war – ist einfach gescheitert. Das struktu-
relle Defizit ist immer noch da und man muss sich
Gedanken darüber machen, wie man das löst.
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Ein zweiter sehr wichtiger Punkt ist, dass die Äu-
ßerungen im Zusammenhang mit dem freien Ein-
tritt für Kinder nicht eindeutig sind. Die Frau Sena-
torin hat darauf hingewiesen, dass sie es gerne
möchte, Frau Dr. Gümbel, aber sie hat gesagt, sie
müsse noch Sponsoren dafür suchen. Wir alle wis-
sen, dass im kulturellen Bereich im Moment Spon-
soren eher wegbrechen und dies deshalb keine
tatsächliche Zusicherung ist, sondern die Frage
bisher noch offen bleibt. Dementsprechend finde
ich es für uns alle gemeinsam eine wichtige Aufga-
be, den Kindern und Jugendlichen freien Eintritt in
Hamburger Museen zu geben. Das sollte eine Auf-
gabe aller Parteien sein.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Ich möchte außerdem noch darauf hinweisen, dass
ich mich im Zusammenhang mit dieser Debatte an
einen, wie ich damals fand, etwas peinlichen An-
trag von CDU und GAL erinnern kann als Antwort
auf unseren Antrag "Kultur für alle". Sie haben da-
mals einen Antrag gestellt, der auch "Kultur für al-
le" hieß – das hat mich sehr gefreut, sogar ein
bisschen geehrt –, worin Sie den Senat ersucht
haben, anhand des Vergleichs der Kulturpolitik an-
derer Städte zu berichten, welche Maßnahmen
möglich sind, um sozial benachteiligte Bevölke-
rungsschichten an das kulturelle Leben heranzu-
führen und ein Konzept vorzulegen, um diese kul-
turelle Teilnahme zu erhöhen.

Bisher sehe ich immer noch keine Antwort darauf
und befürchte, dass dort nicht gearbeitet worden
und dieser Antrag damals zur Beruhigung gestellt
worden ist.

(Wilfried Buss SPD: Genau!)

Und der Senat hat es bisher nicht als Aufgabe ge-
sehen, dies zu erfüllen. Das ist eine Ohrfeige für
die CDU und für die GAL. Diese Ohrfeige sollten
Sie bitte spüren und nachfragen, was der Senat in
Ihrer wichtigen Anfrage unternommen hat.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Kulturelle Teilhabe für alle ist wichtig und damit
verbunden ebenso das Thema Eintrittspreise.
90 Prozent der Ausgaben insgesamt für Museen
werden sowieso steuerlich bezuschusst und nur
höchstens 10 Prozent über Eintritte erwirtschaftet.
Dementsprechend bedeutet das für jeden, der das
Museum betritt, dass 90 Prozent von allen Steuer-
zahlern bezahlt werden. Wir merken doch, welche
soziale Differenz und soziale Problematik dort auf-
treten. Deswegen halte ich Eintrittspreise in Muse-
en für die normalen Sammlungen sowieso für
einen Fehler.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sollten das aber noch einmal gemeinsam dis-
kutieren. Es ist entscheidend dafür, eine lebendige
Kultur mitzubekommen. Wir wissen alle, dass wir

kulturell im Zusammenhang mit den Museen
schlechter dastehen als Berlin, München oder
Dresden.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Oder
Köln!)

Das ist nun mal historisches Pech.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Farid Müller?

Norbert Hackbusch (fortfahrend): Gerne.

Zwischenfrage von Farid Müller GAL:* Herr
Hackbusch, wir hatten bei der letzten Debatte, als
wir über Kultur für alle gesprochen haben, eigent-
lich sehr eindeutig gesagt, dass der finanzielle
Aspekt bei den Eintrittspreisen nicht alleine dafür
herhalten kann, auch sozial benachteiligte Schich-
ten in die Museen zuzulassen. Das hat gerade
Berlin gezeigt. Deswegen finde ich es blöd, dass
Sie es wieder darauf reduzieren. Das Petitum ging
ganz eindeutig dahin, …

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Herr
Müller.

Farid Müller (fortfahrend): … es mit anderen Mit-
teln noch zu versuchen. Das haben Sie jetzt aus-
geblendet.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Herr
Müller, ich habe Sie nicht ausgeblendet, ich habe
nur Ihren parlamentarischen Sprachgebrauch ein-
mal ein wenig auf die Probe gestellt.

(Michael Neumann SPD: Und das bei einem
ehemaligen Vizepräsidenten!)

Herr Hackbusch.

Norbert Hackbusch (fortfahrend): Ich glaube das
Wort, das er benutzt hat, spricht für ihn selbst.

(Beifall bei der SPD und bei Mehmet Yildiz
DIE LINKE – Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Sehr
geehrter Herr Abgeordneter! Das dürfen Sie nun
auch nicht.

Norbert Hackbusch (fortfahrend): – Schade. Ich
dachte, nun wäre ich elegant, habe es aber nicht
hingekriegt.
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Wir werden dann im Ausschuss sehen, wie wir die-
se Frage weiter behandeln. Ich will nicht die ge-
samte Debatte wiederholen, das wäre ein bisschen
lächerlich an diesem Punkt. Von daher stellen wir
noch einmal fest, dass die Frage der Kultur für alle
absolut notwendig ist. Wir sind in einer krisenhaf-
ten Situation in den Museen, das muss gelöst wer-
den. Es darf keinerlei weitere Kürzungen geben im
Zusammenhang mit der Frage der Kulturspeicher,
wo ich immer etwas Derartiges befürchte. Leider
sitzt Herr Freytag, der für Frau Martens so wichtig
ist – und für mich auch –, nicht hier und verfolgt die
Debatte. Als engagierte Kulturpolitiker werden wir
ihm trotzdem die Ergebnisse zutragen. – Ich wün-
sche Ihnen noch einen schönen Abend.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt Se-
natorin Professor von Welck.

Senatorin Dr. Karin von Welck: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich kann Sie trösten,
ich werde jetzt keine Grundsatzrede halten, obwohl
es mir natürlich sehr am Herzen liegt, das zu tun.

(Michael Neumann SPD: Machen Sie keine
Mördergrube!)

Ich bin natürlich froh, dass das Thema Museen das
Parlament erreicht hat und vieles, was heute ge-
sagt wurde, ist richtig. Wir tun aber alle gut daran,
das im Ausschuss noch einmal genau und ausführ-
lich zu besprechen,

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
GAL)

nicht nur, weil Sie nach Hause gehen wollen, son-
dern weil es der Sache dienlich ist.

Trotzdem möchte ich noch einmal sagen, dass es
keinen Eintritt für Kinder in Museen geben wird.
Das ist eine Verabredung, die die Direktoren ge-
troffen haben, und es war die Meinung eines Ein-
zelnen, die in der Presse stand. Wir haben alle zu-
sammen eine andere Anschauung. – Jetzt wün-
sche ich Ihnen einen schönen Feierabend.

(Beifall bei der CDU, der GAL und vereinzelt
bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält die Ab-
geordnete Dr. Stapelfeldt.

Dr. Dorothee Stapelfeldt SPD: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Vielen Dank, Frau Se-
natorin, wir nehmen gerne gleich den schönen Fei-
erabend in Anspruch. Vorher gehe ich aber noch
auf zwei Dinge ein.

Erstens: Wir haben gestern über die Presse ver-
nommen, dass die CDU-Abgeordneten wünschen,
dass der Kulturetat aufgestockt wird, und Sie ha-
ben da sowohl die Symphoniker erwähnt, Herr Kru-
se, als auch die Museen. Da kann ich Sie nur
nachdrücklich unterstützen. Herr Kruse hat gestern
davon gesprochen, dass die Museen in dem Nach-
tragshaushalt, den Sie jetzt beschließen, einen
Schirm brauchen. Das kann man nur deutlich un-
terstreichen, weil die Unterfinanzierung, auf die
Frau Oldenburg hingewiesen hat, nicht knapp ist,
sondern wirklich sehr erheblich.

Zweitens zu einer Bewertung: Vor zwei Jahren ha-
ben wir über die Museen beschlossen und nicht
nur die 13,6 Millionen, Frau Gümbel, sondern wir
haben damals weitaus mehr Mittel für die Museen
beschlossen. Wir wussten schon, dass es ein
strukturelles Defizit gibt sowohl bei der Kunsthalle
als auch bei den anderen Museen. Jetzt lesen wir
in den Antworten auf unsere Große Anfrage, dass
die Ergebnissituation bei den historischen Museen
bedeutet, dass es zu einer kontinuierlichen Ergeb-
nisverschlechterung gekommen ist.

In diesen zwei Jahren ist strukturell bei den Muse-
en in Wirklichkeit nicht viel passiert – ich habe mir
Ihre Antworten genau angesehen –, sondern das,
was wir damals schon als kritische Punkte heraus-
gearbeitet haben, hat sich leider bestätigt. Nur
Controllingberichte anzufordern, auch wenn sie
monatlich kommen, aber daraus keine Konsequen-
zen zu ziehen, macht wirklich gar keinen Sinn,
sondern es kommt jetzt darauf an, dass man die
Museen deutlich ausfinanziert, so wie die CDU das
selbst vorgeschlagen hat. Wenn Sie die Möglich-
keit haben, das vor der Anhörung Ende des Mo-
nats mit Ihren Beratern im Senat zu machen, dann
tun Sie das bitte. Dafür haben Sie unsere Unter-
stützung. – Dankeschön.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht.

Wer stimmt nunmehr einer Überweisung der
Drucksache 19/3286 an den Kultur–, Kreativwirt-
schafts– und Tourismusausschuss zu? – Gegen-
stimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist einstim-
mig so überwiesen.

Meine Damen und Herren! Es ist noch ein wenig
Zeit, einen wunderschönen Abend zu verbringen,
jedenfalls wünsche ich Ihnen das. Die Sitzung ist
geschlossen.

Ende: 21.19 Uhr
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Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Gunnar Eisold, Jens Grapengeter, Nebahat
Güclü, Rolf Harlinghausen, Wolfgang Joithe - von Krosigk, Wolfhard Ploog und Stefan Schmitt
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